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Die Havel in Gefahr

Um die ruhig dahin fl ießenden 
Wasser von Havel und Spree 
tobt ein heftiger Streit zwi-

schen den Verkehrspolitikern aus Bund 
und Ländern versus einem Bündnis 
aus Naturschützern und Anwohnern. 
Anlass sind Pläne, die Havel, Spree 
und anliegende Kanäle massiv für die 
Schifffahrt auszubauen und dabei die 
Zerstörung einmaliger Lebensräume 

für viele bedrohte Pfl anzen und Tiere 
in Kauf zu nehmen. Auch Kleingärtner, 
Angler und Segler fürchten um ihre 
Erholungs- und Freizeiträume, wenn die 
Bagger rollen sollten. Neben der Ver-
nichtung einmaliger Naturgebiete ist die 
waghalsige Planung ohne ausreichende 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Rentabilität ein Hauptkritikpunkt der 
Ausbau-Gegner.

Woran genau entzündet sich nun 
die Auseinandersetzung? Hintergrund 
sind die so genannten Verkehrsprojekte 
„Deutsche Einheit“ (VDE). Sie wurden 
1992 von Bundestag und Bundesrat 
beschlossen, um die Hauptverkehrsver-
bindungen im Osten auf „Westniveau“ 
zu bringen. Nummer 17 des Planes 
sieht den Ausbau der Wasserwege in 
Ostdeutschland vor. Die Schifffahrts-

wege der neuen Bundesländer sollten, 
basierend auf den optimistischen 
Wirtschaftsprognosen der Nachwen-
dezeit, den westdeutschen Standards 
angepasst werden. Insgesamt 4,5 
Milliarden DM wurden damals dafür 
veranschlagt. Unter anderem sehen 
die VDE auch einen Ausbau des 280 

Breites Bündnis gegen gigantischen Ausbau der 
Wasserstraßen in Berlin/Brandenburg
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Aus dem Inhalt

Am 1. Januar ist in Berlin und 
weiteren deutschen Groß-
städten eine vieldiskutierte 

Schutzmaßnahme in Kraft getreten, 
die dem geplagten Stadtbewohner mehr 
Lebensqualität bringen soll. „Damit 
konnte eine jahrelange Verschleppungs- 
und Hinhaltetaktik von Teilen der 
Politik und der Wirtschaft erfolgreich 
beendet werden“, so Stefan Richter, 
Geschäftsführer der GRÜNEN LIGA 
Berlin. „Der Schutz vor Feinstaub wird 
schon in kurzer Zeit im öffentlichen 
Bewusstsein eine ähnliche Akzeptanz 
wie der geregelte Katalysator haben.“ 
Wichtig sei, so Richter, dass nach jah-
relangem Hickhack die Umweltzonen 
eingeführt wurden.

Bereits 1998 sollten „saubere Au-
tos“ Benutzervorteile in der Innenstadt 
Berlins erhalten. Die Koalition aus 
SPD und CDU beschloss damals das so 
genannte „Innenstadtkonzept“, konnte 
es jedoch nie umsetzen.

„Die Wirtschaftsverbände haben 
sich leider auf das Verhindern konzen-
triert und nicht auf die Information ihrer 

Mitgliedsunternehmen“, kommentierte 
Stefan Richter den langwierigen Pro-
zess. „Nun sollen die Bürger an den 
belasteten Straßen die Zeche bezahlen. 
Das ist nicht akzeptabel.“ 
Seit Anfang des Jahres hat Berlin ne-
ben Köln und Hannover, die ähnliche 
Regelungen trafen, als eine der ersten 
deutschen Städte eine Umweltzone 
innerhalb des S-Bahnrings eingeführt. 
Die darf nur noch von schadstoffärme-
ren Kraftfahrzeugen befahren werden. 
Wurde in den ersten vier Wochen 
Verstößen zunächst nur durch eine 
schriftliche Belehrung begegnet, sind 
ab 1. Februar Strafen und Punkte in 
Flensburg fällig.

Zum Jahresbeginn fuhren bereits 
über 80 Prozent der Berliner Auto-
fahrer, das sind immerhin etwa 1,2 
Millionen Fahrzeuge, mit der nötigen 
Feinstaubplakette, die das Befahren 
des innerstädtischen Bereichs erlaubt. 
Das lässt auf eine breite Akzeptanz in 
der Bevölkerung schließen.

Die Einführung dieser Maßnahme 
durch den Berliner Senat geht auf eine 

Berlin atmet auf!
GRÜNE LIGA Berlin sagt ja zur Umweltzone

Ein Gespräch mit Thomas Rudek und 
Sabine Finkenthei, Mitinitiatoren des 
Volksbegehrens

War das Volksbegehren des Berliner 
Wassertisches „Schluss mit Geheim-
verträgen – Wir Berliner wollen unser 
Wasser zurück“ erfolgreich?

TR: Ja, für den Antrag auf Zulas-
sung eines Volksbegehrens sind 20.000 
gültige Unterschriften erforderlich. Wir 
haben über 38.000 unterschriebene 
Bögen erhalten. Aber erfahrungsgemäß 
sind auch ungültige Bögen dabei. Das 
wird in den nächsten vier Monaten 
durch den Landeswahlleiter geprüft. 
All denen, die uns unterstützt haben 
gilt ein großes Dankeschön, auch dem 
RABE RALF.

Es bleibt also eine Zitterpartie?

SF: Ja, mit 39.659 Bögen wären wir 
gewiss auf der sicheren Seite gewesen. 
Aber in Anbetracht des knappen Etats 
von nur 9000 Euro können wir sehr stolz 
sein, dass so viele Menschen erreicht 
werden konnten. Das war nur möglich, 
weil alle ehrenamtlich arbeiteten und 
wir das gesamte Geld nur für Material 
ausgeben konnten.

Wie geht es weiter, wenn die Über-
prüfung nun positiv ausfällt?

SF: Es geht danach um die juris-
tische Überprüfung unseres Volks-
begehrens, also darum, dass unser 

Gesetzesentwurf nicht gegen geltendes 
Recht verstoßen darf.

Ist denn die juristische Zulassung 
fraglich?

TR: Ich bin davon überzeugt, dass 
der rot-rote Senat und vor allem die 
SPD alles daran setzen werden, um 
fadenscheinige Gründe zu konstruieren, 
damit unser Volksbegehrensantrag aus 
juristischen Gründen abgeschmettert 
und der geheime Vertrag nicht veröffent-
licht wird. Ansonsten würde öffentlich 
werden, mit wie viel Arglist die dama-
lige Finanzsenatorin Fugmann-Heesing 
von der SPD ihr Amt ausgeführt und wie 
viel Schaden sie angerichtet hat.

Falls der Volksbegehrensantrag 
vom Senat aus rechtlichen Gründen 
nicht zugelassen wird, wie geht es 
dann weiter?

SF: Wir würden vor den Berliner 
Verfassungsgerichtshof gehen, um 
diese Entscheidung anzufechten, damit 
wir auch die zweite Stufe des Volks-
begehrens starten können. Denn erst 
dann fängt die eigentliche Arbeit an. 
Es müssen 170.000 Berliner Stimmen 
gesammelt werden!

Das Gespräch führte Oliver Nowak.

Infos unter: 
www.berliner-wassertisch.net

Wasser-Volksbegehren – wie geht es weiter?

Mit dem Volksbegehren wollen 
die Initiatoren „Unser Wasser“ 
die juristischen Voraussetzungen 
schaffen, um die Teilprivatisie-
rung der Berliner Wasserbetriebe 
kostengünstig rückgängig zu 
machen. Im deutschen Städte-
vergleich zahlen die Berliner mit 
5,09 Euro für den Kubikmeter 
Trink- und Abwasser den höchs-
ten Preis. Ab 1. Januar erhöhten 
die Wasserbetriebe erneut ihre 
Preise um 1,9 Prozent. Sowohl die 
Wasserbetriebe als auch SPD und 
die Linkspartei in Berlin erklären, 
die Preiserhöhung läge unter der 
Infl ationsrate. Die Initiatoren des 
Wasser-Begehrens halten dies für 

eine zynische Verharmlosung.

 Hintergrund

EU-Richtlinie zurück. Sie verpfl ichtet 
die Städte und Kommunen im europä-
ischen Maßstab zum Schutz der Bürger 
vor den Folgen der bei Diesel- und 
Benzinverbrennung emittierten Fein-
staubbelastungen.

Dieses bürgerfreundliche Vorhaben 
Berlins ist defi nitiv begrüßenswert. Es 
ist ein weiterer Schritt auf dem Weg zu 
nachhaltigem Schutz der Einwohner und 
Besucher unserer Stadt.

Matthias Bauer                                               

Unterschriftensammeln für das 
Volksbegehren

Windmühlenstreit... Um den 
Bau einer Windkraftanlage in Pan-
kow ist ein heftiger Streit entbrannt. 
Die meisten Umweltverbände wie 
die GRÜNE LIGA Berlin und der 
BUND freuen sich über den guten 
Beitrag zum Klimaschutz. 4000 

Berliner könnten so CO2-frei mit 
Strom versorgt werden. Nun hat 
aber der NABU beim Berliner 
Verwaltungsgericht gegen den Bau 
geklagt. Grund: Das letzte frei leben-
de Rotmilan-Paar der Hauptstadt, 
das in der Nähe brütet, sei durch 
die Windflügel bedroht. Dieser 
Protest ist vor allem klimapolitisch 
kurzsichtig. Es geht darum, auch 
endlich in Berlin mit Windkraft ein 
Zeichen für erneuerbare Energien 
zu setzen. Außerdem befi ndet sich 
der Standort zwischen Lagerhallen, 
Autobahn und Bahnstrecken – also 
keineswegs in unberührter Natur. 

Konzeptlose Bundeswehr...
Im Januar teilte die Bundeswehr in 
einem Bericht dem Verteidigungs-
ausschuss des Bundestages mit, dass 
sie gegenwärtig kein festes Konzept 
für die Nutzung der deutschen 
Luft-Boden-Schießplätze hat. Das 
Nutzungskonzept werde gegenwär-
tig „grundlegend überarbeitet“ und 
„belastbare Aussagen“ über den zeit-
lichen Rahmen dieser Selbstfi ndung 
seien „aktuell nicht möglich“, heißt 
es im Bericht. Überraschend ist dies 
nicht. Die Bundeswehr kann schon 
im Streit um das „Bombodrom“ 
nicht nachzuweisen, warum sie das 
Areal dringend braucht. Darum wird 
es Zeit für Bundestag und Bundesrat, 
das einzig Vernünftige zu tun und die 
ausschließlich friedliche Nutzung
 der Kyritz-Ruppiner Heide festzule-
gen.                          Oliver Nowak

Die Redaktion des RABEN RALF 
möchte sich bei allen bedanken, 
die uns wieder durch zahlreiche 
Spenden unterstützt haben. 
Dabei sind  nicht nur die großen 
Beträge wichtig. Der rechnerisch 
bedeutendste Teil besteht aus 
vielen kleinen Spenden von we-
nigen Euro. Dies ist uns Ansporn, 
weiter einen interessanten und gut 
lesbaren RABEN zu machen.

Dank allen Spendern
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Leukämie für Energie?
Erhöhte Kinderkrebsraten um deutsche Atomkraftwerke entfachen Ursachenstreit

Es hat lange gedauert. Studie über 
Studie, Interpretation über Inter-
pretation – seit Dezember 2007 

liegt endlich das Ergebnis der bisher 
aufwändigsten und umfassendsten Un-
tersuchung zu Kinderkrebs um deutsche 
Atomkraftwerke vor. Die Fall-Kontroll-
Studie mit dem Titel „Kinderkrebs 
um Kernkraftwerke“ (KiKK) wurde 
vom Bundesamt für Strahlenschutz 
in Auftrag gegeben und vom Mainzer 
Kinderkrebsregister durchgeführt. Ein 
unabhängiges Expertengremium aus 
Atomkraftgegnern und -befürwortern 
begleitete sowohl Gestaltung als auch 
Durchführung der Studie. Von 1980 bis 
2003 wurden Daten der 16 Standorte 
aller deutschen Kernkraftwerke gesam-
melt und nun ausgewertet. Das Ergebnis 
ist erschreckend: Kinder unter fünf 
Jahren, die in einem Fünf-Kilometer-
Umkreis vom „Klimaschützer der Wo-
che“ wohnen, haben ein um 120 Prozent 
erhöhtes Leukämierisiko und erkranken 
zu 60 Prozent häufiger an Krebs. Au-
ßerdem steigt das Erkrankungsrisiko 
mit zunehmender Wohnortnähe zum 
Kraftwerksstandort. Innerhalb des 
Fünf-Kilometer-Umkreises muss im 
Vergleich zum Bundesdurchschnitt von 
29 zusätzlichen Krebserkrankungen von 
Kleinkindern im untersuchten Zeitraum 
ausgegangen werden. Betrachtet man 
den 50-Kilometer-Radius, handelt 
es sich sogar um 121 bis 275 mehr 
Erkrankungen als im Durchschnitt zu 
erwarten gewesen wären. Das entspricht 
acht bis achtzehn Prozent der dortigen 
Krebserkrankungen bei unter Fünfjähri-
gen. Die Abhängigkeit des Krebsrisikos 
von der Entfernung vom Atomkraftwerk 
konnte für alle untersuchten Standorte 
nachgewiesen werden. 

Verharmlosung in der 
Öffentlichkeit

Schon aus den Daten einer früheren 
Untersuchung, der Michaelis-Studie 
von 1997, hatte der Wissenschaftler 
Alfred Körblein im Gegensatz zu den 
Autoren eine nachweisbare, signifi-
kante Erhöhung der Kinderkrebsrate 
um deutsche Kernkraftwerke erkannt. 
Unterstützt wurde er dabei von der 
atomkritischen Ärzteorganisation „In-
ternational Physicians for the Prevention 
of Nuclear War“ (IPPNW). Mit Hilfe des 
IPPNW-Aktiven Reinhold Thiel veröf-
fentlichte Körblein eine weitere Studie. 
Aber erst durch öffentlichen Druck und 
nachdem 10.000 Protestbriefe aus der 
Bevölkerung eingegangen waren, wur-
de die KiKK-Studie ins Leben gerufen. 
Doch schon wieder werden die Ergeb-
nisse - so Professor Eberhard Greiser, 
Mitglied des Expertengremiums, in der 
taz - „verharmlost“ und sogar „falsch“ 
in der Öffentlichkeit dargestellt. Sei 
es die Behauptung der Leiterin der 
KiKK-Studie, Prof. Maria Blettner 
vom Kinderkrebsregister Mainz, dass 

außerhalb des Fünf-Kilometer-Radius 
kein erhöhtes Risiko für Kinderkrebs 
bestehe, ihre Weigerung, die Ergeb-
nisse unabhängig prüfen zu lassen, 
ihr Fernbleiben von einer Diskussion 
mit dem Expertengremium oder ihre 
Relativierung der „geringen“ Anzahl 
von Krebsfällen im Vergleich zu Ver-
kehrsunfällen, der „Todesursache Nr. 
1“ in Deutschland.

Strahlung als Ursache?

Die Autoren der KiKK-Studie 
präsentieren ihre Interpretation der 
Ergebnisse der Öffentlichkeit in Sätzen, 
die für den durchschnittlichen Leser 
schwer verständlich sind. „Aufgrund 
des aktuellen strahlenbiologischen und 
strahlenepidemiologischen Wissens 
kann die von deutschen Kernkraftwer-
ken im Normalbetrieb emittierte ionisie-
rende Strahlung grundsätzlich nicht als 
Ursache interpretiert werden“, heißt es 
da. Tatsächlich 
m a c h t  d i e 
S tud ie  ke i -
ne konkreten 
Aussagen zur 
Ursache des er-
höhten Erkran-
kungsrisikos. 
Die Mitglieder 
des begleitenden Expertengremiums 
schließen radioaktive Strahlung aber 
nicht aus. Dafür spricht, dass das Krebs-
risiko mit der Entfernung kontinuierlich 
abnimmt und besonders das Leukämie-
risiko in der Nähe der Atomkraftwerke 
steigt. Leukämien gelten als besonders 
wahrscheinliche Strahlungsfolgen.

Obwohl keine Störfaktoren gefun-
den wurden, die das Ergebnis der Studie 
von außen beeinflusst haben könnten, 
geben die Autoren diese, den statisti-
schen Zufall, geringe Fallzahlen oder 
auch nicht näher erläuterte „Selektions-
mechanismen“ als mögliche Ursache für 
die festgestellten Krebsraten an. 

Andere, wie Bundesumweltminis-
ter Sigmar Gabriel, klammern sich an die 
gültigen Strahlenschutzgrenzwerte, um 
die radioaktive Strahlung als Krebsver-
ursacher auszuschließen. Diese beruhen 
allerdings hauptsächlich auf teils feh-
lerhaften Daten von den Überlebenden 
aus Hiroshima und Nagasaki. Das heißt, 
es handelt sich um über 50 Jahre alte 
Werte, die nur für Erwachsene gelten 
und sich lediglich auf Erbgutschäden 
an den Keimzellen, nicht aber auf allge-
meine Krebsrisiken beziehen. Noch viel 
weniger kann man sie auf Kleinkinder 
übertragen: Da sich ihre Zellen noch 
viel öfter teilen, werden Mutationen 
auch schneller weitergegeben. 

Das Wissen darüber, was von 
der Strahlung letztendlich im Körper 
ankommt, beruht hauptsächlich auf 
Simulationen. Gemessen werden kann 
nur die Dosis der Radionuklide in Luft 
und Abwasser. Unter Einbeziehung vie-

ler Parameter kann es bei den weiteren 
Rechnungen zu groben Unterschätzun-
gen kommen. So wurde um die russi-
sche Atomwaffenschmiede Majak eine 
viermal höhere radioaktive Strahlung 
gemessen als nach dem deutschen Ri-
sikomodell zu erwarten gewesen wäre. 
Zudem gibt es keinen Schwellenwert für 
die gesundheitlichen Auswirkungen von 
radioaktiver Strahlung.

Behauptungen, dass um andere 
Kraftwerke oder auch nur bei Bauvor-
haben ähnliche Krebsrisiken gefunden 
wurden, versuchen Wissenschaftler 
zum Beispiel mit der Populations-
Mix-Hypothese zu begründen. Durch 
neue Arbeitsplätze angelockt, zieht es 
bestimmte Bevölkerungsgruppen in 
die Nähe des betreffenden Kraftwerks. 
Dort wird ihr Immunsystem mit neuen 
Viren konfrontiert, von denen es mög-
licherweise überfordert ist. Gerade 
kleine Großstadtkinder, die sterile 
Umgebungen gewöhnt sind, könnten da-

von betroffen sein. 
Doch weder mit 
dieser Hypothe-
se noch mit der 
größeren Pestizid-
verwendung auf 
dem Land lässt 
sich der eindeuti-
ge Rückgang der 

Krebserkrankungen mit der wachsenden 
Entfernung vom Atomkraftwerk erklä-
ren. Da ist es auch nicht sinnvoll, die 
im Normalbetrieb des Kraftwerks emit-
tierte Strahlung mit der von Hochspan-
nungsleitungen oder beim Bergsteigen 
zu vergleichen, wie es Peter Kaatsch, 
Co-Autor der KiKK-Studie und Chef 
des Mainzer Krebsregisters, tut. 

Fest steht, dass es in der Vergan-
genheit immer wieder zu erhöhten 
Emissionen radioaktiver Stoffe in die 
Umgebung von Atomkraftwerken ge-
kommen sein muss. So stellte man am 
Standort Krümmel bei Hamburg starke 
Kontaminationen der Umgebung fest, 
die sich nicht auf die offiziell angege-
benen Emissionen zurückführen lassen. 
Auch fand man dort besonders oft so 
genannte dizentrische Chromosomen im 
Blut von Anwohnern. Diese Anomalien 
werden auf eine starke Strahleneinwir-
kung zurückgeführt.

Konsequenzen ziehen

Es wird nicht nur Zeit die Strah-
lenschutzgrenzwerte zu überprüfen, 
sondern vor allem die Verheimlichung 
illegaler Emissionen durch die Betreiber 
der Kraftwerke zu verhindern – durch 
eine bessere Überwachung und den 
sicheren Atomausstieg. Die gehäuften 
Leukämiefälle sind nicht ein kleines 
Opfer für den großen, gesamtgesell-
schaftlichen Nutzen der Kernenergie, 
wie von deren Befürwortern behauptet 
wird. Vielmehr handelt es sich um die 
Durchsetzung der Interessen der Atom-

lobby zum Leidwesen der anwohnenden 
Kinder und Familien. 

„Der im Jahr 2000 vereinbarte 
schrittweise Ausstieg aus der Atom-
energie mit langen Restlaufzeiten 
basierte auf der Voraussetzung, dass 
vom laufenden Betrieb der Atommeiler 
keine Gefahr ausgeht“, sagt Wolfgang 
Jüttner, SPD-Fraktionschef im Nieder-
sächsischen Landtag. „Betrachtet man 
das jetzt festgestellte Krebsrisiko, war 
diese Grundannahme offenbar falsch“, 
so Jüttner. Trotz der vermehrten Pannen 
wie in Brunsbüttel und Krümmel halten 
die Energiekonzerne dennoch an länge-
ren Restlaufzeiten für die teilweise über 
30 Jahre alten Atommeiler fest.

Während die IPPNW-Vorsitzende 
Angelika Claußen zu Recht schluss-
folgert, dass „das im europäischen Um-
weltrecht verankerte Vorsorgeprinzip 
gebietet, die deutschen Atomkraftwerke 
umgehend stillzulegen“, schreibt der 
Spiegel: „Leukämie ist heutzutage 
kein Todesurteil, sondern heilbar.“ Von 
1980 bis 2003 seien auch 214 Kinder an 
Grippe und 3320 durch Verkehrsunfälle 
gestorben. 

Wir müssen aufpassen, dass der 
vermeintliche „Klimaschützer Atom-
kraftwerk“ jetzt in der Öffentlichkeit 
nicht auch noch zum „Kinderschützer“ 
gemacht wird. Die vorliegende Studie 
hat uns eindeutig das Gegenteil bewie-
sen. Relativierende Vergleiche sind hier 
ethisch äußerst fragwürdig, wenn nicht 
sogar zynisch.  Arabella Walter

www.ippnw.de/Atomenergie
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Kilometer langen Wasserweges von 
Berlin über Magdeburg nach Wolfsburg 
vor. Im Zuge dessen wurden etwa der 
Umbau des Mittellandkanals zwischen 
Wolfsburg und Magdeburg und das 
Wasserkreuz in der Hauptstadt Sachsen-
Anhalts bereits realisiert. Folgen sollen 
von Potsdam aus zwei weitere Trassen: 
Im Norden über Havel und Spree zum 
Berliner Westhafen und im Süden über 
den Teltowkanal zum Osthafen.

2,6 Milliarden Euro 
Baukosten 

Im Jahr 2008 stehen in Berlin zwei 
Planfeststellungsverfahren an. Zum 
einen soll die Mittel- und die Berliner 
Unterhavel und zum anderen die Spree 
zwischen Mündung und Charlotten-
burger Schleuse ausgebaggert und 
begradigt werden. Des Weiteren ist 
eine Aufweitung des Sacrow-Paretz- 
Kanals geplant, um den Havelknick bei 
Potsdam abzukürzen. Darüber hinaus 
sind drei weitere Ausbauprojekte als 
Teil der VDE an Havel, Spree und 
angrenzenden Kanälen in Berlin und 
Brandenburg geplant, für deren Plan-
feststellungsverfahren aber noch keine 
genauen Termine stehen. Die Baukosten 
dafür werden auf insgesamt circa 2,6 
Milliarden Euro geschätzt.

Was genau soll an den betreffenden 
Abschnitten gemacht werden? Vorge-
sehen ist, die Fluss- und Kanalwege 
auf vier Meter Tiefe und mindestens 
55 Meter Breite auszubaggern sowie 
Gewässerkurven auf 75 Meter Breite 
zu erweitern. Dann könnten auch so 
genannte Großschubverbände  von 185 
Metern Länge und „Großmotorgüter-
schiffe“ die Wasserstraßen passieren.

Was ist dagegen zu sagen? Die 
Kritik des Aktionsbündnisses „Stopp 
Havelausbau!“ entzündet sich an zwei 
Punkten. Zum einen wird durch den 
Ausbau eine einmalige Fluss- und 
Auenlandschaft zerstört. Zum anderen 
sei das ganze Projekt wirtschaftlich un-
sinnig, denn die Planung basiere auf den 
rosigen Prognosen der Nachwendezeit 
– es bestehe mittlerweile aber überhaupt 
kein Bedarf mehr für Schiffstransporte 
dieser Größenordnung!

Die Eingriffe betreffen etwa die 
sensible Ufervegetation. Vor allem an 
der Berliner Spree müssten von der 
Mündung bis zur Schleuse in Char-
lottenburg allein 1000 Bäume gefällt 
werden, weitere 800 am Sacrow-Paretz-
Kanal. Die Uferbegradigung und die 
Abbaggerung der Böschungen würden 
eine neue naturbelassene Vegetation mit 
einer lebendigen Tierwelt an den Ufern 
unmöglich machen. Denn für eine Neu-
ansiedlung urwüchsiger Flora wären 
eben jene flachen und verschlungenen 
Flussränder nötig, die durch das Aus-
bauprojekt vernichtet werden würden. 
Dass für die aufwändige Sicherung der 
steil-gebaggerten Böschungen erhebli-
che bauliche und finanzielle Mittel nötig 
sind, steht darüber hinaus auf einem 
ganz anderen Blatt.

Zerstörung wertvoller 
Auwälder

Noch dramatischer würden die 
Auswirkungen des Ausbaus auf den 
Wasserhaushalt des Gebietes ausfal-
len. Denn die Aufweitung des Paretzer 
Kanals etwa würde zu einer massiven 
Absenkung des Mittel- und Hochwas-
serspiegels an der Berliner Unterhavel 
führen. Konkret bedeutet dies, dass 
ökologisch wertvolle Überschwem-
mungswiesen und in Berlin einzigartige 
Auwälder trockengelegt und für immer 
verloren gehen würden. 

Der Ausbau beträfe auch die Brun-
nengalerien der Berliner Wasserwerke 

an der Unterhavel und dortigen FFH-
Gebiete. Das sind Schutzgebiete nach 
der europäischen Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie. Sie sind Lebensraum für 
vom Aussterben bedrohte Tierarten wie 
Fischotter, Biber, Kranich und Seeadler. 
Außerdem würden Röhrichtbestände 
vernichtet, die erst in den letzten Jahren 

mit mehreren Millionen Euro aus Berli-
ner Mitteln wieder hergestellt wurden. 
Dies ist nach Ansicht von Umweltschüt-
zern nicht nur ökonomisch unsinnig 
– Berlin-Brandenburg würde sich selbst 
eines europaweit bedeutsamen Ökosys-
tems berauben. Das verstößt obendrein 
gegen das Verschlechterungsverbot der 
europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
und könnte den Planern zusätzlichen 
Ärger aus Brüssel einhandeln.

Illusorische Prognosen für 
Güterverkehr zu Wasser

Ein weiteres Hauptargument der 
Ausbaugegner sind Zweifel an der 
wirtschaftlichen Rentabilität eines 

solchen Megaprojektes. 
Denn die Prognosen für 
das 1992 beschlossene 
VDE 17 basieren auf 
Konjunkturschätzungen 
aus der unmittelbaren 
Nachwendezeit, als der 
damalige Bundeskanzler 
noch „blühende Land-
schaften“ in Ostdeutsch-
land versprach. So wurde 
etwa ein heute völlig 
unrealistischer Bedarf 
an Schiffstransporten 
angenommen, um die 
enorm hohen Baukosten 
zu rechtfertigen. 

Die Beratungsfir-
ma Planco untersuchte 
2002 im Auftrag des 
Bundesverkehrsminis-
teriums die Wirtschaft-
lichkeit des Ausbau-
Projektes. Sie musste 
ihre Schätzungen des 
Güteraufkommens auf 
der Strecke Wolfsburg-
Magdeburg-Berlin für 
einzelne Teilabschnitte 
um bis zu 78 Prozent 

gegenüber einer 1992er-Prognose nach 
unten korrigieren. 

Außerdem hat sich das Volumen 
des Güterumschlages per Binnen-
schiff in Berlin in den letzten Jahren 
auf niedrigem Niveau bei rund 3,5 
Millionen Tonnen eingependelt. Der 
Verkehrswegeplan des Bundes träumte 

1992 noch von 14 Millionen Tonnen 
für das Jahr 2010. In den 3,6 Millio-
nen Tonnen Güterumschlag des Jahres 
2006 sind außerdem noch rund zwei 
Millionen Tonnen enthalten, welche 
als Kohlelieferungen aus Polen und 
der Lausitz kamen und so gar nicht der 
Projekt-17-Trasse zugerechnet werden 
können. 

Real werden also nur 1,5 Millionen 
Tonnen Güter über das Prestigeprojekt  
VDE 17 transportiert – gerade einmal 
rund zehn Prozent des erhofften Volu-
mens. Selbst der Berliner Senat geht 
übrigens in seinem Wirtschaftskonzept 
davon aus, dass sich der Binnenschiff-
verkehr nicht nennenswert steigern 
wird.

Auch der geplante Container-
Verkehr vom Westhafen aus ist kein 
stichhaltiges Argument für einen 
Spree-Havel-Ausbau. Für einen Con-
tainer-Transport per Schiff stehen die 
Aussichten gegenwärtig schlecht, denn 
der wird ausschließlich über Bahn 
und LKW abgewickelt. Die beengte 
Platzsituation am Westhafen macht es 
ohnehin fraglich, ob überhaupt jemals 
eine größere Anzahl Großschubverbän-
de den Hafen anfahren könnte .

So gesehen reichen die bisherigen 
Ausbau-Maßnahmen des VDE-17-Pro-
jektes völlig aus, um den Güterverkehr 
zu bewältigen, meinen nicht nur die 
Naturschützer.

Forderung nach Stopp der 
„Dinosaurierplanung“

Aus diesen Gründen regt sich schon 
seit Beginn des Projektes massiver 
Widerstand. In Berlin und Branden-
burg schlossen sich noch 1992 rund 
30 Umweltverbände, Bürgerinitiativen, 
Parteien und Interessengruppen zum 
„Aktionsbündnis gegen den Havelaus-
bau“ zusammen. 

„Die ökologischen Schadwirkun-
gen stehen in keinem Verhältnis zu dem 
überdimensionierten Wasserstraßen-
Ausbau in Berlin und Brandenburg“, 
kritisiert Michael Bender, Wasserexper-
te der GRÜNEN LIGA Berlin. Einzig 
beim Containertransport zu Wasser 
bestehe eventuell ein Steigerungspo-
tenzial. „Doch dafür braucht man keine 
tiefgebaggerten Flüsse, sondern größere 
Durchfahrtshöhen unter Brücken.“

Auch Burckhard Voß, Landesvorsit-
zender des BUND Brandenburg, fordert 
einen Stopp der „Dinosaurierplanung 
aus der Nachwendezeit“. Statt pauschal 
mit der Verlagerung von Güterverkehren 
von der Straße auf Binnenschiffe zu 
argumentieren, müsse Brandenburgs 
Verkehrsminister Dellmann (SPD) 
endlich eine konkrete Begründung für 
die beabsichtigte Zerstörung von Havel 
und Spree auf den Tisch legen. Denn die 
stehe angesichts der neuen Fakten nach 
wie vor aus. Oliver Nowak

Weitere Infos und eine 
Online-Petition: 

www.stopp-havelausbau.de 

Protest am Bundesverkehrsministerium
Fotos/Karte:  Andreas Jost, GRÜNE LIGA
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Für uns Mitteleuropäer ist die Welt 
der Pilze ein eher unbekanntes 
Terrain. Wir kaufen Champig-

nons und vielleicht zwei, drei andere 
Speisepilze im Supermarkt und stoßen 
in der Natur mal auf den ein oder an-
deren Baum- oder Wiesenpilz. Aber 
nur relativ wenige Pilzkundige wissen 
etwas mit den verschiedenen Pilzarten 
anzufangen. Dabei ist den Meisten 
völlig unbekannt, dass in einigen Pilzen 
dieser Welt sehr effektive Wirkstoffe 
gegen viele körperliche und auch 
psychische Erkrankungen enthalten 
sind. Das Antibiotikum Penicillin zum 
Beispiel ist zwar wohl bekannt, nur 
weiß kaum jemand, dass es einem Pilz 
entstammt.

Pilze sind weder Pflanzen noch 
Tiere. Sie enthalten daher auch ganz 
andere Vitalstoffe als andere Gewächse 
und auch Stoffe, die sonst nirgendwo 
in der Natur vorkommen, zum Bei-
spiel Polysaccharide wie Lentinan. 
Außerdem finden sich in ihnen neben 
Metallen wie Eisen, Kupfer und Kalium 
auch Mineralstoffe wie Kalzium sowie 
verschiedene Vitamine.

Den Chinesen sind die Heilkräfte 
ihrer Pilze schon seit Jahrtausenden 
bekannt, erste Aufzeichnungen über 
Pilzheilkunde stammen aus der Ming-
Dynastie zwischen 1368 und 1644. In 
der traditionellen chinesischen Medizin 
werden sie gegen eine ganze Reihe von 
Krankheiten mit teilweise erstaunlichen 
Erfolgen eingesetzt.

Wie kommt es, dass diese alterna-
tiven Heilmittel bei uns kaum populär 
sind, und welche Beschwerden lassen 
sich mit welchen Pilzwirkstoffen er-
folgreich therapieren?

Wirkungsvolle Alternativen zu 
ihren Medikamenten sind der Pharma-
industrie natürlich ein Dorn im Auge. 
Mittels Abmahnfirmen werden kleine 
Unternehmen, die sich mit Heilpilzen 
befassen, bedrängt. Es kann nur unge-
stört verfahren, wer keine wirtschaftli-

chen Interessen mit den Pilzen verfolgt, 
sondern an sich selbst Heilerfolge 
bemerken konnte. 

Durch die Medien findet das Thema 
kaum Verbreitung. Viele Mitteleuropäer 
assoziieren mit Pilzen außerdem zum 
großen Teil etwas Giftiges und Ab-
stoßendes, zum Beispiel Fliegen- und 
Schimmelpilze.

Die so genannten Vitalpilze finden 
sich vor allem im Fernen Osten. In 
Japan und China werden sie im großen 
Stil kultiviert. Der Shiitake, ein auch in 
Europa zunehmend populär werdender 
Pilz, ist zum Beispiel der nach dem 
Champignon weltweit am meisten pro-
duzierte Kulturpilz. Er wird vor allem 
wegen seiner vielfältigen Heilwirkung 

sehr geschätzt. Der Shiitake findet 
Anwendung bei Beschwerden wie Ma-
gen- und Kopfschmerzen, Erkältungen, 
Bluthochdruck, Leberleiden, Diabetes 
und Masern oder kann zur allgemeinen 
Gesunderhaltung eingesetzt werden. 
Shiitake ist aber auch als Lebensmittel 
erhältlich, zum Beispiel als Brotauf-
strich. In Japan werden Arzneimittel 
aus Inhaltsstoffen des Shiitake zur 
unterstützenden Behandlung bei der 
Chemotherapie eingesetzt.

Heutzutage sind Vitalpilze meist 
getrocknet in Kapselform erhältlich. 
Als Arzneimittel sind die Präparate in 
Deutschland nicht zugelassen. Sie wer-
den als „Nahrungsergänzungsmittel“ 
angeboten. Die Wirkung der Pilze zielt 
nicht darauf ab, gegen eine Krankheit 
vorzugehen, sondern den Körper in ein 
gesundes Gleichgewicht zu bringen und 
ihn zu entgiften.

Mit der seit 1997 eingesetzten 
Mykotherapie soll vor allem gegen 
Beschwerden wie Schlafstörungen, 
Depressionen, Allergien, Bluthoch-
druck, Migräne, aber auch gegen Krebs 
vorgegangen werden. 

Laboruntersuchungen und einige 
Studien bestätigen die Wirkung der 
Vitalpilze bei vielerlei Beschwerden. 

Geheimtipp Heilpilze
Auf den Spuren der traditionellen fernöstlichen Medizin

Dr. rer. nat. Hua Fan von der Berliner 
Charité  stellte 2005 bei einem Krebs-
Kongress in Celle Untersuchungen 
zu krebshemmenden Effekten von 
Heilpilzen vor.

Die Wirkung gegen Krebs beim 
Menschen ist zwar nicht zweifelsfrei 
bewiesen, Tierversuche zeigten aller-
dings positive Ergebnisse. Die Pilze 
dienen bei Krebskranken möglicher-
weise eher unterstützend, um etwa 
die Ursachen einer Tumorentstehung 
zu beseitigen und auch um die Neben-
wirkungen von Chemotherapie und 
Bestrahlung zu lindern. 
                                   Ingo Kirchhoff

www.vitalpilze.de
www.gruenekraft.com

Der Shiitake
Foto:  tonyolm
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Trotz heftiger Proteste von Um-
weltschützern und Kernkraft-Ex-
perten hat die EU-Kommission 

im Dezember grünes Licht für den Bau 
eines Atomkraftwerks im nordbulga-
rischen Belene gegeben. Russlands 
Präsident Putin sagte gar schon 3,8 
Milliarden Euro für den Bau des Brü-
ters zu. Das Projekt ist seit Jahrzehnten 
umstritten (siehe Artikel in der letzten 
Ausgabe). Gebaut werden soll das 
AKW nun vom russischen Energiemulti 
Gazprom mit Hilfe von Siemens und 
dem französischen Atomkonzern Areva. 
Weil sämtliche bulgarische Privatinves-
toren wegen unkalkulierbarer Risiken 

AKW in Erdbebengebiet
EU-Kommission und Russland wollen neues Kernkraftwerk in Bulgarien finanzieren

von dem milliardenschweren Geschäft 
zurückgeschreckt waren, hing der Bau 
bis zuletzt am seidenen Faden. 

“Die Aktion zeigt, wie wichtig 
Belene für die Expansionspläne der 
russischen Atomwirtschaft und Putins 
Großmachtstrategie ist“, kommentierte 
Vladimir Sliviak, Atomexperte der 
russischen Umweltorganisation Eco-
defence!. „Die Stellungnahme der EU-
Kommission zeigt, dass sie weder auf 
die Stimme der Vernunft noch auf die der 
Bürger hört, wenn es um Atomenergie 
geht“, empörte sich Heffa Schücking 
von der Umweltorganisation urgewald.  
Georgij Kastschiew, der ehemalige 

Leiter der bulgarischen Atomaufsichts-
behörde, hatte einen sofortigen Stopp 
der Baupläne gefordert. Grund dafür sei 
das zu hohe Sicherheitsrisiko. Belene 
liegt in einer erdbebengefährdeten 
Region und die Sicherheitsstandards in 
bulgarischen Kernkraftwerken sind laut 
Kastschiew äußerst bedenklich. Bereits 
vor zwei Jahren hatten sich Bürger-
meister der umliegenden Gemeinden in 
Nordbulgarien und Südrumänien gegen 
das Projekt ausgesprochen.

Die Umweltschützer zeigten sich 
tief enttäuscht, dass die Kommission 
dem EU-Neumitglied Bulgarien nun 
Tür und Tor geöffnet hat, bei der 

europäischen Kreditbank und beim 
EU-Atomenergieprogramm Euratom 
Kredite zu beantragen. Die Entschei-
dung der Kommission war für diese 
Finanzspritzen Bedingung. Nun be-
fürchten die Kernkraftgegner, dass eine 
ganze Reihe neuer Atomkraftwerke in 
Osteuropa gebaut werden könnte. Dies 
ist kein Hirngespinst, sind doch hierfür 
konkret schon die slowakischen Atom-
kraftwerksblöcke Mochovce 3 und 4 im 
Gespräch. Dort sollen völlig veraltete 
Reaktoren ohne Sicherheitsbehälter 
gebaut werden, berichtete urgewald.

Oliver Nowak

Seinen Hungerstreik gab er auf – nicht 
jedoch seinen friedlichen Kampf! 

Am 20. Dezember 2007 verkündete 
Dom Luiz Flávio Cappio, Bischof der 
nordost-brasilianischen Diözese Barra 
(Bahia) das Ende seines Fastens. An 
jenem Tag hatte der 61-Jährige von 
der Aufhebung des Baustopps des um-
strittenen Megaprojektes am Rio São 
Francisco erfahren, war zusammenge-
brochen und hatte sich im Krankenhaus 
intensivmedizinisch behandeln lassen 
müssen. Auf Anraten von Ärzten und 
Bitten seiner Freunde brach der um 
neun Kilogramm abgemagerte Bischof 
daraufhin nach 23 Tagen ohne Nahrung 
seinen Hungerstreik ab. 

Der Hintergrund des Protestes ist 
der seit 1992 schwelende Widerstand 
gegen einen gigantischen Flussumlei-
tungsplan am Rio São Francisco, dem 
zweitgrößten Fluss des Landes. Das 
Prestigeobjekt wird von Brasiliens 
Präsident Luiz Inácio Lula da Silva 
persönlich vorangetrieben. 

Geplant ist, den Fluss teilweise 
umzuleiten, um so in dem semiariden 
(halbtrockenen) Teil im Nordosten 
Brasiliens das Problem der jährlich wie-
derkehrenden Dürren für die Landwirt-
schaft in den Griff zu bekommen. Dazu 
sollen rund elf Millionen Kubikmeter 
Wasser täglich abgezweigt werden. 
Etwa zehn Jahre Bauzeit sind für das 
Megaprojekt eingeplant. Die Schätzun-
gen der Baukosten reichen umgerechnet 
von den offiziellen 1,3 Milliarden Euro 
der Regierung bis zu sechs Milliarden 
Euro, welche Kritiker veranschlagen. 
Noch am 10. Dezember vergangenen 
Jahres hatte das Verwaltungsgericht 
Bahia aufgrund der Proteste einen 
Baustopp verhängt.

Denn gegen das gigantische Vorha-
ben gab es von Anfang an vehemente 
Kritik von vielen Seiten. Umwelt-
schützer befürchten eine irreparable 
Vernichtung des Ökosystems Fluss. 

Der ist durch fünf große Staudämme 
entlang des 2700 Kilometer langen 
Laufes ohnehin schon stark geschädigt 
und in ein künstliches Korsett gezwängt. 
Außerdem sind die Urwälder entlang 
des Ufers bereits massiv abgeholzt wor-
den, um Platz für gewaltige Soja- und 
Eukalyptusmonokulturen zu schaffen. 
Auch hat die Belastung der Wasserqua-
lität durch Schwermetalle und Pestizide 
so stark zugenommen, dass bereits das 
Fischen verboten werden musste.

Monokulturen in 
Trockengebiet geplant

Das Umleitungsprojekt würde 
nun das endgültige Aus für den Rio 
São Francisco bedeuten. Die bereits 
vorhandenen Probleme würden sich 
verschärfen und die Entnahme riesiger 
Wassermengen aus dem Fluss ließen 
diesen zu einem versandeten Rinnsal 
verkümmern. 

Es sei darüber hinaus laut Um-
weltschützern illusorisch und völlig 
unsinnig, in einem Gebiet, in dem es 
eine monatelange Trockenzeit gibt, eine 
Monokultur aufbauen zu wollen, die auf 
einem ganzjährlich vorhandenen Was-
serangebot basiert. Dafür einen Fluss 
umzuleiten, grenze an Größenwahn. 
Vielmehr sei eine an die natürlichen Be-
dingungen von Regen- und Trockenzeit 
angepasste Landwirtschaft vonnöten, 
wie sie von den Ureinwohnern schon 
seit langem praktiziert wird. Es existiert 
außerdem ein sogar unter der Regierung 
Lula erarbeitetes alternatives Projekt der 
Nationalen Wasserbehörde Brasiliens 
(ANA).

Es hagelt auch Protest von ganz 
anderer Seite. Die Betreiber der Was-
serkraftwerke am Rio São Francisco 
befürchten nämlich, dass die dem Fluss 
fehlenden Wassermengen ihre Staudäm-
me unrentabel machen könnten. Der So-
bradinho-Stausee etwa weist jetzt schon 

nur noch 14 Prozent seiner ursprünglich 
geplanten Speicherkapazität auf.

Menschenrechtsorganisationen 
kritisieren darüber hinaus die autoritäre 
Entscheidungsgewalt des Präsidenten 
Lula. Entgegen der offiziellen Rhetorik 
der Regierung käme das umgeleitete 
Wasser nämlich nicht der Trinkwasser-
versorgung der ansässigen armen Bau-
ern zugute. Vielmehr würden rund 96 
Prozent des Wassers für die industrielle 
Bewässerung von Zuckerrohrplantagen 
zur „Bio“-Treibstoff-Herstellung, der 
Anlage von Shrimpsfarmen und der 
Versorgung der Küstenstadt Fortaleza 
verwendet. Außerdem trete das Vorha-
ben die Landrechte 
der Ureinwohner mit 
Füßen, denn diese 
Menschen würden 
großteils schlicht-
weg enteignet. Ein 
regionales Komitee 
für den Rio São Fran-
cisco, welches öko-
logische und soziale 
Bewegungen und 
Gruppen vereint, sei 
von Lula komplett 
ignoriert und über-
gangen worden. Dieser Vorwurf dürfte 
Lulas politischer Reputation am meisten 
schaden, präsentiert sich der Präsident 
doch gern als „Mann von unten“, der 
sich der Probleme der kleinen Leute 
annimmt.

Breites Bündnis gegen 
Lulas Megaprojekt

Dom Luiz ist zu einer Art Symbol-
figur des Widerstandes gegen Lulas 
Megaprojekt geworden. Der Franzis-
kaner genießt den Respekt und die 
Unterstützung vieler unterschiedlicher 
Aktivistengruppen. 1992 begann er mit 
drei Begleitern eine einjährige Wallfahrt 
von der Quelle zur Mündung des Rio 

São Francisco, um gegen die Zerstö-
rung des Flusses zu mobilisieren und 
wurde dadurch auch über die Grenzen 
Brasiliens bekannt.

Im Jahr 2005 konnte das von Prä-
sident Lula aufgenommene Flussum-
leitungsprojekt durch einen elftägigen 
Hungerstreik von Dom Luiz gestoppt 
werden. Tausende Menschen reisten zu 
dem Bischof, um ihn zu unterstützen, 
und weltweite Proteste zwangen Bra-
siliens Präsident zum Einlenken. Lula 
versprach, das Projekt auszusetzen, 
mit der einheimischen Bevölkerung zu 
verhandeln und der Revitalisierung des 
Flusses Priorität einzuräumen.

Nach seiner Wie-
derwahl 2006 schick-
te er entgegen der 
Abmachung im Mai 
2007 das Ingenieurs-
bataillon des Militärs 
in das Gebiet, um mit 
dem Bau der Flussum-
leitung zu beginnen. 
Daraufhin hatten ab 
Juni 1500 Aktivis-
ten der katholischen 
Landespastorale, der 
Landlosenbewegung 

MST und zahlreicher Umwelt- und 
Ureinwohnerorganisationen die Bau-
stelle besetzt. 

Am 27. November hatte Dom Luiz 
erneut einen Hungerstreik begonnen, 
um Lula zum Einlenken zu bewegen. 
Trotz des Endes des Protestfastens gibt 
sich der Bischof optimistisch und kamp-
fesmutig. „Unser Kampf besteht weiter 
darin, das Leben des Rio São Francisco 
und seines Volkes zu garantieren und 
den Zugang zum Wasser zugunsten 
aller betroffenen Bevölkerungsteile zu 
gewährleisten!“, so der 61-Jährige.

Oliver Nowak

Internet-Petition gegen die Flussum-
leitung: www.ewl-hueckelhoven.de

Bischof im Hungerstreik
Dom Luiz protestiert 23 Tage gegen Flusszerstörung in Brasilien 
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Im März 2007 bekam der kleine 
Ort Djimini in der senegalesischen 
Provinz Casamance für einige 

Tage internationales Flair. Aus allen 
Landesteilen des Senegal sowie aus den 
Nachbarländern Mali, Gambia und Gui-
nea-Bissau waren rund 100 Bäuerinnen 
und Bauern angereist, 
um traditionelle Nutz-
pflanzen ihrer Region 
zu präsentieren und 
über die Eigenarten 
ihres Anbaus zu in-
formieren. Kontakte 
wurden geknüpft und 
das Saatgut wurde 
direkt getauscht. Hier 
im fruchtbaren Süden 
des Senegal lassen sich 
noch viele alte Sorten 
finden, die im Nor-
den dem Anbau von 
Baumwolle, Erdnuss 
oder Sesam weichen 
mussten und dort seit 
langem verschwunden 
sind. 

Bei der Eröffnung 
der Saatgutmesse, die 
die Senegalesische 
Vereinigung der Pro-
duzenten bäuerlichen 
Saatguts (ASPSP) or-
ganisiert hatte, waren 
19 Bauernorganisati-
onen vertreten. Auch 
ein staatlicher Reprä-
sentant der Region war 
gekommen. Danach 
wurde an den Ständen 
lebhaft diskutiert, eine Trommelgruppe 
sorgte für musikalische Unterhaltung 
und am Abend führten Jugendliche ein 
Theaterstück auf, das die Bedeutung 
traditioneller Pflanzen für alle erfahrbar 
machte. Die Dorfbewohner ließen es 
bei der Bewirtung ihrer Gäste an nichts 
fehlen. Sie hatten für das Treffen sogar 
einen Stier geschlachtet. 

Die Besucher der Messe hatten 
reichlich Gelegenheit, Eindrücke 
und Informationen zu sammeln. Sie 
konnten sich davon überzeugen, dass 
lokal angepasste Pflanzen eine große 
Widerstandsfähigkeit besitzen. Unter 
den zahlreichen Hirsesorten fand sich 
zum Beispiel  eine, deren Anbau sich bis 
in die 30er Jahre zurückverfolgen lässt. 
Eine Bauernfamilie aus der Gegend von 
Mekhé hat die Hirse im Wissen um ihren 
Wert über alle Hungerperioden hinweg 
retten können.

Je nach Beschaffenheit der Böden 
zuhause konnten die Messebesucher 
auch zwischen 30 verschiedenen 
Reissorten wählen. Präsentiert wurden 
sowohl spät- als auch früh reifende 
Sorten und auch solche Arten, die auf 
kargen oder leicht salzhaltigen Böden 
gut gedeihen. Neben Sorghum, Mais 
oder Fonio wurden auch Gemüsesorten 
vorgestellt: Tomaten in allen Farben, 

süße und bittere Auberginenarten oder 
verschiedene Gurkensorten. Einer der 
Aussteller bot eine alte Erbsenpflanze 
an, die aus seiner Herkunftsregion 
schon lange verschwunden war. Die 
Samenkörner hatte er einst von einer 
Reise mitgebracht – heute kultiviert er 

die Pflanze, deren aromatischer Frucht-
geschmack an den der Erdnuss erinnert. 
Die Vertreterin einer senegalesischen 
Landfraueninitiative möchte seinem 
Beispiel folgen. Sie entdeckte auf der 
Messe überraschend eine alte Kürbis-
variante, die wenig Wasser benötigt 
und die sie noch aus ihrer Kindheit 
kannte: „Unsere Mütter kochten den 
beref in Sauce, doch heute findet man 
ihn in unserer Gegend nicht mehr“, 
so eine Bäuerin. Mit einem großen 
Päckchen Kürbiskerne kehrte sie von 
Djimini nach Hause zurück, um dieses 
Gemüse in ihrem Dorf wieder heimisch 
zu machen. 

Produktivitätssteigerung 
durch industriell erzeugtes 

Saatgut ist Illusion

Warum setzt sich die ASPSP so 
stark für die Wiederverbreitung alter 
Pflanzensorten ein? Ein Grund ist die 
wachsende Verarmung der senegalesi-
schen Kleinbauern. Diese hatten sich 
vom Einsatz industriellen Saatguts einst 
bessere Ernteerträge erhofft. Doch ihre 
Rechnung ging nicht auf, denn die aus 
den USA oder der EU stammenden 
Pflanzensorten sind meist Hybride, aus 
denen sich keine Samen für die nächste 

Aussaat gewinnen lassen. Die Bauern 
sind also gezwungen, nach jeder Ernte 
erneut Saatgut einzukaufen.

Darüber hinaus sind viele der Ge-
treide- und Gemüsesorten, die in den 
gemäßigten Zonen der Welt gute Ernten 
bringen, im Sahel durch Schädlinge oder 
Krankheiten gefährdet. So entstehen den 
Bauern zusätzliche Kosten für den Kauf 
von Pestiziden oder Herbiziden. Die 
Landwirte behandeln die Nutzpflanzen 
häufig mit dem billigsten Pestizid, das 
sie auf dem Markt finden. So kommt 
es vor, dass sie aus Unwissenheit 
ein Baumwollpestizid auf Gemüse 
spritzen, das dann zwangsläufig ohne 
die gewünschte Wirkung bleibt. Aus 
Kostengründen werden die chemischen 
Mittel auch unterdosiert. Die Folge: 
Schädlinge werden gegen die Stoffe 
resistent.

So können unpassende Agrartechni-
ken zu massiven Ernteausfällen führen, 
was die Kleinbauern immer stärker in die 
Verschuldung treibt. Ihr wirtschaftlicher 
Ruin verstärkt wiederum die Abhängig-
keit Senegals von Getreideimporten. 
Die Eigenversorgung des Landes ist 
schon jetzt unzureichend. 

Dass Staatspräsident Abdoulaye 
Wade das Land zu einem Vorreiter für 
die Produktion von Agrarkraftstoffen 
machen will, klingt vor diesem Hin-
tergrund fast zynisch. Eine Fabrik für 
Agrarkraftstoffe ist bereits im Bau 
und auf Versuchsfeldern wird der 
Anbau von Raps als Rohstoff für die 
Dieselproduktion erprobt. So wird die 
ohnehin schon eingeschränkte landwirt-
schaftliche Nutzfläche für  fragwürdige 
Industrieinteressen reserviert - zum 
Nachteil der Bevölkerung besonders 
auf dem Land. Inwieweit dabei auch 
genveränderte Nutzpflanzen verwendet 
werden, lässt sich bis jetzt nicht genau 
abschätzen. 

Traditionelles Saatgut - 
kulturelles Erbe mit Zukunft

Die Saatgutvereinigung ASPSP 
versucht diesen Entwicklungen durch 
einen Rückgriff auf die traditionellen 
Pflanzensorten gegenzusteuern. Sie hat 
sich zum Ziel gesetzt, die alten Saatguts-
orten unter den Landwirten bekannter 
zu machen und durch die Verbreitung 
der Pflanzen sowohl das wirtschaftliche 
Überleben vieler Bauernfamilien als 
auch ihre Ernährung hinreichend zu 
sichern. Die Aktivisten haben erkannt, 
welche Chancen traditionelle Sorten 
bieten, wenn man sie entsprechend 
pflegt. Nicht nur auf der Saatgutmesse, 
auch über Radiosendungen und einen 
Infobrief versucht ASPSP möglichst 
viele Menschen zu erreichen und dieses 
Wissen zu vermitteln. Auch wenn zu 
ihrer Zielgruppe ebenfalls die Verant-
wortlichen in Agrarpolitik, -wirtschaft 
und -forschung zählen, ihr größtes 
Engagement gilt den senegalesischen 

 Traditionelle Saatgut-Messe im Senegal
Das Netzwerk ASPSP stärkt die bäuerliche Autonomie und fördert die Ernährungssicherheit 

Bauern. Sie könnten von dem Anbau 
standortgerechter Pflanzensorten profi-
tieren, denn der konkrete ökonomische 
Nutzen ist nicht zu unterschätzen.

Da die Landwirtschaft für viele 
Familien die einzige Einkommensquelle 
ist, bedeutet der zwar geringe, aber 
stabile Ertrag heimischer Sorten für sie 
eine größere Ernährungssicherheit. Bei 
industriellen Sorten besteht die Gefahr, 
dass die Ernte in einem Jahr hochpro-
duktiv ausfällt, in einem anderen Jahr 
ohne ausreichende Niederschläge aber 
ganz ausbleibt.

Mit der Ernte heimischer Pflanzen 
sind die Samen für die nächste Aussaat 
sofort verfügbar, ohne dass ein Kredit 
aufgenommen werden muss. Dadurch 
werden die Bauern autonom. Anders 
als bei industriellem Saatgut muss kein 
chemischer Dünger, sondern kann or-
ganisches Material verwendet werden, 
das preiswert oder sogar kostenlos zu 
bekommen ist.

Neben ihrem Beitrag zum Erhalt 
der Biodiversität liegen die Hauptak-
tivitäten von ASPSP deshalb in der 
Information und Beratung der Klein-
bäuerinnen und -bauern. Diese haben 
ein Recht darauf zu erfahren, wie sie 
durch geeignete Agrartechniken auch 
bei traditionellem Anbau die Erträge 
um bis zu 200 Prozent steigern können 
oder aber welche irreversiblen Konse-
quenzen die Einführung gentechnisch 
veränderter Pflanzen für die Landwirt-
schaft mit sich bringt. 

Aus: Solidarische Welt Nr.199 
September 2007

Bauern auf der Messe
Foto:  ASW

Den hohen Stellenwert, 
den die Bauern im Senegal 
dem Saatgut beimessen, 
kann man in zahlreichen 
Ritualen ablesen: Bei allen 
Zeremonien - ob Hochzei-
ten oder Geburten - spielt 
Getreidesaat symbolisch 
eine Rolle. Wenn eine 
junge Frau beispielsweise 
nach der Hochzeit zur Fa-
milie ihres Mannes zieht, 
kommt sie nicht mit leeren 
Händen. Ihre Mutter oder 
Tante geben ihr wertvolle 
Getreidesamen mit, in der 
Hoffnung, dass sie und 
ihre zukünftige Familie 

immer genügend zu 
essen haben. 
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Dachgärten für alle 
Erholung auf Berliner Dächern statt im Park

Endlos lange Alleen voller Ver-
kehr, große belebte Plätze und 
hier und da ein Einkaufszent-

rum – so erleben viele tagtäglich die 
Berliner Innenstadt. Es mangelt einem 
in der Hauptstadt nicht an Dienst- und 
Warenleistungen, doch was ist mit Ge-
sundheit? Was ist mit Erholung in der 
Natur, mit Durchatmen an frischer Luft? 
Zwar gibt es Parks, doch sind diese oft 
verdreckt und auf beruhigende Erholung 
und wohltuendes Alleinsein hofft man 
vergebens. Der Trend in Großstädten ist 
eindeutig: Die Natur leidet und Grün-
flächen weichen allmählich farblosen 
und gläsernen Fassaden.

Gegen diesen Trend setzt sich die 
Umweltaktivistin Silke Kollwitz ein. 
In ihrer Heimatstadt Berlin möchte sie 
dafür sorgen, dass mehr Grünflächen 
entstehen, die für alle leicht zugänglich 
sind und nebenbei auch zur Luftverbes-
serung dienen. Es sollen nicht nur neue 
Parks gebaut oder die bereits bestehen-
den Parks besser gepflegt werden. 

Kollwitz dachte sich: Wenn in der 
Großstadt schon alles voller Häuser ist, 
warum dann nicht die Dachflächen eben 
dieser vielen Häuser begrünen und für 
die Bewohner zugänglich machen? Im-
merhin rund ein Drittel der horizontalen 
Fläche in Berlins Innenstadt machen 
die Dächer aus.

Für genau diese Sache gründete 
Silke Kollwitz den Verein „Dachgärten 
für alle!“. Er hat sich zum Ziel gesetzt, 
den gemeinschaftlichen Dachgarten als 
attraktive Wohnform für Mieter von 
Wohnungen in der Großstadt anzuprei-
sen und umsetzbare Konzepte für den 
Umbau von Dächern zu entwickeln. 
„Der Gemeinschaftsdachgarten wäre 
der ideale Ort, um seine Nachbarn 
kennen zu lernen“, so Kollwitz. „Wäh-
rend man die Sonne genießt, ist man 
viel aufgeschlossener und freundlicher 
gestimmt, als wenn man im Hof den 
Mülleimer ausleert“, meint sie.

Dachgärten nur für Reiche?

Derzeit ist die Situation so, dass 
die meisten vorhandenen Dachgärten 
auf den Häusern in der Stadt zu teuren 
Penthouse-Wohnungen gehören, also 
nur wenigen, wohlhabenden Leuten 
zugänglich sind. Bewohner der unteren 
Etagen bekommen vor allem im Winter 
nur wenig Sonne in ihre Wohnungen. 
Im Sommer ist es stickig in den Häuser-
schluchten und die Parks sind überfüllt. 
Gerade hier wäre ein Dachgarten, den 
alle Nachbarn teilen, eine angenehme 
Alternative für die weniger wohlhaben-
den Berliner. 

Mehr Dachgärten, die für alle Mieter 
eines Hauses zugänglich sind, hätten in 
der Tat einige Vorteile in gesundheitli-
cher, sozialer und umweltpolitischer 
Hinsicht. 

Denn der Mensch braucht Son-
nenlicht, um das wertvolle Vitamin 

D bilden zu können und gerade in der 
Großstadt mangelt es vielen an gesun-
der Sonnenstrahlung. Dies führt nicht 
selten zu depressiven Verstimmungen 
und Antriebslosigkeit bei vielen Groß-
städtern.

Um zu einer gesunden Dosis Sonne 
zu kommen, auch bei wechselhaftem 
Wetter, wäre es von großem Vorteil, 
wenn man „mal eben“ aufs eigene Dach 
gehen und sich kurz sonnen könnte. 
Auch bliebe man dort verschont vom 
hektischen Großstadtalltag, den der 

Spaziergang zum nächsten Park mit sich 
brächte und könnte sich prima erholen. 
Auf dem Dach haben die Berliner Weit-
blick und sind nicht von allen Seiten mit 
Mauern umgeben. Es ist dort ruhiger 
als in den Häuserschluchten und das 

beengende Gefühl, immer nur in einem 
riesigen Häusermeer eingeschlossen 
zu sein, kann für einige Augenblicke 
vergessen werden. Auch lässt sich in 
dieser freien Höhe ein Sonnenauf- und 
Untergang oder ein Sternenhimmel 
allein oder mit Freunden wunderbar 

genießen. Für Städter sicher eine der 
angenehmsten Arten der Erholung. 

Ein positiver Nebeneffekt eines 
zugänglichen Dachgartens kann auch 
die Begegnung mit Nachbarn sein. Eine 
Begegnung in entspannter, angenehmer 
Atmosphäre, in der man leichter ins 
Gespräch kommt und eher Kontakte 
knüpft, als im Treppenhaus oder im 
grauen Innenhof. Vielleicht brächte dies 
ein gemeinschaftlicheres Wohnen mit 
sich und würde der tristen Großstadtan-
onymität ein wenig entgegenwirken.

Begrünte Dächer tragen natürlich 
auch zur Luftverbesserung in Städten 
bei, da Pflanzen Sauerstoff produzieren. 
Außerdem könnte eine mit Erde, Subst-
rat und Pflanzen angelegte Dachfläche 
als zusätzlicher Wasserspeicher dienen, 
wodurch weniger Regenwasser in die 
Kanalisation gelangen würde. „Das 
kann den Hausbesitzern die Hälfte der 
Abwasserkosten sparen“, meint Silke 
Kollwitz. Ein weiterer Vorteil für Hauser 
wäre eine erhöhte Wärmedämmung 
durch die Erdschicht auf dem Dach. 
Hierdurch könnte Heizenergie einge-
spart werden.

Zur Realisierung der Idee der 
„Dachgärten für alle“ müssten in 
erster Linie die Hauseigentümer von 

den Vorteilen überzeugt werden. Es 
müssten realisierbare Konzepte zum 
Aus- und Umbau von Dächern vorge-
legt werden.

Wohnungssuchende sollten gezielt 
bei Maklern und Hausverwaltun-
gen nach Wohnungen mit Gemein-

Schöner Anblick: Grüne Großstadtdächer

Foto: Zinco

Berliner Dächer können gemütlich gestaltet werden
Foto:  Schockwellenreiter   
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schaftsdachgärten nach-
fragen. Ebenso sollten 
Wohnungseigentümer bei 
ihren Hausversammlungen 
einen Dachgarten als neue 
Investition vorschlagen.

Ein weiterer Vorteil für 
Hausbesitzer wäre auch die 
steigende Attraktivität von 
Wohnungen der unteren 
Etagen. Denn auch wenn 
diese Wohnungen wenig bis 
keine Sonne abbekommen, 
würden Mieter mögli-
cherweise eher einziehen, 
wenn sie die Möglichkeit 
haben, einen Dachgarten 
zu nutzen. Leerstand würde 
eher vermieden. Für den 
Hauseigentümer wäre die 
Anlage eines Dachgartens 
zwar eine größere Inves-
tition, doch eine, die sich 
aufgrund der Steigerung 
der Wohnqualität für die 
Mieter auszahlen würde.

Dächernutzung im Visier 
der Wissenschaft

Nicht nur Silke Kollwitz mit ihrem 
Dachgarten-Verein weist auf die Vortei-
le der Begrünung von Dachflächen hin. 
Ein internationales Forscherteam hat 
in der Fachzeitschrift Bioscience auf 
die Vorteile der Nutzung dieser großen 
Flächen hingewiesen und nennt die glei-
chen Argumente. Die Wissenschaftler 
sehen Dachgärten allerdings als größere 
gärtnerische Herausforderung an. Die 
Bedingungen für Pflanzenwachstum 
seien auf Dächern ungünstig, da Pflan-

zen dort teilweise starker Sonnenein-
strahlung sowie abwechselnd extremer 
Trockenheit und Nässe ausgesetzt seien. 
Hohe Windgeschwindigkeiten tragen 
den Boden schneller ab und könnten den 
Pflanzen schaden. Es müssten für die 
Begrünung von Dachflächen geeignete 
Pflanzenarten gefunden werden, die 
unter härteren Bedingungen gedeihen 
können, so die Wissenschaftler.

Auch das Kosten-Nutzen-Verhältnis 
müsse genau untersucht werden. Mög-
licherweise seien Dachgärten nicht das 
effektivste Mittel, die Umweltprobleme 
in Städten anzugehen. Zu den Vorteilen 
der Dachgärten für die Mieter verlieren 

die Forscher jedoch kein Wort.
Auch andere Experten aus For-

schung und Wirtschaft beschäftigen 
sich mit dem Thema. In Berlin forscht 
die Technische Universität im Zusam-
menhang mit Dachphysik über Dach-
begrünung. Auch die Fachhochschule 
in Neubrandenburg beschäftigt sich 
mit Dachgestaltung ebenso wie die 
Ufa-Fabrik Berlin.

Die Firma Zinco aus Baden-
Württemberg entwickelt integrierte 
Dachkonzepte für Solaranlagen und 
Dachbegrünung. Eine Nutzung von 
Dachflächen für Solaranlagen schließe 
die Nutzung als Grünfläche nicht aus, 

sondern könne dies 
sogar noch begüns-
tigen. „Die Wirkung 
der Photovoltaik-
Anlage wird durch 
die Kombination mit 
einer Dachbegrü-
nung verbessert“, 
heißt es auf der In-
ternetseite der Firma. 
Die Verdunstungs-
kühlung durch die 
Pflanzen stelle eine 
günstig niedrige Um-
gebungstemperatur 
sicher. 

Was können die 
Berliner tun, wenn 
sie sich einen Dach-
garten auf ihrem 
Haus wünschen? 

Auf ihrer Inter-
netseite hat Silke 
Kollwitz einen Mus-
terbrief veröffent-
licht, den man an 

seinen Vermieter bzw. Hauseigentümer 
senden kann. Schließlich ist er es, der 
überzeugt werden muss, um die Sache 
in Gang zu bringen. In dem Musterbrief 
sind alle Argumente übersichtlich zu-
sammengefasst. 

Es müssen aber auch die Mieter 
abwägen, ob sie bereit sind, mögli-
cherweise mehr Miete zu zahlen für die 
zusätzliche Nutzung eines Dachgartens 
und ob sie dessen Pflege auf sich nehmen 
wollen.  Ingo Kirchhoff

www.dachgaertenfueralle.de
www.ufafabrik.de/oekologie

www.zinco.de

Solaranlagen schließen anderweitige Dächernutzung nicht aus

Foto: Zinco

BERLIN

Jetzt mit 12 Märkten: In Berlin, Potsdam und Braunschweig   l   www.biocompany.de

Ihr Bio-Supermarkt mit 
günstigen Preisen, super Frische 
und vielen regionalen Produkten!

Öffnungszeiten: Mo bis Sa 8.00 - 20.00 Uhr

Anzeigen



10 Februar / März 08 KLIMASCHUTZ

Es ist Sonnabend, 10. De-
zember 2007, gegen 14 Uhr. 
Vereinzelte Sonnenstrahlen 

beleuchten eine bunte Kulisse. Auf 
dem Gelände des Berliner Lust-
gartens zwischen Dom und Altem 
Museum sammeln sich in kleineren 
und größeren Gruppen Teilnehmer 
an einer Demo, zu der als Veranstal-
ter „Die Klima-Allianz“ im ganzen 
Land aufgerufen hat.

Gemeinsam mit rund 80 Um-
weltverbänden, Kirchen und Ver-
braucherinitiativen wollen in Berlin 
und vierzehn weiteren Städten 
erstmals am Globalen Klimaakti-
onstag über 10.000 Menschen bunt 
und lautstark an die Öffentlichkeit 
gehen. Weltweit sind sogar mehr 
als 100.000 Menschen auf Straßen 
und Plätzen. Menschen, die von den 
allerorts spürbaren Veränderungen 
sensibilisiert sind und für einen 
global wirksamen Klimaschutz 
demonstrieren wollen.

Ob in Berlin, Neurath, Mün-
chen, Nürnberg oder Würzburg 
– überall werden am 10. Dezem-
ber die gleichen Forderungen 
erhoben:

Sofortiger Stopp des Baus neuer 
Kohlekraftwerke, Verringerung der 
CO2-Emissionen um 40 Prozent bis 
2020 und der unüberhörbare Appell 
an die UN-Konferenz auf der Insel 
Bali, Klimaschutzmaßnahmen end-
lich energisch anzupacken. Pünktlich 
beginnt um 14 Uhr eine fröhliche, 
laute Demonstration in Richtung 

Brandenburger Tor unter dem Motto 
„Klimawandel jetzt“.

Als viel beachtete Klimabotschafter 
(oder -flüchtlinge?) watscheln unüber-
sehbar viele Pinguine bei anfeuernden 
Percussions-Rhythmen über dicht 
gesäumte Straßen. Die Medienstars 
während der gesamten Route sind 
zweifellos die witzigen, sehr lebens-
echt wirkenden Antarktis-Bewohner 

Globaler Klimatag – ein Rückblick
Pinguine der GRÜNEN LIGA Medienstars der Demo am 8. Dezember

mit dem Button der GRÜNEN LIGA 
am Fell, die laut einem Schild in der 
Hauptstadt um Asyl bitten. Ob sie Knut 
Gesellschaft leisten wollen?

Auch schlanke Eisbären, weiß 
geschminkte Stelzenläufer und viele 
originell verpackte Botschaften ziehen 
an den zahlreichen Zuschauern und 
Touristen aus aller Welt vorüber.
Unverständnis und Verwirrung ist 

allerdings auf einigen Gesich-
tern ablesbar, als völlig konträre 
Forderungen zu lesen sind. Zum 
einen soll als symbolischer Akt des 
Stromsparens ab 20 Uhr das Licht 
für fünf Minuten ausgeschaltet 
werden, zum anderen tragen viele 
Demonstranten Schilder mit der 
Aufschrift „Licht an!“ an verdutzten 
Gesichtern vorbei.

Hier prallen zwei unterschiedli-
che Aktionen aufeinander. Während 
Greenpeace, der WWF und der 
BUND in Kooperation mit BILD 
(!) die „Licht aus!“-Kampagne 
propagiert, möchten die GRÜNE 
LIGA, NABU und andere mit ihrem 
„Licht an! - Aufruf den Einsatz von 
Ökostrom ins Bewusstsein bringen. 
Rein symbolisches Stromsparen 
und die Involvierung der Bild-Zei-
tung ist für sie nichts weiter als ein 
PR-Witz mit grünlichem Anstrich 
– darum der „Licht an!“-Protest.
Auf der Bühne am Brandenburger 
Tor ergreifen schließlich unter 
anderem Vandana Shiva, indische 
Umweltaktivistin und Trägerin 
des Alternativen Nobelpreises, 

und die deutsche Bischöfin Dr. Margot 
Kässmann, das Wort.

Inzwischen wird es in Berlin lang-
sam dunkler. Mit erleuchteten Lampions 
ziehen die Teilnehmer zum Abschluss 
bis zum Bundeskanzleramt – in der 
Hoffnung, zur Erleuchtung der Politik 
ein Stück beigetragen zu haben.

Christoph Vinz

GRÜNE LIGA protestiert medienwirksam auf der Klimademo 

Foto:  GRÜNE LIGA
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Als Anbieter von Ökostrom ist die 
Firma Lichtblick im deutschen 
alternativen Strommarkt schon 

seit längerem etabliert. Nun ist sie 
auch in das Gasgeschäft eingestiegen: 
Seit September 2007 bietet Lichtblick 
nach eigenen Angaben als erster An-
bieter weltweit ein „klimafreundliches“ 
Gasprodukt an. Es besteht aus einem 

Erdgas-Biogas-Gemisch.
Das Angebot sei besonders klima-

freundlich, da es einen garantierten 
Biogasanteil von mindestens fünf 
Prozent enthalte. Mehr sei derzeit noch 
nicht verfügbar. Der Biogasanteil soll 
aber kontinuierlich erhöht werden, 
langfristig strebt Lichtblick sogar den 
vollständigen Ersatz von Erdgas bei der 
Versorgung seiner Kunden an. Biogas 
verbrennt laut Lichtblick „klimaneu-
tral“, es werde also nur so viel CO2 
verbrannt wie die Pflanzen der Luft 
zuvor entzogen haben. 

Bei solchen Berechnungen wird 
aber regelmäßig die Art und Weise der 
Produktion ausgeblendet. So bleibt der 
Landmaschineneinsatz genauso auf 
der Strecke wie die Herstellung von 
Pestiziden und Düngemitteln. Bei der 
Verwendung von Kunstdünger werden 
noch dazu große Mengen Lachgas frei 
gesetzt, das als Treibhausgas 300-mal 
aggressiver wirkt als CO2. Biogasanla-
gen, die zum Beispiel mit Mais betrieben 
werden, der in Monokulturen angebaut 
wird, sind aus Umweltsicht nicht zu 
verantworten.

Ökostromer auf Abwegen
Lichtblick verkauft jetzt auch Biogas, doch „bio“ ist daran nur der Name

Lichtblick bezieht sein Biogas vor 
allem aus einer Großanlage im branden-
burgischen Jüterbog. Laut Unterneh-
mensangaben werden darin „Maissilage 
und Gülle von den landwirtschaftlichen 
Betrieben aus der Umgebung“ vergoren. 
Über dem Pressetext verströmt eine 
treu blickende Kuh vor grüner Wiese 
Naturnähe, Freilandhaltung und gutes 

Gewissen für den potenziellen Kunden. 
Sauberer Strom aus umweltfreundlichen 
Kraftwerken wird suggeriert, bezogen 
von bäuerlichen Betrieben und aus 
nachhaltiger Produktion.

Warme Wohnung dank 
Schweinemast

Leider sieht die Realität anders 
aus. Die Biogasanlage Jüterbog ist 
mit einer Kapazität von 1,7 Megawatt 
eine der größten Anlagen dieser Art in 
Brandenburg. Um die Dimensionen 
deutlich zu machen: Insgesamt sollen 
rund 24.500 Tonnen Schweinegülle 
und 31.500 Tonnen Maissilage jährlich 
vergoren werden. Laut Angabe der 
Epuron GmbH, der die Anlage gehört, 
werden Gülle und Maissilage „von 
einem angrenzenden Schweinemast-
betrieb sowie der Agrargenossenschaft 
Jüterbog geliefert.“

Konkret bedeutet dies zum Beispiel, 
dass die Ernte von etwa 2000 Hektar 
Mais in die Anlage gekippt wird. 
Diesen Mais bezieht Epuron von der 
Jüterboger Agrargenossenschaft, einem 

agroindustriellen Großbetrieb. Statt 
naturnahem Anbau ist damit der Einsatz 
von Agrochemikalien wie Kunstdünger 
und Pestiziden garantiert. Auch der 
Schweinemastbetrieb ist mit 10.000 
Mastplätzen das Gegenteil von dem, 
was der ökologisch bewusste Kunde 
erwartet. Der Umweltverband BUND 
kritisierte im Rahmen des Genehmi-

gungsverfahrens bereits das negative 
Image für die gesamte Region durch die 
Schweinemastanlage. Von bäuerlicher 
Landwirtschaft ist also weit und breit 
keine Spur. Auch beim Betreiber der 
Anlage handelt es sich keineswegs um 
einen mittelständischen Betrieb. Die 
Epuron GmbH ist eine Tochter der 
Conergy AG, laut eigenen Angaben „der 
europaweit führende Systemanbieter im 
Bereich der regenerativen Energien“. In 
den Gremien von Conergy tummeln sich 
Namen, die man im Bereich der Erneu-
erbaren Energien nicht vermutet hätte. 
Neben Bankern findet sich eine illustre 
Runde von Aufsichtsratsvorsitzenden 
der Kosmetikindustrie, Handyanbietern 
und zu guter Letzt auch Andreas Büch-
ting, Mehrheitsaktionär des deutschen 
Saatgutkonzerns KWS.

Surfen auf der 
Ökostrom-Welle

Das Beispiel Lichtblick macht eines 
deutlich: Auch bei den Erneuerbaren 
Energien ist ein kritischer Blick nö-
tig. Ob „Bio“-Diesel oder „Bio“-Gas 

– zunehmend entdecken Unternehmen 
die Strahlkraft der angeblich „grünen“ 
Energie für den Kunden. Doch hier ist 
bei weitem nicht alles Gold, was dem 
wohlmeinenden Verbraucher von den 
Hochglanzbroschüren entgegenglänzt. 
Wie viele Stromkunden wären schon 
begeistert, wenn sie wüssten, dass 
Palmöl von ehemaligen Regenwaldflä-
chen in deutschen Kraftwerken verheizt 
wird – und wie viele Lichtblick-Kun-
den würden sich mit tierquälerischer 
Massentierhaltung solidarisieren, die 
ihnen nun über das „klimafreundliche“ 
Biogasangebot von Lichtblick ins Haus 
kommt?

Worum geht es also wirklich? „Gro-
ße Biogasanlagen wie hier in Jüterbog 
harmonieren mit den landwirtschaftli-
chen Strukturen im Osten Deutschlands. 
Durch große Ackerflächen und einen 
hohen Anteil Viehzucht ist die lang-
fristige Versorgung der Anlagen mit 
Inputstoffen gesichert – und somit auch 
die Renditen für unsere Investoren“, so 
die Epuron GmbH.

Christina Hacker, Andreas Bauer

Quelle und weitere Informationen: 
„Agro-Sprit – Die verheerende Bilanz 

der Energiepflanzen“ (Agenda 21 
München, Dezember 2007)

www.umweltinstitut.org („Agro-
Kraftstoffe“)

Glückliche Schweine – nur für die Werbung. Zur Erzeugung von Lichtblick-Biogas bitte im Stall bleiben und 
durch den Spaltenboden pinkeln. 

Foto:  S. Bauer/ARS

Biogas von Lichtblick

Seit Herbst 2007 liefert der 
Hamburger Ökostromanbie-
ter Lichtblick auch Biogas 
– nach eigenen Angaben als 
erster Versorger weltweit. 
Das Erdgas-Biogas-Gemisch 
mit einem Biogas-Anteil von 
mindestens fünf Prozent ist 
zunächst in Berlin, Branden-
burg, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-
Holstein erhältlich. Ziel ist eine 
bundesweite Versorgung mit 
stetiger Erhöhung des 
Biogas-Anteils.                    mb

             
             www.lichtblick.de/gas 
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Anzeige

Im vergangenen Jahr stand der 
Klimawandel im Mittelpunkt des 
weltöffentlichen Interesses. War es 

der G8-Gipfel in Heiligendamm, der 
Friedensnobelpreis für Al Gore und 
den Weltklimarat oder der Dezember-
Gipfel auf Bali – immer gewann der 
kleine Michel den Eindruck, als wäre 
plötzlich ein „Problem“ aufgetaucht, 
an dessen Lösung die „Experten“ nun 
arbeiten. Doch der Raubbau an den 
natürlichen Ressourcen unseres blauen 
Planeten ist mitnichten ein Phänomen 
der Neuzeit.

Der Missbrauch und die einschnei-
dende Veränderung der Umwelt etwa in 
Mitteleuropa haben bereits eine lange 
Tradition. Schon in der europäischen 
Steinzeit rodete die sesshaft werdende 
Bevölkerung Waldflächen. Spätestens 
ab der beginnenden Bronzezeit vor 
4200 Jahren setzte eine beispielslose 
Vernichtung der Wälder ein. Riesige 
Flächen wurden abgeholt und die grü-
nen Riesen zu Holzkohle verarbeitet. 
Die war für die Verhüttung des Kup-
fers und Zinks zu Bronze notwendig. 
Archäologen können das beweisen 
– anhand von Pollendiagrammen. In den 
frühzeitlichen Erdschichten erhalten 
sich nämlich mitunter die Überreste 
von Pollen verschiedener Pflanzen sehr 
gut. So können Experten im Labor die 
sich verändernde Zusammensetzung der 
Flora und so den massiven Rückgang 
der Urwälder rekonstruieren. Natürlich 
bedeutete die massenhafte Verbrennung 
der mitteleuropäischen Urwälder auch 
schon einen Anstieg der CO2-Produk-
tion – wenn auch nur einen kleinen im 
Vergleich zu heute.

Mit der Verhüttung von Eisen in 
der Eisenzeit ab etwa 800 vor Christus 
nahm die Vernichtung der Wälder noch 
einmal zu. Große Bergwerke entstan-

10.000 Jahre Umweltzerstörung – 
und immer noch kein Handlungsbedarf?

den, die ersten zentralen stadtartigen 
Großsiedlungen in Mitteleuropa wurden 
errichtet – die so genannten „Oppida“ 
der Kelten. Die Römer bauten in 
West- und Süddeutschland schon vor 
der Zeitenwende Städte und Straßen, 
die noch heute existieren. Spätestens 
ab diesem Zeitpunkt lässt sich ein 
scharfer Gegensatz zwischen Natur- 
und Kulturräumen feststellen. In den 
folgenden Jahrhunderten musste die 
Natur mehr und mehr weichen, bis sich 
in Mitteleuropa wirkliche Urwälder nur 
noch in relativ unzugänglichen Bergre-
gionen fanden. 

Die bis dahin größte Vernichtungs-
welle natürlicher Ressourcen gab es im 
Früh-Mittelalter. 
Zu der Zeit be-
gannen die Men-
schen im heutigen 
Ostmitteleuropa 
– sowohl Einhei-
mische als auch Zu-
gewanderte –  sich 
im Rahmen der 
Feudalgesellschaft 
und der Grundherr-
schaft dauerhaft in 
bis dahin dünn besiedelten Gebieten 
niederzulassen. Zwar erlebte diese Ent-
wicklung immer wieder Rückschläge, 
etwa durch die Entvölkerung weiter 
Landstriche während der Pestepidemien 
im 14. und 15. Jahrhundert. Doch in der 
Tendenz war die Natur auf dem Rück-
zug. Erste Großsäugerarten wie Wisent 
und Braunbär wurden in abgelegene 
Urwälder in den Bergen abgedrängt, 
später vollständig ausgerottet.

Am folgenschwersten sollte jedoch 
die Nutzung von Kohle als Brennstoff 
werden. Schon im Mittelalter wurden 
erste Steinkohlebergbaue errichtet. 
Später, ab dem 16. Jahrhundert – also 

lange vor der „industriellen Revolution“ 
begann der Braunkohleabbau. Abbau 
und Nutzung der Kohle wurden im 18. 
Jahrhundert professionalisiert. Braun- 
und Steinkohle, für viele die Klimakiller 
schlechthin, bildeten das Rückgrat der 
Industrialisierung. Bei allem Für und 
Wider die gesellschaftliche Entwick-
lung – für die Umwelt waren und sind 
der massenhafte Ausstoß von CO2 eine 
eindeutig negative Bilanz.

Mittlerweile leben wir im Jahr 2008, 
Klimaschutz und Umweltbewusstsein 
sind in aller Munde – und doch sind 
konkrete Maßnahmen in Politik und 
Wirtschaft Mangelware. Dies hat 
einmal mehr der Klimagipfel auf Bali 

im vergangenen De-
zember gezeigt.

Die Abschluss-
erklärung der selbst-
ernannten Klimaret-
ter von Indonesien 
enthält zwar die 
Einsicht, dass tief 
greifende Maßnah-
men gegen Treibh-
ausgas-Emissionen 
und Waldabholzung 

notwendig sind. Auch erkennen die 
Unterzeichner – inklusive des Verhand-
lungsbremsers USA – die gleichmä-
ßigere Verteilung der Abbauraten für 
Treibhausgase auf die so genannten 
Industrie- und Schwellenländer an. 
Doch handfeste Beschlüsse können 
die Klimadiplomaten nicht vorweisen 
- lediglich vier weitere Konferenzen 
in diesem Jahr und die Kopenhagener 
Konferenz 2009 wurden geplant. Auf 
die werden die echten, harten Verhand-
lungen verschoben. Bali diente lediglich 
dazu, sich darauf zu einigen, dass und 
auf welchen Grundlagen überhaupt 
weiterverhandelt werden soll!

Vor diesem Hintergrund kann sich 
der Schreiber dieser Zeilen des Ein-
drucks nicht erwehren, dass ein wirk-
liches Verständnis für die Dringlichkeit 
der uns überwältigenden Probleme gar 
nicht vorhanden ist. Vielmehr wird nur 
Rhetorik zelebriert, welche über symbo-
lische Gesten nicht hinauskommt. 

Allen Ernstes hören wir immer noch 
Scheinargumente einiger „Klimadiplo-
maten“ und Lobbyisten, die behaupten, 
dass „es so schlimm gar nicht ist“ und 
„es doch schließlich schon immer Kli-
maschwankungen gegeben hat“. 

10.000 Jahre Raubbau an natürli-
chen Ressourcen durch den Menschen 
werden schlichtweg ignoriert oder 
kleingeredet. 

Selbstverständlich möchte auch ich 
nicht das Rad der Zeit zurückdrehen. Ich 
weiß zeitgenössische Errungenschaften 
durchaus zu schätzen und käme mir in 
Fellbekleidung und mit Pfeil und Bo-
gen in der Hand durchaus unwohl vor. 
Aber wir müssen uns vor Augen halten, 
dass die Vernichtung unserer Umwelt 
keineswegs ein vorübergehendes Phä-
nomen ist oder ein Problem, welches die 
„Klimadiplomaten“ schon irgendwann 
lösen werden! Die Vernichtung von 
natürlichen Lebensgrundlagen und 
der Raubbau am Klima ist Teil einer 
langen Geschichte der Vergewaltigung 
unseres blauen Planeten. Menschliche 
Zivilisationen wurden bisher meist auf 
Kosten der Natur errichtet und wenn der 
Homo sapiens, der „vernunftbegabte 
Mensch“, nicht lernt, vernünftig mit 
seiner Umwelt umzugehen, werden sich 
seine destruktiven Kräfte zuletzt gegen 
ihn selbst richten. 

Darum ist es für jeden Einzelnen 
nicht genug, sich auf schwadronierende 
Rattenfänger und Populisten zu verlas-
sen! Oliver Nowak

„Man kann nie durch das, 
was man tut, so unglücklich 
werden, wie durch das, was 
man nicht getan hat oder 
nicht versucht hat zu tun.“                 
                              Christa Wolf 
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Deutschland: 
Landwirtschaftsminister will 

Agrogentechnik stoppen

Landwirtschaftsminister Seehofer 
(CSU) plädiert für die Aussetzung und 
Neuprüfung des EU-Genehmigungsver-
fahrens für GVOs. Er unterstützt damit 
die Forderung von EU-Kommissar 
Dimas.  (Netzzeitung, 27.11.07)

Italien: 3 Millionen 
Unterschriften gegen GVOs

Über 3 Millionen ItalienerInnen 
unterschrieben eine Petition gegen Gen-
tech-Lebensmittel. Bisher haben sich 
14 von 20 Regionen zur gentechfreien 
Zone erklärt, darunter die Toskana und 
Venezien.  (AFP, 14.11.07)

Schweiz: Futtermittel ist 
praktisch gentechfrei

Der Agrarbericht 2007 zeigt, dass 
die Einfuhr von Futtermitteln, die GVOs 
enthalten, nochmals stark zurückging. 
2006 waren es nur noch 0.02 Prozent. 
Auch wurde seriös deklariert: Keine 
einzige der 379 Proben wurde bean-
standet.  (Agrarbericht 2007)

Australien: 
Lebensmittelkonzerne gegen 

Gentechnik

Zwei australische Provinzen heben 
das Moratorium für die Freisetzung 
von Gentechpflanzen auf. Doch 250 
Lebensmittelkonzerne fordern eine 
Verlängerung des Moratoriums, dar-
unter Croodman Fielder, größter Soja-
Verbraucher, Tatiera Meat Company, 
größter Produzent von australischem 

Gentech-News
Schaf-Fleisch oder Coles, einer der 
größten Lebensmittelketten. 

(NQR, 22.11.07)

Deutschland: 
Schädlingsresistenter Mais 

– ganz ohne Gentechnik

Eines der wichtigsten Argumente 
für den Anbau von Gentech-Mais ist der 
gefährliche Maiswurzelbohrer. Doch 
nun haben Forscher eine konventionell 
gezüchtete Maissorte entwickelt, die 
dem Maisschädling widersteht. Die 
Resistenz beruht auf mehreren Genen. 
„Die Ergebnisse sind spektakulär!“, 
sagt ein Maiszüchter. Zudem hat ein 
Schweizer Forscherteam entdeckt, dass 
verletzte Maiswurzeln einen chemi-
schen Hilferuf aussenden, um kleine 
Würmer (Nematoden) anzulocken, 
die den Maiswurzelbohrer attackieren. 
Auch daraus könnten Forscher eine neue 
Biomethode entwickeln. 

(Saaten Union, 26.9.07)

Schweiz: Wieviel 
Gift produziert der 

genmanipulierte Mais?

Der Gentech-Mais Mon 810 von 
Monsanto produziert ein Insektengift 
gegen bestimmte Schaderreger - doch 
wie viel? Das versuchten Forscher der 
Zürcher Firma Ecostrat herauszufin-
den. Sie wandten zwei verschiedene 
Messmethoden an: ein kommerziell 
verfügbares Testkitt und ein von 
Monsanto genutztes Verfahren. Die 
Messergebnisse schwankten in gleichen 
Pflanzenteilen um bis zu 100 Prozent. 
Ihre Schlussfolgerung: Es ist derzeit 
nicht möglich, zu überprüfen, wie viel 
Gift der Mais Mon810 wirklich produ-
ziert. Auch gibt es keine standardisierten 
Messmethoden.  (taz, 30.11.07)

China/USA/Schweden: 
Kontaminationen mit 

Gentech-Reis

Ein illegaler Gentech-Reis aus 
den USA wurde in Supermärkten von 
Beijing (China) gefunden. In Schweden 
wurden Reisnudeln verkauft, die illega-
len chinesischen Reis enthielten. 

(Reuters, 20.11.07)

USA: Chipotle Mexican Grill 
serviert keinen Gentech-

Käse

In den USA dürfen Kühe mit dem 
Gentech-Hormon r-BST gedopt werden, 
um die Milchleistung zu erhöhen. Doch 
die Opposition wächst; über 80 Prozent 
der Befragten lehnt r-BST ab. Nun 
verzichtet eine der größten Restaurant-
Ketten der USA – Chipotle Mexican 
Grill – ganz auf Käse und Milchprodukte 
von r-BST gedopten Kühen. 

(CMG, 5.11.07)

USA: 500.000 Dollar Strafe 
wegen Gentech-Gras

Eine Firma hat genmanipuliertes 
Gras experimentell freigesetzt und dabei 
Sicherheitsabstände und Reinigungs-
maßnahmen missachtet. Dafür wurde 
sie zu 500.000 Dollar Strafe verurteilt. 
Graspollen können viele Kilometer 
weit fliegen und andere Pflanzen kon-
taminieren. 

(Reuters, 27.11.07)

Nordafrika: Bohnen ohne 
Gentechnik

Bohnen enthalten viele Proteine und 
sie produzieren ihren Stickstoffdünger 
gleich selber. Doch wegen Wasserman-
gel und phosphatarmer Böden gedeihen 
sie in Nordafrika nicht. Forscher haben 
nun aus verschiedenen resistenten Sor-
ten eine für raue Mittelmeerbedingun-
gen geeignete Bohnensorte gekreuzt.

 (CBU, 16.11.07)

Frankreich: Gentech-Mais 
von Äckern verbannt

Frankreich verbietet bis auf weite-
res den Anbau der Gentech-Maissorte 
MON810. Eine von Präsident Sarkozy 
eingesetzte Expertengruppe kam zum 
Schluss, dass „ernsthafte Bedenken“ 
gegen diesen Mais vorliegen. Gen-
veränderte Pollen werden vom Wind 
über große Distanzen verbreitet. Die 
Genveränderung ist nicht nur gegen 
Maisschädlinge wirksam, sondern ge-
fährdet offenbar auch Bodenwürmer, die 
für die Auflockerung des Ackerbodens 
unerlässlich sind. Zuvor protestierten 

der Bauernaktivist José Bové und 25 
Anhänger mit einem Hungerstreik 
gegen den Gentech-Mais. 

(taz,14.1.08)

USA: Konzentration und 
Riesengewinne

Vor 25 Jahren gab es weltweit 7000 
Züchtungsfirmen, von denen keine ei-
nen Marktanteil von über einem Prozent 
hatte. Heute beherrschen zehn Konzerne 
beinahe 50 Prozent des Saatgutange-
bots. Über 90 Prozent aller genmani-
pulierten Pflanzen weltweit stammen 
von der US-Firma Monsanto. 

(brazzilmag, 11.12.07)

Indien: Keine Gentech-
Baumwolle in Maharashtra

Die Regierung von Maharashtra 
empfiehlt den Bauern, auf Gentech-
Baumwolle zu verzichten. Die Kosten 
seien zu hoch, die Erträge zu gering. 
Viele Baumwollbauern haben aus 
Verzweiflung über zu geringe Ernten 
Selbstmord begangen. 

(new Indian Express, 19.12.07)

USA: Städte gegen Agro-
Gentechnik

Neun Städte in Massachusetts 
haben Resolutionen gegen Gentechnik 
in Lebensmitteln und Landwirtschaft 
verabschiedet.  (Nofa/Mass, 2007)

USA: Biolandbau und 
Klimaerwärmung

Ein Vergleich von biologischen und 
konventionellen Anbaumethoden über 
lange Zeit zeigt: Biolandbau ermöglicht 
eine massive Senkung schädlicher 
Treibhausgase. Würde die USA ihren 
Mais- und Sojaanbau auf biologisch 
umstellen, könnte sie über 70 Prozent 
der Kyoto-Ziele für die CO2-Reduktion 
erreichen. 

(The Rodale Institute, USA)

Florianne Koechlin, Blauen-
Institiut,Schweiz 

www.blauen-institiut.ch
Anzeige
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Der Senat will in diesem Jahr neue 
Kriterien für die Vergabepolitik 
etablieren. Eine Chance für eine 

Ausrichtung des Einkaufs nach ökolo-
gischen und sozialen Gesichtspunkten 
– wenn sie denn genutzt wird. Wichtig ist 
daher, dass auch ökologisch Engagierte 
in ganz Berlin auf eine umweltverträgli-
che Beschaffungspolitik drängen.

Die öffentliche Hand – also Kom-
munen, Länder und der Bund zusammen 
– kontrolliert einen erheblichen Anteil 
des gesellschaftlichen Einkommens. In 
Deutschland wurden 2002 insgesamt 
Gelder in Höhe von rund 360 Milli-
arden Euro ausgegeben, das sind etwa 
17 Prozent des Bruttoinlandproduktes. 
Mit einer Beschaffungspolitik, die bei 
Einkauf und Auftragsvergabe bewusst 
auf soziale und ökologische Kriterien 
achtet, könnten entsprechend deutliche 
Impulse zugunsten fair gehandelter oder 
umweltfreundlicher Produkte gesetzt 
werden. Zudem würde so – statt auf gu-
tes Zureden oder freiwillige Selbstver-
pflichtungen zu vertrauen – wirksamer 
Druck auf Unternehmen und transnatio-
nale Konzerne ausgeübt werden, in ihren 
Wertschöpfungsketten endlich soziale, 
menschenrechtliche und ökologische 
Standards zu beachten.

Deutschlandweit zeigen schon 
zahlreiche Kommunen wie es geht: 
Im nordrhein-westfälischen Neuss 
wurden beispielsweise große Teile 
des Beschaffungswesen an ethischen 
Grundanforderungen ausgerichtet. 
Stoffe, Spielwaren, Steine, Dienstklei-
dung - jedes Produkt wird daraufhin 
überprüft, ob es mithilfe ausbeuterischer 
Kinderarbeit produziert wurde. Auch 
in anderen Bereichen werden gezielt 
solche Produkte nachgefragt, die eine 

makellose ökologische und soziale 
Bilanz vorweisen können. Das zeigt 
Wirkung. Während der Marktanteil von 
Fair-Trade-Produkten im bundesweiten 
Durchschnitt nur bei ungefähr einem 
Prozent liegt, beträgt er in Neuss im-
merhin schon sieben Prozent.

Berlin hinkt in dieser Hinsicht 
bislang hinterher. Zwar existiert eine 
Richtlinie, welche die Anschaffung 
von Waren aus Tropenhölzern ver-
bietet. Die öffentliche Nachfrage ist 
jedoch weitgehend blind, wenn es um 
die ökologischen Anforderungen an 
Strom, die sozialen und ökologischen 
Aspekte der Computerproduktion 
oder die Produktionsbedingungen bei 
Arbeitsbekleidung geht.

Berlin will jetzt Tariflöhne 
zahlen

Im Januar soll nun das Berliner 
Vergabegesetz verändert werden, wel-
ches - bislang nur für den Baubereich 
- zukünftig für alle Branchen die Einhal-
tung von Tariflöhnen zur Bedingung für 
die öffentliche Auftragsvergabe macht. 
Ein Anlass für diese Veränderung war 
die Kritik und Kampagnenarbeit der 
Gewerkschaft ver.di an der Beschäfti-
gung des Postdientstleisters PIN AG. 
Der Senat lässt seine Post bislang von 
diesem Anbieter austragen, weil er bil-
ligere Preise anbietet als die Deutsche 
Post. Die Beschäftigungssituation der 
PIN-Zusteller ist jedoch prekär und ihre 
Löhne liegen unter dem von Gewerk-
schaften mit der Post ausgehandelten 
Tariflöhnen, ja sogar unterhalb des bun-
desweit geforderten Mindestlohns von 
7,50 Euro. Nicht wenige sind daher ge-
zwungen Hartz IV zu beziehen – obwohl 

sie zum Teil 40 Stunden für die PIN AG 
arbeiten! An diesem Beispiel zeigt sich 
die Absurdität einer Vergabepolitik, die 
in „Geiz-ist-geil“-Manier die Auftrage 
an den unmittelbar billigsten Anbieter 
vergibt. Denn während Berlin am Porto 
spart, müssen die Gehälter der Zusteller 
mit ALG II aufgebessert werden. Eine 
Milchmädchenrechnung!

Es ist höchste Zeit, dass der Senat 
solchen Zuständen Abhilfe schafft. Der 
Berliner Entwurf sieht vor, dass bei der 
Auftragsvergabe nur noch Dienstleister 
berücksichtigt werden, die ihre Ange-
stellten nach Tariflöhnen entlohnen. 
Diese Vorgabe ist bundesweit einmalig 
und vorbildlich für andere Länder und 
Kommunen. Ob mit diesem Schritt auch 
eine deutliche Umorientierung der ge-
samten Vergabepolitik, etwa bezüglich 
klarer Vorgaben für Ökostrom oder fair 
produzierte Arbeitskleidung kommt, ist 
jedoch bislang unklar.

Wird jetzt auch ökologisch 
und fair eingekauft?

In den bisherigen Vorschlägen des 
Senats ist zwar von der Berücksichti-
gung ökologischer und sozialer Krite-
rien die Rede, die Ansätze sind aber 
zu zaghaft und die Umsetzung bleibt 
unkonkret. Auf der Ebene der Zielset-
zung fehlt eine klare übergeordnete Ver-
pflichtung zu sozialer, ökologischer und 
entwicklungspolitisch verantwortlicher 
Beschaffung. Die Förderung des fairen 
Handels und entwicklungspolitischer 
Anliegen wird überhaupt nicht erwähnt, 
nicht einmal eine exemplarische Festle-
gung am Beispiel ausbeuterischer Kin-
derarbeit. Wenn sozial und ökologisch 
verantwortliche Beschaffung nicht 

„Fair ist geil!“   
Neue Vergaberichtlinien: Für eine soziale und ökologische Beschaffungspolitik in der Hauptstadt

explizit und deutlich als Zielsetzung 
der Beschaffungspolitik betont wird, 
von den Änderungen kaum eine Signal-
wirkung ausgehen, die tatsächlich auf 
die Beamten sowie die Privatwirtschaft 
ausstrahlt.

Erheblicher Konkretisierungs- 
und Ergänzungsbedarf besteht auch 
hinsichtlich der Umsetzung, Kontrolle 
und verwaltungsinternen Verankerung 
der angestrebten Maßnahmen. Dies ist 
essentiell für eine wirkliche Umorien-
tierung des Beschaffungswesens. Denn 
das anspruchsvolle Projekt einer fairen 
und ökologischen Beschaffungspolitik 
in Berlin ist auch auf einen Wandel der 
Mentalitäten und der Alltagspraxis in 
der Verwaltung angewiesen. Der Senat 
sollte aktive Schritte benennen, um dies 
zu erreichen: Maßnahmen zur regelmä-
ßigen Evaluation der Beschaffungspra-
xis, Weiterbildungsprogramme für die 
Verwaltungsangestellten sowie einen 
konkreten Zeit- und Maßnahmenplan 
für die Umsetzung.

Druck für eine 
FAIRgabe-Reform

Verschiedene Berliner NGOs und 
Gewerkschaften haben sich in den ver-
gangenen Monaten in die Diskussion um 
neue Vorgaben für die Berliner Vergabe-
praxis eingemischt. Da die Änderungen 
noch in der ersten Hälfte des Jahres 2008 
beschlossen werden sollen, gilt es jetzt 
weiter Druck für eine stärkere Berück-
sichtigung ökologischer, sozialer und 
entwicklungspolitischer Kriterien bei 
der Auftragsvergabe zu machen. 

Florian Butollo, WEED (World Eco-
nomy, Ecology & Development)

hundertprozentige Beschaffung von Öko-Strom als Beitrag zum 
Klimaschutz

Anschaffung von umweltfreundlichen Fahrzeugen bzw. Fahrdienst-
leistungen

vorrangige Beschaffung von Lebensmitteln aus ökologischer Produktion 
(nach Kriterien der EG-Öko-Verordnung)

Verpflichtung zur Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen und der Zah-
lung menschenwürdiger Löhne in den Wertschöpfungsketten öffentlich 
beschaffter Güter und Dienstleistungen

bei importierten Produkten möglichst Kauf fair gehandelter Produkte 
(Kaffee, Lebensmittel, Textilien, u.a.) 

wirtschaftliche Bewertung der Kosten eines Produkts im Sinne der 
Gesamtnutzungskosten der öffentlichen Hand und der „Lebenszyk-
luskosten“ und nicht bloß anhand der Einkaufspreise 
(Bsp.: Energiesparlampen)

Vorschläge für eine FAIRgabe-Reform
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Die Europäische Union will lang-
fristig ihre hochsubventionierte 
Landwirtschaft auf gesündere 

Beine stellen. Im Rahmen der Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
werden jährlich 35 Millionen Euro 
gekürzt. Die Auszahlung der Beihilfen 
an die Betriebe wird überdies von der 
Einhaltung ökologischer Standards 
abhängig gemacht. Unter der Leitung 
von EU-Agrarkommissarin Mariann 
Fischer Boel werden derzeit konkrete 
Gesetzesvorschläge dazu erarbeitet.

Die EU will damit erreichen, dass 
die Agrarbetriebe ihren Wasserver-
brauch senken, weniger Pestizide  und 
Düngemittel einsetzen und den  Ausbau 
erneuerbarer Energien fördern. Damit 
trage man dem Klimawandel Rechnung 
und auch nachwachsende Rohstoffe 
würden gefördert werden, so die Be-
gründung aus Brüssel. Die Förderung 
soll den kleineren Betrieben zugute 
kommen, welche Arbeitsplätze schaffen 
und nicht nur teure, energiefressende 
Großtechnik einsetzen. 

Bisher haben gerade die ostdeut-
schen Großbetriebe, oft aus den Land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften (LPG) der DDR hervorgegan-
gen, hohe Beihilfen bekommen. Diese 
könnten mit den Subventionsplänen der 
EU nun verloren gehen. 

Für die ostdeutschen Großbetriebe 
wird sich das fatal auswirken, wenn 
sie nicht vorher gegensteuern und 
endlich ihre ökologischen Hausaufga-
ben machen. Denn diese Betriebe sind 
im Gegensatz zu den westdeutschen 
Agrargroßbetrieben kapitalarm, weni-
ger technisiert und beschäftigen mehr 
Arbeitskräfte.

Die LPG entstanden in den 60er 
Jahren und arbeiteten unter Missachtung 
jeglicher ökologischer Prinzipien. Sie 
haben der Natur schwere Schäden zuge-
fügt, zum Beispiel durch Begradigung 
von Bächen, Zuschütten von Tümpeln 
und Seen, Beseitigung von Hecken und 
Windschutzge-
hölzen. 

D i e s  i s t 
eindeutig ein 
DDR-Unrecht, 
dass es zu be-
seitigen oder 
abzumildern 
gilt. Seit Jahren 
wird versucht, 
Unrechtsjustiz 
und Enteignun-
gen mit teils gutem Erfolg aufzuarbeiten 
und auszugleichen. Ebenso wollte man 
die großen Sünden an Natur und Um-
welt aus dieser Zeit beseitigen, wie die 
Wunden aus dem Braunkohlentagebau 
und der Urangewinnung. 

Flurbereinigung trieb 
Wildtiere in die Städte

Aber völlig ausgeblendet werden 
die vielen „kleinen“ Sünden, die in den 
vergangenen 40 Jahren der Tier- und 
Pflanzenwelt und der gesamten Feldflur 
durch Flurbereinigung angetan wurden. 
Beispiele für Berlin und Brandenburg 
lassen sich zuhauf benennen, zum Bei-
spiel in der Uckermark, dem Oderbruch, 
in Linum im Rhinluch, in Berlin-Buch 
und Malchow. Überall sind nur noch 
riesigr Felder übriggeblieben. Im Na-
turschutzgebiet Niedermoorwiesen in 
Berlin-Pankow legt man seit 1995 große 

Heckenstrukturen an, um wenigstens 
dort diese Maßnahmen der 70er Jahre 
rückgängig zu machen.

Die Tiere der freien Landschaft 
(und viele Pflanzen mit ihnen) wurden 
im Zuge der Industrialisierung der 
Landwirtschaft aus ihren angestammten 

Bereichen ver-
trieben (Siehe 
Artikel in letzter 
RABE-RALF-
A u s g a b e ) . 
Rund 75 Pro-
zent der Tier-
arten werden 
als gefährdet 
eingeschätzt, 
die Feld- und 
Wiesenvögel 

haben in den letzten 25 Jahren um 
44 Prozent abgenommen. Viele sind 
ganz verschwunden, weil ihnen die 
Nahrungsgrundlage (Pollen, Insekten, 
Kräuter, Samen) entzogen wurde. Man-
che konnten sich in die Städte flüchten, 
in denen es noch viele Brachflächen, 
Friedhöfe, ungemähte Wiesen und 
Parkanlagen gibt. Hier leben heute mehr 
Arten als auf dem Lande. 

In einem Bericht der Sächsischen 
Staatsverwaltung ist nachzulesen, dass 
der Uhu in der Sächsischen Schweiz 
nach wie vor vom Aussterben bedroht 
ist. Der Grund: Er findet durch die in-
tensive Landwirtschaft der Umgebung 
keine Nahrung mehr, denn Hasen, 
Kaninchen, Igel und Rebhühner sind 
verschwunden. 2006 wuchs dort bei 
neun Paaren nur ein Jungtier auf. 

Nach 18 Jahren ist es an der Zeit, 
auch in der Landwirtschaft in Ost-
deutschland etwas zu tun. Tümpel und 

Wiedergutmachung an der Natur
EU: Agrarbetriebe Ostdeutschlands sollen ihre ökologischen Hausaufgaben machen

Teiche müssen wieder geöffnet werden. 
Wir brauchen auch breitere Uferstreifen 
an Gewässern, die völlig naturbelassen 
bleiben. Ebenso wichtig sind auch Feld-
raine. Denn durch die Flurbereinigung 
hat die Landwirtschaft enorme Flächen-
gewinne gemacht, klagt aber nun über 
Wind- und Wassererosion.

Es ist darum sinnvoll, wenn man 
die Zahlung der EU-Beihilfen davon 
abhängig macht, ob die Agrarbetriebe 
einen bestimmten Anteil der Zuschüsse 
ökologisch investieren. Möglichkei-
ten gibt es viele: Wasserrückhaltung, 
Rückbau von Bächen, natürliche 
Schädlingsbekämpfung, Flurholzan-
bau, Speicherung von Kohlendioxid, 
Anlage von Windschutzstreifen oder 
Moor-Renaturierung.

Nötig ist eine Wiedergutmachung 
an der Natur. Dies ist aber natürlich 
keine spezifisch ostdeutsche Frage. In 
der alten Bundesrepublik wurden ja die 
Maßnahmen der Flurbereinigung schon 
ab den 60er Jahren intensiv betrieben 
und waren ein ebenso großes Verbre-
chen an der Natur. Selbst die Moorent-
wässerung und die Begradigung von 
Flüssen haben eine jahrhundertealte 
Tradition und zeigen heute ihre Schat-
tenseiten.

Gerade im Zuge der Diskussion 
um den Klimawandel ist es an der 
Zeit, Wasser wieder in der Landschaft 
zu halten, der Winderosion weniger 
Angriffspunkte zu bieten, Hecken- und 
Flurholzanbau mit der Energiegewin-
nung aus Biomasse zu verknüpfen.
Vielleicht kann so die Landwirtschaft 
zum Vorreiter für Natur-, Umwelt- und 
Klimaschutz werden.

Wolfgang Heger

 P an zenfarben
 Fuß bodenbeläge

alternative Dämmstoffe
 Holzfenster und -türen
 Voll holzmöbel

Gesund leben und genießen!

BIO-BERLIN
Prenzlauer Allee 229
10405 Berlin

Telefon: (030) 36 44 61 81
Internet: www.bio-berlin.com

Montag - Freitag: 9 - 20 Uhr
Samstag: 9 - 18 Uhr

Anzeigen
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Wasser ist mein Leben“, sagt 
Rustam Ali Howladar. „Aber 
fast bedeutete es meinen 

Tod“. Der 55-jährige Mann war in den 
Sunderbans, dem größten Mangroven-
wald der Welt, zum Fischen unterwegs. 
Plötzlich spürte er den sich nähernden 
Wirbelsturm Sidr. Der Himmel ver-
dunkelte sich, die Wolken türmten sich 
hoch über den Mangroven auf. Mit 250 
Stundenkilometern fegte der Zyklon 
über den Süden Bangladeschs hinweg. 
„Niemand hat mich an diesem Morgen 
vor dem Sturm gewarnt“, sagt Rustam. 
„Mir blieb nichts übrig als mich unter 
meinem Boot zu verstecken.“ Als der 
Wirbelsturm seine volle Kraft entfal-
tete, wehte er Rustams Boot wie ein 
Spielzeugschiffchen weg. „Ich hatte 
Angst“, erinnert sich Rustam. „Mir 
blieb kein Schutz mehr. Ich hielt mich 
an einem Baum fest und fast blies der 
Sturm mich weg.“

 Rustam hielt den Naturkräften 
stand. Er harrte viele Stunden aus 
– fest umklammert am Stamm eines 
Mangrovenbaumes. Als der Sturm 
sich legte, kam die Stille. Rustam war 
allein. „Ich hatte kein Boot, um in 
mein Dorf zurück zu kehren“, sagt der 
Fischer. Ein Großteil der Bäume war 
entwurzelt und umgeknickt. Sidr traf 
das kostbare Ökosystem mit voller 
Wucht. Seine Existenz ist angegriffen: 
Die Mangroven schützen die Küste vor 
Winden und Wirbelstürmen und beugen 
Bodenerosionen vor. Sie bedecken ein 
Gebiet von mehr als 6.000 Quadrat-
kilometern und beheimaten Tausende 
seltener Vögel und Tiere, beispielsweise 
den Bengalischen Tiger. 

Leben und Tod in den Sunderbans
Der Wirbelsturm Sidr tötete im November vergangenen Jahres 3.500 Menschen in Bangladesch. Er ließ Millionen 

Menschen ohne ein Zuhause und ohne Arbeit zurück. So auch den Fischer Rustam Ali Howladar

„Die Sunderbans waren mein 
Arbeitsplatz, meine einzige Einkom-
mensquelle“, seufzt Rustam. „Ohne 
mein Boot kann ich nicht mehr fischen.“ 
Er musste nach dem Wirbelsturm noch 
viele Stunden im Mangrovenwald 
aushalten. Stunden, die ihm wie Tage 
vorkamen. Dann plötzlich hörte er Rufe. 
Dorfbewohner durchzogen die Gegend 
auf der Suche nach Überlebenden. Sie 
fanden schließlich den Fischer – hungrig 
und schwach, aber lebend. Sie fanden 
auch Tiger, die die Männer angriffen auf 
der Suche nach Fressen. Denn auch der 
Lebensraum der Raubtiere ist zerstört. 

Erbarmungslose Natur

Als Rustam sein Dorf betrat, wartete 
der nächste Schock auf ihn: „Mein Haus 
ist komplett zerstört.“ Das Wellblech-
dach hielt dem Sturm nicht stand und 
krachte auf die dünnen Holzwände. 
Es begrub Rustams Besitz unter sich. 
„Ich kroch durch die Holzbretter und 
versuchte zu retten, was ganz geblieben 
ist“, schreit Rustam verzweifelt und 
streckt seine braun gebrannten Arme in 
die Luft. „Warum tut Mutter Natur uns 
das an?“ Er rauft sich seinen grauen Bart, 
als ob er seine gewellten Haare gegen 
ein neues Haus tauschen könne. 

Da er einer der ärmsten Bewoh-
ner seines kleinen Dorfes ist, haben 
seine Nachbarn für Rustam 100 Taka 
gesammelt – rund 1 Euro. Zusätzlich 
hat er Reis, Kartoffeln, Zwiebeln, Hül-
senfrüchte und Öl von CARE erhalten. 
Aber Rustam hat kein Einkommen mehr. 
„Ich würde jetzt jeden Job annehmen. 
Hauptsache ich kann wieder Geld 
verdienen“, sagt er. Und hofft, dass er 
eines Tages wieder genug Geld gespart 
hat, um mit einem neuen Fischerboot in 
die Sunderbans zu fahren. Dem Wald, 
der Leben bringt und zerstört. 

Sandra Bulling

„Warum tut Mutter Natur uns das an?“ Rustam Ali Howladar 
vor seinem  Haus

Foto: CARE/Peter Caton

Zerstörte Schule in der Region Bagerhat
Foto: Sandra Bulling

Folgen des Klimawandels in Bangladesch

Bangladesch wird vom Klimawandel an mehreren Flanken attackiert. Der größte Teil 
des Landes liegt nur einen Meter über dem Meeresspiegel, 20 Prozent liegen sogar 
auf Meeresspiegelniveau. Wenn aufgrund der globalen Erwärmung der Meeresspiegel 
weiter ansteigt und die jährlichen Wirbelstürme intensiver werden, können laut Pro- 
gnosen der Weltbank zehn Prozent der Landmasse dauerhaft überschwemmt werden. 
Zusätzlich bringt die Gletscherschmelze im Himalaya weitere starke, saisonale Über-
schwemmungen im Norden des Landes mit sich. Nur drei Monate, bevor Wirbelsturm 
Sidr auf Bangladeschs Küste traf, waren mehr als zehn Millionen Einwohner im Norden 

des Landes von den schwersten Überschwemmungen seit Jahren betroffen.
 

Auf der Klimakonferenz im vergangenen Dezember in Bali wurde der Anpassungsfonds 
der Vereinten Nationen (UNFCCC) ins Leben gerufen. Dieser soll die Entwicklungs-
länder dabei unterstützen, sich an die neuen klimatischen Bedingungen anzupassen. 
Dennoch ist der Fonds unter den momentanen Bedingungen nach Ansicht von CARE 
nicht ausreichend finanziell ausgestattet, um die Länder hinreichend zu unterstützen. 
Auch gibt es keine Maßnahmen, die sicherstellen, dass er auch die Menschen erreicht,  

die die Unterstützung am dringendsten benötigen - wie jene in Bangladesch.
Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen schätzt, dass jährlich 58 Milliar-
den Euro nötig sind, um die Folgen des Klimawandels in den Entwicklungsländern 

zu bekämpfen.

Karte: CIA Factbook
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Per Dekret hat Brasiliens Präsident 
Lula 2005 die Einrichtung von 
zwei Naturreservaten  „Resex“ 

verfügt – Riozinho do Anfrísio und 
Verde para Sempre. Sie liegen in einem 
der artenreichsten Gebiete der Erde, der 
Terra do Meio im östlichen Amazonas-
becken im Bundesstaat Pará, zwischen 
den Flüssen Xingu und Iriri, umgeben 
von Nationalwäldern und eingetrage-
nem Land der Ureinwohner. 

Resex, das sind Reservate, die 
den ribeirinhos (KleinbäuerInnen aus 
Flussgemeinden) die nachhaltige Nut-
zung durch Sammelwirtschaft erlauben 
bzw. sie dazu verpflichten. Diese Form 
des Wirtschaftens umfasst etwa das 
Zapfen von Kautschuk aus der Rinde 
des Gummibaums und das Sammeln 
der Paranüsse. Ferner zählen dazu die 
Nutzung vitaminhaltiger, nahrhafter 
Beeren der Açaí-Palme, die Ölgewin-
nung aus Copaíba- und Andirobasamen 
sowie das Jagen und Fischen zum 
Eigenverbrauch.

In Porto de Moz, Holzfällerstütz-
punkt am Xingu, währt der Kampf gegen 
die Zerstörung des Regenwaldes bereits 
seit über 10 Jahren. Um die Resex Verde 
para Sempre beantragen zu können, 
mussten die FlussanwohnerInnen Pläne 
erstellen, die eine nachhaltige Nutzung 
durch Sammelwirtschaften ausweisen. 
Mitglieder des Komitees für eine nach-
haltige Waldnutzung haben dafür mit 
finanzieller Unterstützung der Aktions-
gemeinschaft solidarische Welt (ASW) 
1.700 Familien in 60 Gemeinden zu ihrer 
Wirtschaftsweise und Lebensgrundlage 
befragt. Ein mühseliges Unterfangen, 
denn die kleinen Gemeinden liegen 
weit verstreut, die BewohnerInnen 
sind mehrheitlich Analphabeten und 
durch die kriminellen Machenschaften, 
die zur Zerstörung ihrer Lebensräume 
führen, stark verunsichert. Doch die 
Erhebung ist eine wichtige Grundlage, 
um die schonende Waldnutzung, die viel 
Geduld und Unterstützung erfordert, zu 
gewährleisten. Es fehlt bisher vor allem 
an Schulungen für die ribeirinhos sowie 
an Vermarktungsmöglichkeiten für die 
gesammelten Nüsse und Früchte. Am 
dringendsten ist jedoch weiterhin der 
Schutz vor den Pistolen und Motorsägen 
der illegal agierenden Landaneigner 
– der grileiros.

  ASW-Arbeit in Amazonien 

Der Einsatz der Aktionsgemein-
schaft solidarische Welt (ASW) zielte 
von Anfang an auf die Sicherung der 
Menschenrechte, auf die Forderung nach 
einer sofortigen Landreform als auch auf 
einen umfassenden Umweltschutz. Aus 
dem Bundesstaat Pará gibt es jedoch 
selten Positives zu berichten: An die 
700 Todesopfer unter den AktivistInnen 
für eine gerechte Landverteilung sind 
dort zu beklagen, seit die kleine Nicht-
regierungsorganisation (NGO) dort 

tätig ist. Zwangsarbeit, Polizeigewalt, 
geheime Friedhöfe auf Großfarmen – die 
Liste der Menschenrechtsverletzungen 
ist lang. Nur der beharrliche Einsatz 
von engagierten 
Anwälten klei-
ner NGOs, wie 
z.B. der SDDH 
in Marabá, sorgt 
dafür, dass all-
zu skrupellosen 
Landbesitzern 
und ihren pis-
toleiros – Re-
volvermännern 
– überhaupt der 
Prozess gemacht 
wird. Verurtei-
lungen sind wei-
terhin selten, zu 
mächtig sind die 
Besitzer riesiger 
Ländereien, de-
nen die Schützer 
des Regenwaldes 
und Verteidiger 
einer Landre- 
form ein Dorn im 
Auge sind. 

Enteignete unproduktive Länderei-
en bzw. illegal erworbenes Gemeinde-
land wurden in Einzelfällen und meist 
erst nach langem Disput landlosen 
KleinbäuerInnen zugesprochen. Al-
lerdings nicht ohne Einschüchterung, 
Schikane oder sogar Mord. Den nötigen 
Rechtsbeistand, um dies durchzustehen, 
erhalten die KleinbäuerInnen jedoch 
nur von international unterstützten 
NGOs. Dass nun in Pará  8,5 Millionen 
Hektar Waldgebiet zumindest unter 
minimalen Schutz gestellt und zwei 
Resex geschaffen wurden, ist daher ein 
Riesenerfolg. 

Untrennbar: Schutz der 
Natur und der lokalen 

Bevölkerung

Maria Creusa vom Komitee für 
Nachhaltigkeit Porto de Moz fährt 
zum dritten Mal diese Woche den 
Acaray-Fluss entlang. Gestern hat sie 
die Gemeinden Por Ti Meu Deus und 
Itapaiuna besucht, heute kommt São 
Domingos dran. Den Nutzungsplan auch 
in Arimum und Joapi zu besprechen wird 
sie wohl nicht mehr schaffen. Alle ri-
beirinho-Siedlungen entlang der Flüsse 
Xingu, Acaray, Jauruçu, Coaty, Aquiqui, 
Uiui, Peituru und Guajará müssen eigene 
Vereine gründen und VertreterInnen 
für die Hauptversammlung der Resex 
Verde para Sempre benennen. Die Na-
men der Wohnorte der „traditionellen“ 
Bevölkerung geben Auskunft über die 
Zusammensetzung der hier lebenden 
ribeirinhos: Mal sind die Dörfer nach 
katholischen Schutzheiligen benannt, 
mal tragen sie indianische Tier- oder 
Pflanzennamen. Zu den zukünftigen 
Resex-NutzerInnen gehören die Ur-

einwohner-Völker Xipaia, Parakanã 
und Kayapo ebenso wie Kautschuk-
zapfer, die als Migranten zur Zeit des 
2. Weltkriegs angeheuert wurden. 

Maria Creusas Großvater Chico war 
einer dieser Wanderarbeiter, der nach 
dem Kautschukboom am Rio Xingu 
geblieben ist.

Abhängigkeit und 
Klientelismus

Maria Creusas Anliegen besteht 
darin, die BewohnerInnen der Fluss-
gemeinden zur Selbstorganisation zu 
befähigen. Denn die Wirksamkeit der 
von ihnen beantragten Schutzzonen 
hängt maßgeblich davon ab, wie gut sich 
die dort lebenden ribeirinho-Gemein-
den gegen die Zerstörung des Waldes 
wehren können. Einen Eindruck von 
ihrer dauerhaften Gefährdung bekamen 
sie Anfang des Jahres. Die durch anwe-
sende Anhänger der Holzmafia ohnehin 
angespannte Gründungssitzung der 
Resex Verde Para Sempre wurde durch 
die Nachricht über die Ermordung der 
74-jährigen Umweltschützerin und 
Nonne Dorothy Stang vollkommen 
lahmgelegt. Zwar sind Morde an kri-
tischen AktivistInnen in Pará keine 
Seltenheit, aber dass selbst diese ältere 
und landesweit bekannte US-Amerika-
nerin den kriminellen Machenschaften 
der Landaneigner zum Opfer fiel, sagt 
einiges über die Größe der Geschäfte, 
um die es hier geht. 

So beansprucht z.B. der Groß-
grundbesitzer C.R. Almeida – bekannt 
bereits im Zusammenhang mit illegalem 
Mahagoni-Handel, Sklavenarbeit und 
Geldwäscherei – für sich allein ein 
Gebiet von über 4,7 Millionen (!) Hektar 
Land, darunter auch die Resex Riozinho 
do Anfrísio. Obwohl es offensichtlich 
ist, dass es sich um öffentliches Land 
handelt, versucht er die Einrichtung 

der Resex noch gerichtlich abzuwen-
den. Den ribeirinhos verbietet er nach 
wie vor die Sammelwirtschaft sowie 
das Fischen und Jagen, stellt Schilder 
auf, die ihn als Besitzer ausweisen und 
rüstet die lokale Polizei komplett mit 
Fahrzeugen, Booten und Satellitente-
lefonen aus. Im Gegenzug verhaftet 
die Polizei dann ribeirinhos, die „die 
Ordnung stören“, und schützt die Lände-
reien der C.R.-Almeida-Firma Incenxil. 
Hinter den jüngsten Vertreibungen von 
ribeirinho-Familien, deren Häuser und 
Ernte niedergebrannt wurden, wird 
ebenfalls der Almeida-Clan vermutet. 
Sein Argument, die Resex würde die 
Wirtschaft und Entwicklung lähmen, 
fällt in dieser Gegend, wo ärztliche Ver-
sorgung, Schulen und soziale Einrich-
tungen schmerzlich vermisst werden, 
jedoch auf fruchtbaren Boden. Denn 
eigentlich staatliche Aufgaben werden 
hier punktuell von Landbesitzern über-
nommen. So bezahlte Incenxil ein paar 
Monate Unterricht für die Kinder aus 
zwei Gemeinden am Iriri. 

 Sojaexport und 
Massentierhaltung

Ursache für die Brutalität, mit der 
die Terra do Meio derzeit „umkämpft“ 
wird, ist die Asphaltierung einer stra-
tegischen Verbindung zwischen der 
Transamazônica und dem neu ausge-
bauten Soja-Hafen Santarém, die die 
Exportkosten der Bohnen senken soll.  
Die Produktion und der Export von Soja 
boomen, seitdem die Pflanze statt BSE-
verdächtigem Tiermehl als Futtermittel 
in der Massentierhaltung eingesetzt 
wird. Die aktuelle Biosprit-Euphorie 
tut ein Übriges. Untersuchungen gehen 
davon aus, dass in den nächsten 10 bis 
15 Jahren rund 22 Millionen Hektar 
ursprünglicher Wälder und Savannen 
für den Sojaanbau zerstört werden. 

Nur die Umwandlung in Schutz-
gebiete und die Förderung der nach-
haltigen Nutzung – orientiert an den 
jahrhundertealten Techniken der Ur-
einwohner – kann die Terra do Meio 
retten. Umso erfreulicher ist es, dass 
allen Einschüchterungsversuchen zum 
Trotz das Beispiel der Resex Verde 
para Sempre und Riozinho do Anfrísio  
Schule macht. Die Beantragung von 
zwei weiteren Resex am Fluss Iriri mit 
einer Größe von je 600.000 Hektar war 
die unmittelbare Folge. In São Sebas-
tião am Iriri wurden von 84 Familien 
bereits 48 in Elendsviertel am Rande 
der Holzfällerstadt São Félix do Xingu 
bzw. nach Altamira vertrieben. Ihnen 
und den verbliebenen BewohnerInnen 
eröffneten die neuen Resex wieder eine 
Perspektive. Neben dem Prozess der 
Selbstorganisation fördert die ASW 
auch die Anschaffung eines Bootes, das 
als eigenes Transportmittel später zum 
Warentausch eingesetzt werden kann. 

Aus: Solidarische Welt 

Letzte Chance für „Terra do Meio“ 
Regenwaldschutz in Brasilien - Kampf der Kleinbauern gegen skrupellose Großgrundbesitzer 

Karte: ASW
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Das Prinzip „Lokale Agenda“ ist 
1992 mit Beteiligung von etwa 
180 Ländern beim Erdgipfel in 

Rio ins Leben gerufen worden. Es geht 
dabei um die Schwerpunkte Ökologie, 
Ökonomie, Soziales und „Dritte Welt“. 
Grundgedanke war die Erkenntnis, dass 
die bestehenden Systeme in Politik 
und Verwaltung nicht mehr ausrei-
chen, um offensichtlich vorhandene 
Probleme – hauptsächlich in Bezug 
auf Umweltschutz – zu lösen. Deshalb 
sollten die Kommunen in aller Welt die 
drängenden Zukunftsfragen selbst auf 
ihre Tagesordnung setzen – eben als 
lokale Agenda.

Von Rio nach Osnabrück

Im Jahr 1995 haben wir eine Lo-
kale-Agenda-Initiative in Osnabrück 
gegründet. Die Zahl 21 steht dabei 
für das 21. Jahrhundert. Nach einem 
Findungsprozess von etwa einem Jahr 
bildeten sich rund zehn Arbeitskreise 
mit spezifischen,  bis heute nach Bedarf 
durchaus wechselnden Themen. Ein 
Agenda-Arbeitskreis kann dabei keinen 
direkten Einfluss auf die Geschehnisse 
in einer Stadt oder Gemeinde nehmen. 
Es geht vielmehr um Zusammenarbeit 
mit den politischen Parteien, um Öf-
fentlichkeitsarbeit und Kooperation mit 
den Medien, um Überzeugungsarbeit 
bei der Verwaltung. 

Ein wesentlicher Vorteil eines 
Agenda-Arbeitskreises ist, dass seine 
Intentionen in aller Regel als uneigen-
nützig und positiv angesehen werden. In 
Osnabrück waren besonders die Print-
medien meist sehr offen für uns. Wir 
haben auch eine Reihe von Projekten 
durchgesetzt. Oft waren es kleine Dinge, 
wie zum Beispiel die Veränderung einer 
Radwegführung oder die Einrichtung 
einer Fußgängerampel. 

Unser erstes und großes Projekt 
war und ist die Umwandlung unseres 
zentralen Platzes Neumarkt in eine ur-
bane Fußgängerzone. Zurzeit zwängen 
sich noch täglich etwa 30.000 Autos 
über den Markt – das soll sich ändern. 
Vorbild ist hier Dortmund, wo im Prinzip 
die gesamte Innenstadt innerhalb des 
Wallrings inzwischen autofrei ist. 

Der bisher größte Erfolg der Lo-
kalen Agenda 21 war es, eine geplante 
Bundesgartenschau, die netto 200 
Millionen Euro kosten sollte, verhindert 
zu haben. Die Stadt Osnabrück hat mit 
gerade einmal 160.000 Einwohnern 
etwa 460 Millionen Euro Schulden. 
Es hätte keine Subventionen gegeben 
und darum wäre das Projekt einfach 
viel zu teuer gewesen. Die Stadt hätte 
sich auf viele Jahrzehnte unglaublich 
verschulden müssen. Außerdem waren 
viele davon überzeugt, dass die BuGa 
nicht umweltfreundlich wird. Da wir 
im Herbst 2006 in Niedersachsen 
Kommunalwahlen hatten, erklärte sich 
schließlich der Oberbürgermeister-Kan-

didat der SPD mit uns solidarisch – und 
wurde prompt gewählt.  

Unser Arbeitskreis wurde jedoch 
anschließend von den BuGa-Befür-
wortern aus den Reihen der CDU, 
FDP und der Wirtschaft nicht mehr 
wohlwollend betrachtet. Die FDP ließ 
sogar ein Parteimitglied zu unserem 
Sprecher wählen. Da die gestandenen 
und tatsächlich  umweltbewegten 
Mitglieder unseres Arbeitskreises dies 
jedoch nicht hinnehmen wollten, star-
teten wir ein eigenes Projekt namens 
„Arbeitskreis Stadtplanung der Lokalen 
Agenda 21 Osnabrück“, um sinnvoll 
weiterarbeiten zu können. Jetzt sind wir 
vom Oberbürgermeister aufgefordert 
worden uns umzubenennen, nachdem 
wir wegen unserer Selbstständigkeit aus 
der „offiziellen“ Agenda ausgegrenzt 
wurden. Ein hauptsächlich von der FDP 
angestrengtes Bürgerbegehren mit der 
Absicht, die BuGa doch noch stattfin-
den zu lassen, ist übrigens mittlerweile 
gescheitert.

 
Mitmachen lohnt sich

Es ist sicherlich zu begrüßen, dass 
eine wenig umweltbewegte Partei wie 
die FDP sich für die lokale Agenda 
interessiert. Auf der anderen Seite ist 
kaum denkbar, dass mit Aktionen, 
die man auch als Intrigen bezeichnen 
könnte, wirklich lautere Absichten ver-
folgt werden. Es muss auch bezweifelt 
werden, dass bei der FDP das notwen-
dige ökologische Wissen vorhanden 
ist, um Umweltfragen qualifiziert zu 
behandeln. 

Auch wenn Agenda-Projekte nicht 
immer zum Erfolg führen, sollten 
Menschen, die sich für Umweltschutz 
interessieren und in ihrer Umgebung 
etwas verbessern wollen, Mut beweisen. 
Sie können in ihrer Kommune – wenn 
es bei ihnen noch keine Lokale Agenda 
gibt – ein solches Projekt initiieren oder 
sie können in bestehenden Strukturen 
mitarbeiten. Öfter als man denkt, sind 
nach unserer Erfahrung eben doch po-
sitive Veränderungen möglich. 

Feinstaub, Umweltzonen 
und Grünanlagen

Auch vor dem Hintergrund, dass in 
den vergangenen Monaten die Grenz-
werte für Feinstaub in Osnabrück nur 
relativ selten überschritten wurden, ist 
das Problem grundsätzlich nicht vom 
Tisch, da die Phänomene wetterbedingt 
auftreten. Allein durch die Auswirkun-
gen von Feinstaub – ganz überwiegend 
Dieselruß – sterben in Osnabrück jähr-
lich im Schnitt etwa 200 Personen an 
Lungenkrebs. Wir halten hier sinnvolle 
Maßnahmen für dringend notwendig. 
Da die Landesregierung Niedersachsens 
den Kommunen Handlungsvollmacht 
erteilt hat, besteht auch kein Grund, 
auf weitere Direktiven des Landes zu 

warten, sondern einen Luftreinhalteplan 
für unsere Stadt aufzustellen.

Sehr wichtig ist die Einführung 
so genannter „Umweltzonen“. Dazu 
sollten die Innenstadt innerhalb des 
Wallrings sowie die Wohngebiete ge-
hören. Ein generelles Durchfahrtsverbot 
für Lkw durch die Stadt muss dringend 
eingeführt werden. 

Die Verteilung von Gütern im Stadt-
gebiet kann auch sehr gut mit kleineren 
und umweltfreundlichen Fahrzeugen 
von so genannten City-Logistik-Zentren 
aus erfolgen. Alle Stadtbusse – auch die 
der Subunternehmer – müssen mit Die-
selkatalysatoren ausgerüstet werden. 
Hybridbusse sollten angeschafft und die 
öffentlichen Verkehrsmittel ausgebaut 
werden. Hierzu gehört, auch endlich 
mit der Planung eines Stadtbahnsystems 
für Osnabrück zu beginnen. Sinnvoll 
ist auch der massive Ausbau des Rad-
wegenetzes. 

Von Feuerwerken und Osterfeuern 
muss unseres Erachtens abgeraten 
werden, da hierdurch besonders viel 
Feinstaub produziert wird. Auf jeden 
Fall sollte der ausufernde Trend zu 
„Monsterfeuern“  – nach dem Motto, 
„wir haben das größte Osterfeuer der 
Stadt“ –unterbunden werden. 

Weitere Grünanpflanzungen, zum 
Beispiel auf Parkhäusern, wären eine 
Maßnahme zur Feinstaubbindung. 
Ferner raten wir dringend, die Baum-
schutzsatzung wieder einzuführen. 
Nicht zuletzt müssen die vorhandenen 
Messstationen instand gesetzt werden, 
damit realistische Werte möglich sind 
– und so ein Überblick über die Fein-
staubsituation. Hierzu rechnen wir die 
Verringerung der Messpunkt-Höhe bei 
allen Stationen auf einen Meter über 
dem Boden, die „Kinderwagenhöhe“. 

Energie-
Einsparungen nötig

Aus Gründen des Umwelt- und 
Ressourcenschutzes ist die Einsparung 
von Energie dringend erforderlich. Wir 
sehen hier konkrete Möglichkeiten: So 
könnte zum Beispiel bei Bauplänen die 
thermische Nutzung der Sonnenenergie 
vorgeschrieben werden. Die Dämm-
vorschriften müssen deutlich über das 
Standardmaß hinausgehen. Ferner müs-
sen stadteigene Gebäude nach unserer 
Meinung nachgedämmt werden. Auf 
den entsprechenden Dächern können 
sehr gut thermische Kollektoren, auch 
zur Heizungsunterstützung, installiert 
werden. Verbleibende Dachflächen kön-
nen elektrische Kollektoren aufnehmen. 
Blockheizkraftwerke erscheinen in 
vielen Fällen sinnvoll. In einigen Fällen 
ist sicher der Einsatz von CO2-neutralen 
Holzheizungen möglich. Gerade bei 
großen öffentlichen Gebäudekomple-
xen lassen sich besonders effektive und 
schadstoffarme Holzenergieprojekte 
verwirklichen. 

Die größte Energieeinsparmög-
lichkeit wäre aber die Einrichtung des 
bereits erwähnten Stadtbahnsystems, da 
hier weniger als bei Bussen vor allem 
Elektrizität und damit Sekundärenergie 
eingesetzt wird, die solar und durch 
Windkraftanlagen erzeugt wird. 

Nicht zuletzt schlagen wir vor zu 
prüfen, welche Straßenlampen während 
einiger Stunden nachts abgeschaltet 
werden können, ebenso Verkehrsam-
peln. Auch sollten kleine Kraftwerke 
in Erwägung gezogen werden, die auf 
Basis von Biogas arbeiten und mit In-
dustriebetrieben kooperieren könnten. 
So könnte Energie im Sinne von Kraft-
Wärme-Kopplung erzeugt werden.   
                                   Rolf Brinkmann

 ecovillage e.V., Osnabrück
Kontakt: 0541-445941 

E-Mail:  ecovillage@gmx.de
Info: www.ecovillage.de

Umweltschutz von unten
Lokale Agenda 21 in Osnabrück

Anzeige
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Wer kennt sie nicht, die glänzend 
braunen Früchte der Rosskas-

tanie, die jährlich zur Herbstzeit ein 
beliebtes Sammelobjekt vieler Kinder 
sind.

Früher bastelten die Kleinen ulkige 
Männchen und imposante Halsketten, 
heute sammelt der gemeinnützig orien-
tierte Nachwuchs für die Wildfütterung 
in strenger Winterszeit oder für zoolo-
gische Gärten.

Die Rosskastanie (Aesculus hippo-
castanum), ein großer, schattenspenden-
der Baum, der 25 bis 30 Meter Höhe 
erreichen kann, ist relativ häufig in un-
seren Parks und Alleen anzutreffen. Be-
sonders an heißen Sommertagen weilt 
der Besucher einheimischer Biergärten 
gern im Schatten alter Kastanien und 
genießt seine „Hopfenkaltschale“.

So ist die „Kastanie“ ein durchaus 
angenehmer, wohlvertrauter Bestandteil 
unseres Lebens. In den letzten Jahren 
machte der Baum durch massenhaf-
ten Befall der  Miniermotte negative 
Schlagzeilen. Schließlich können deren 
Nachkommen als Larven das gesamte 
Schutzdach eines kühlen Biergartens 
vernichten.

Weniger bekannt sind positive 
medizinische Wirkungen, die aus 

Kuckuck, Kuckuck, ruft‘s aus 
dem Wald. Aber wie lange 
noch?

Das fragen sich vielerorts Na-
turfreunde und alle, die sich mit den 
Problemen von Flora und Fauna be-
schäftigen. Ist doch seit vierzig Jahren 
der in Deutschland sehr populäre 
Zugvogel immer weniger in unseren 
Landschaften zu hören. Mancherorts 
scheint der Kuckuck völlig verschwun-
den zu sein.

Gesichert ist, dass Cuculus cano-
rus in verschiedenen Bundesländern 
allein in den letzten zehn Jahren in 
seinen Beständen um 10 bis 20 Pro-
zent abgenommen hat. Als besonders 
verlustreich gelten Regionen in Nor-
drhein-Westfalen, Niedersachsen und  
Baden-Württemberg. Relativ häufig ist 
unser fliegender Insektenfresser noch 
im Nordosten Deutschlands, etwa im 
Gebiet des Spreewalds, sowie in den 
bayerischen Voralpen.

Was hat den Naturschutzbund und 
seinen bayerischen Partner, den Lan-
desbund für Vogelschutz, bewogen, 
das scheue Tier zum „Vogel des Jahres 
2008“ auszurufen?
Als Ursachen für die bedrohlichen Be-
standsrückgänge in den Bundesländern 
werden die zunehmende Anlage von 
großflächigen Monokulturen in der  
Landwirtschaft,  umfangreiche Stra-

Der Kuckuck – Vogel des Jahres 2008
NABU und LBV küren erneut einen gefährdeten Bewohner unserer Heimat

ßenbauvorhaben oder die Errichtung 
von Freizeitanlagen genannt.

Da der Kuckuck nur in artenreichen 
und vielfältigen Landschaften existieren 
kann, fehlen ihm so zunehmend die not-
wendigen Lebensräume. Erschwerend 
kommt hinzu, dass der Einsatz von 
Pestiziden dem Kuckuck als Insekten-
fresser die Nahrung entzieht.

Aber auch der Klimawandel hat für 
den „Vogel des Jahres 2008“ üble Fol-
gen. Ist er doch als Verteiler seiner Eier 
auf Nester von den Vögeln angewiesen, 

welche gerade mit der Brut begonnen 
haben. Aufgrund des Klimawandels 
brüten die Wirtsvögel des Kuckucks 
wie Hausrotschwanz oder Rotkehlchen 
aber immer frühzeitiger, während unser 
Zugvogel als „Afrikareisender“ seinen 
Zeitplan als Langstreckenzieher kaum 
ändert. So findet er immer weniger 
geeignete Nester, denn das Kuckucks-
kind muss als Erstes schlüpfen, um Eier 
oder Jungvögel der Zieheltern über den 
Nestrand schieben zu können. Zur Si-
cherung der Lebensräume des Kuckucks 

nennen Naturschützer drei wesentliche 
Bedingungen:

Um die Vielfalt von Kulturland-
schaften zu sichern, sind eindeutige 
Richtlinien für den Anbau nachwach-
sender Rohstoffe erforderlich.

Der Hochwasserschutz an Fließ-
gewässern sollte ausschließlich nach 
ökologischen Kriterien erfolgen.
Auwälder müssen erhalten bzw. natur-
nah entwickelt werden.

Gegenwärtig leben in Deutschland 
noch zwischen 51.000 und 97.000 
Brutpaare. Die meisten Länder West- 
und Mitteleuropas melden seit Jahren 
rückläufige Bestände. Lediglich in 
Osteuropa gelten sie als stabil.

Wollen wir, dass unsere Enkel den 
Ruf des fast legendären Vogels auch 
morgen noch hören können,  müssen wir 
heute umdenken – und handeln!
 Christoph Vinz 

Foto: NABU/P. Zeininger

Beliebter Schattenspender
Arzneipflanze des Jahres 2008 ist die Rosskastanie

der Baumfrucht 
gewonnene Ex-
trakte bei vielen 
Beschwerden er-
zielen können.
Um dies wieder 
stärker ins öffent-
liche Bewusst-
sein zu rufen, hat 
der Würzburger 
„Studienkreis 
Entwicklungs-
geschichte der 
A r z n e i p f l a n -
zenkunde“ die 
Rosskastanie zur 
Arzneipflanze 
des Jahres 2008 
gewählt.

Legenden-
umwoben  i s t 
die Verwendung 
ihrer Früchte in 
grauen Vorzei-
ten.  Während 
der osmanischen 
Heerzüge sollen Krieger die Kastanie 
schon als Tiermedizin bei Wurmbefall 
und Husten der Pferde erfolgreich an-
gewendet haben. So könnte der noch 
heute gebräuchliche Name entstanden 

sein.
Auch wenn die 
Samen der Ross-
kastanie nicht für 
den menschli-
chen Verzehr ge-
eignet sind, ist 
aber der daraus 
gewonnene Ex-
trakt ein bewähr-
ter medizinischer 
Helfer des Men-
schen. Schließ-
lich enthält er 
neben Flavono-
iden, Cumarin 
und Gerbstoffen 
etwa 3 bis 5 Pro-
zent Aescin, das 
seit langem zur 
Linderung von 
Venenleiden ein-
gesetzt wird.

Die Würz-
burger Pflanzen-
kundler weisen 

zu Recht darauf hin, dass derzeit etwa 
sechs Millionen Bundesbürger an 
Venenschwäche leiden. Sicher ist es 
nicht ganz falsch, hier schon von einer 
Volkskrankheit zu sprechen.

Aescin, so heißt es weiter, hilft bei der 
„Abdichtung“ beschädigter Blutgefäß-
wände, wirkt in Kombination mit den 
anderen Inhaltsstoffen venenstärkend 
und entzündungshemmend. In der 
Heilkunde wird Aescin (auch Aesculin 
genannt) gezielt eingesetzt bei:

Venenstauungen und -entzündun-
gen, venösen Durchblutungsstörungen 
und Stauungsödemen, Hämorrhoiden 
und Thrombosen, Schweregefühl, 
Schwellungen und Juckreiz in den Bei-
nen, nächtlichen Wadenkrämpfen.

Bei genauer Einhaltung der Do-
sierung („Fragen Sie Ihren Arzt oder 
Apotheker“) ist der Extrakt in entspre-
chender Medikation gut verträglich 
und weitgehend frei von Nebenwir-
kungen.

Zur äußerlichen Anwendung wird 
der Inhaltsstoff für Cremes, Shampoos 
und Badezusätze verarbeitet.

Unser beliebter Parkbaum, Bier-
garten-Schattenspender und fleißiger 
Sauerstoffproduzent ist also weit mehr: 
Ein nach wie vor ein wichtiger Helfer bei 
vielen Krankheiten und Beschwerden, 
unter der ein nicht geringer Teil der 
Bevölkerung leidet. Ein guter Grund, 
die Rosskastanie zur Arzneipflanze des 
Jahres zu küren!  

Christoph Vinz                                     
    

Foto: www.pixelio.de

Foto: www.pixelio.de
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Im Sommer 2005 hatte 
der Autor Gelegen-
heit, eine zweiwöchige 

Reise durch die polnische 
Woiwodschaft Ermland-
Masuren zu unternehmen, 
seit der Gebietsreform von 
1999 eine von 16 Woiwod-
schaften im Nordosten der 
Republik.  Hauptstadt von 
Ermland-Masuren ist die 
Stadt Olsztyn (Allenstein). 
Das Verwaltungsgebiet 
umfasst einen Teil des frü-
heren südlichen Ostpreußen 
und grenzt an Litauen und 
Russland (Königsberger 
Gebiet).

Für diese Zeit gab es 
eine gemütliche Unterkunft 
mitten auf dem Lande, in der 
Nähe der Kleinstadt Lukta 
im Landkreis Ostroda (Os-
terode). Die Ferienwohnung 
befand sich in einem kleinen 
Dorf, dessen Straßen nicht 
alle gepflastert waren und 
das noch nicht mal über eine 
Kirche verfügte.

Deutsch versteht und 
spricht hier nur noch ein 
kleiner Teil der alten Generation, wäh-
rend junge Leute vorwiegend Englisch 
lernen.  So war der Einkauf im örtlichen 
“Skleb“ (vergleichbar dem Dorfkon-
sum) nur mit dem Wörterbuch und viel 
gutem Willen zu bewerkstelligen.

Innerhalb von 14 Tagen 
wurden rund 5.000 Kilome-
ter bewältigt, eine Strecke, 
die durch eine bisher weit-
gehend unbekannte Land-
schaft führte. Der Autor 
erlebte überall eine große 
Ruhe und Gemächlichkeit 
und hatte häufig das Gefühl, 
„aus der Zeit zu fallen“. 
Abwechselnd Äcker und 
Wiesen, kleinere und größe-
re Seen sowie ausgedehnte 
Laub- und Nadelwälder. 
Und inmitten dieser Idylle 
winzige Dörfer oder einsa-
me Gehöfte. Landstraßen, 
von schönen alten Bäu-
men alleenartig gesäumt, 
zwangen zu beschaulicher 
Fahrweise. Auf Straßen und 
Äckern die übliche Ernte-
technik und noch relativ 
viele Pferde. Manche „Stra-
ßen“, eher Sandwege, sind 
auch weniger für moderne 
Fahrzeuge geeignet. Ein 
charakteristisches Merk-
mal der Gegend war, dass 
jedes Dorf „seine“ Störche 
hatte! Viele Nester befan-
den sich auf den örtlichen 
Stromversorgungsmasten, 
aber auch auf Haus- und 
Scheunendächern. Es gab 

Zeiten, wo die Nester leer oder nur vom 
Nachwuchs belebt waren. Die Alten 
flogen über die Wiesen oder standen 
fast unbeweglich auf einer Weide. Zu 
anderen Zeiten weilten sie alle „zu Hau-
se“, die jungen und die alten Störche, 

und schauen mit ernster Miene herab 
auf den fotografierenden Besucher zu 
ihren Füßen…

Die Bevölkerung ländlich schlicht, 
anspruchslos, aber sehr freundlich, 
ähnlich wie in  Brandenburger oder 

Mecklenburger Dörfern. Domi-
nierend sind noch immer viele 
kleine Landwirtschaften. Man 
erlebt im dörflichen Raum eine 
Menge Kinder und oft mehrere 
Generationen unter einem 
Dach. Noch! Die Jugend zieht 
es auch hier in die Städte - ein 
ganz internationaler Trend.

 Nach Allenstein, 
Osterode und Elblag

Die ländliche Bausubstanz 
zeigte wie überall Aufbau und 
Wiederherstellung neben Ar-
mut und Verfall. Der Hausbau 
erfolgt in diesem Land ganz 
offensichtlich je nach Finanz-
kraft, manchmal in jahrelangen 
Etappen - ein Unterschied zu 
deutschen Verhältnissen, wo 
immer gleich alles in einem 
Zuge fertig gestellt werden 
muss.

Auch hier die gleichen 
Probleme wie in allen Ländern 
des früheren Ostblocks: die 
„Business-Men“ kaufen große 
Flächen, auf denen Neubauten 
entstehen, oder aber alte Höfe, 
die aufwendig restauriert und 
umgebaut werden.

Eins der ersten Ziele war die 
Hauptstadt der Woiwodschaft, 

Olsztyn (Allenstein), mit ih-
ren 175.000 Einwohnern. Die 
Allensteiner Burg war von 
1516-20 „Dienstsitz“ von 
Nikolaus Kopernikus, der 
hier als ermländischer Dom-
herr residierte. Für historisch 
Interessierte: Neben der frü-
heren Ordensburg existieren 
noch Reste der Stadtmauer 
mit dem Hohen Tor, das Alte 
Rathaus und die St.-Jakobus-
Kirche. Allenstein ist heute 
Sitz des Erzbistums Ermland, 
1999 wurde hier die Erm-
land-Masuren-Universität 
gegründet.

Natürlich gibt es auch 
im Nordosten Polens die 
plötzlich reich Gewordenen, 
die ihr Kapital u.a. in neue 
Wohnsiedlungen anlegen.

Am Rande von Allenstein 
konnte der Autor mit einigem 
Schaudern ein solches „Milli-
onenviertel“ bestaunen.  Eine 
protzig wirkende Kolonie 
türmchenbestückter Scheuß-
lichkeiten, errichtet nach ei-
nem Hollywood-Vorbild, das 
alle Stilrichtungen zusam-

menrührt. Gebäude mit „echten“ Säulen 
und ebenso „echt schmiedeeisernen“ 
Lampen und Toren. Wahrscheinlich mit 
teurer Sicherheitstechnik hochgerüstet 
und von eigens angemieteten Security-
Männern bewacht… Steingewordener 
Beweis, dass „Reichtum über Nacht“ 
nicht unbedingt mit Lebensart und 
Kultur synchron läuft. Ein Phänomen 
der Neureichen aller Zeiten. Wir in 
Berlin besitzen noch eindrucksvolle 
Zeugnisse der wilheminischen Epoche, 
die zum Zeitpunkt ihrer Errichtung im 
Grunewald oder am Wannsee ähnlich 
protzig auf ihr Umfeld gewirkt haben 
mögen. Ob die Villen der heutigen 
„Global Player“ allerdings noch in 
hundert Jahren existieren, gar unter 
Denkmalschutz gestellt sein werden, 
wagt der Autor zu bezweifeln.

Hier, auf dem Lande, war zum Zeit-
punkt der Reise die Wasserversorgung 
und -entsorgung noch auf dem techni-
schem Niveau der DDR. Man hatte seit 
Generationen seinen eigenen Brunnen 
und leitete die Abwässer in eine Si-
ckergrube, einen vorbeiplätschernden 
Bach oder den nächstgelegenen See. 
So war noch 2005 manches Gewässer 
dieser schönen Landschaft in seinem 
ökologischen Gleichgewicht  mehr oder 
weniger stark bedroht.  Entsprechende 
Schutzmaßnahmen, auch mit EU-
Hilfe, waren damals schon eingeleitet 
worden.

Vergleichbares erlebte der Autor 
mit dem Problem der Abfallentsorgung, 
die im ländlichen Raum traditionell 
etwas lax gehandhabt wird. Während 
in früheren Zeiten die Abfälle weit-
gehend kompostierbar waren oder 

Durch Ermland und Masuren
Natur und Kultur – Menschen und Mentalitäten

Foto: Christoph Vinz

See bei Tabórz (Ermland)

Foto: Christoph Vinz

Weltkulturerbe der UNESCO - Marienburg
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relativ gefahrlos verbrannt 
werden konnten, zwingt  der 
immer mehr anwachsende 
Müll aus Plastverpackungen 
und Einwegflaschen zu neuen 
Formen der Entsorgung, auch 
im ländlichen Bereich. Dass 
das „ökologische Bewusst-
sein“ hier wie überall auf der 
Welt sehr unterschiedlich ist, 
konnte der Autor an Dorf- und 
Waldrändern und an den Ufer-
zonen herrlicher Seen mehr 
oder weniger eindrucksvoll 
beobachten.

Eine weitere Exkursion 
führte in die etwa 30 Kilome-
ter entfernte Landkreisstadt 
Ostroda, früher Osterode. Die 
Stadt mit ihren über 33.000 
Einwohnern liegt malerisch 
am Ostrand der Eylauer Seen-
platte am Fluß Drewenz, der 
in den gleichnamigen See 
mündet. Ostroda ist seit 1844 
Ausgangspunkt des Oberlän-
dischen Kanals, der die Stadt 
mit der Ostsee verbindet. Als 
Touristenattraktion gilt heute 
eine Schiffsreise auf dem Kanal in 
Richtung Elblag (Elbing) mit seinen 
einmaligen technischen Anlagen aus 
dem 19. Jahrhundert, die noch immer 
fehlerfrei funktionieren. Um Höhenun-
terschiede bis zu 100 Meter zu überwin-
den, werden die Schiffe auf speziellen 
Schienenfahrzeugen auf insgesamt fünf 
geneigten Ebenen praktisch 
mit Wasserkraft über Land 
gezogen.

Auch Ostroda hat eine 
wechselvolle Geschichte: 
1807 übernachtete hier der 
preußische König Friedrich 
Wilhelm II. mit der vom Volk 
geliebten Königin Luise auf 
der Flucht nach Königsberg. 
Napoleon bezog kurzzeitig 
Quartier auf der Burg, als er 
sich auf dem fatal endenden 
Marsch nach Russland be-
fand.

Im Januar 1945 wurde 
Osterode kampflos von der 
Roten Armee eingenommen. 
Erst danach sind Stadt und 
Burg durch Brandstiftung  fast 
völlig zerstört worden.

Seit 1974 konnte Polen 
endlich die nötigen Mittel 
bereitstellen, die historische 
Mitte und die alte  Ordensburg 
in neuem Glanz erstehen zu 
lassen. Heute verfügt die 
Kleinstadt über eine teils re-
staurierte, teils völlig neu auf-
gebaute Innenstadt mit einer 
herrlichen Seepromenade.

Eine Schiffsreise nach 
Elblag hat der Autor nicht 
unternommen, da für die 80 
Kilometer elf Stunden Fahrzeit 

einzuplanen sind. So wurde die Stadt 
mit dem Auto aufgesucht. Der 130.000 
Einwohner zählende Ort ist heute Sitz 
der katholischen Diözese.

1945 als „Festung“ hartnäckig ver-
teidigt, wurde Elblag schwer zerstört. 
Lediglich sechs Häuser der historischen 
Innenstadt überstanden das Inferno. 

Erst ab 1990 konnte auch in Elblag 
mit dem umfassenden Wiederaufbau der 
historischen Altstadt begonnen werden. 
Heute ist auf wiederhergestellten Plät-
zen vor der Kulisse alter Bürgerhäuser 
erneut „Leben mit Atmosphäre“ einge-
kehrt. 1999 gab es für die geglückten 
Rekonstruktionen den EU-Preis für 

Umweltpflege und 2000 eine 
internationale Auszeichnung 
mit der „Europäischen Fah-
ne“. 

Auf der Fahrt von Lukta 
nach Ostroda bemerkt der 
interessierte Beobachter ab-
seits der Straße die steil in 
den Himmel ragende Kirch-
turmspitze eines neugotischen 
Bauwerkes, das sich auf einem 
kleinen Hügel erhebt.

Zu ermländischen 
Wallfahrtsstätten

Hier befindet sich der in 
Polen  ziemlich bekannte Ort 
Gietrzwald (Dietrichswalde) 
mit seinem Mariensanktua-
rium, das auch gern als „Pol-
nisches Lourdes“ bezeichnet 
wird. Etwas hochgestochen, 
wie der Autor vermutet. 
Während sich im Inneren der 
Kirche ein Gnadenbildnis der 
Muttergottes befindet, wird 
vor der Kirche auf Schildern in 
mehreren Sprachen, darunter 
auch deutsch, vom örtlichen 
Marienwunder berichtet. Da 
hieß es zur Überraschung 
des Autors sinngemäß: „Hier 
erschien die Muttergottes 
zwei jungen Mädchen und 

redete sie in polnischer Sprache 
an…“ Dies passierte im Jahre 
1882. Warum nicht. Der Autor 
zog der irgendwo sprudeln-
den Wunderquelle die nahe 
liegende Gaststätte „Karczma 
Warmieska“ (Ermland) vor, 
in der ihm eine wundervolle 
Pilzsuppe serviert wurde.
Einen anderen polnischen 
Wallfahrtsort, der auf ein 
Marienwunder zurückgeführt 
wird, hat der Autor in bester 
Erinnerung. Es ist die Wall-
fahrtskirche Swieta Lipka 
(Heilige Linde), 6 Kilometer 
südöstlich von Reszel (Rössel) 
malerisch auf einer Landenge 
zwischen zwei Seen gelegen. 
Die barocke Basilika wird 
von einem Kreuzgang mit 
vier Eckkapellen umfasst. 
Ein Tiroler Baumeister schuf 
Ende des 17. Jahrhundert die-
ses in der Gegend einmalige 
Bauensemble, das jährlich 
von Wallfahrern, unzähligen 
Touristengruppen und vielen 
Einzelbesuchern aufgesucht 

wird. Neben der südländisch-heiteren 
Architektur ist sicher auch die große 
Kirchenorgel von 1721 mit ihren sich zur 
Musik rhythmisch bewegenden Figuren 
zum Thema „Mariä Verkündigung“ ein 
Anziehungspunkt. Schließlich sind sol-
che Orgeln mit den typischen barocken 
„Spielereien“ weltweit eine Rarität ge-
worden. Und so wurde die Vorführung 
der „Königin der Instrumente“ zu einem 
ganz besonderen Erlebnis!

Zumal der Heiligenschein einer 
sich verbeugenden Figur regelmäßig 
klemmte… Christoph Vinz

Fortsetzung im nächsten RABE RALF

Foto: Christoph Vinz

Bauernhaus bei Plichta

Foto: Christoph Vinz

Sommermorgen im Ermland

Sie su chen be sonders Lec keres?
Bio-Obst?
          Bio-Gemüse?
                          Bio-Honig?
                                         und mehr...
selbstverständlich regional, 
aber auch au ßergewöhlich - einfach an ders
Wir haben es!

frisch & frei !!!!!!
* Ihr Marktstand in Ber lin-Friedenau,

Breslauer Platz, Do 13-18 h, Sa  8-13 h
* charismatische Fe rienwohnung

in der Nähe Neu hardenbergs

Informationen:
Tel.  033477 - 4380, Fax  - 54845
www.frisch-frei.de

Anzeige
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Der Bezirk Anantapur im in-
dischen Bundesstaat Andhra 
Pradesh hat den zweitnied-

rigsten Niederschlag in ganz Indien. 
Nur die Wüstenregion Rajasthan ist 
noch trockener. Dazu kommt, dass es 
meist monatelang gar nicht regnet und 
dann ein kurzer, starker Monsunregen 
schwere Erosionsschäden verursacht. 
Seit 1950 steigt die Zahl der Dürren, 
sieben von zehn Jahren sind davon 
betroffen.

Eine ökologisch unverträgliche 
Landnutzung laugte die Böden zusätz-
lich aus. Wenn Bauern durch Kredite 
die Möglichkeiten hatten, industrielle 
Agrartechniken anzuwenden, verur-
sachten sie Schäden mit Chemieeinsatz 
und starken Grundwasserpumpen. Arme 
Familien dagegen plünderten in ihrer 
Not alle erreichbaren Pflanzenteile. 
Saisonal flüchteten 88 Prozent der 
Familien.

1990 riefen 13 regionale Nicht-Re-
gierungs-Organisationen ein Netzwerk 
ins Leben, das Anantapur-Umwelt-
Schutz-Komitee – APPS. Deutsche 

Partnerorganisation ist die die Aktions-
gemeinschaft Solidarische Welt (ASW). 
Das Umweltschutzkomitee leitete eine 
umfassende Kampagne zum Schutz und 
zur Regenerierung der Umwelt ein. Be-
troffene Flächen konnten als geschützt in 
die behördlichen Verzeichnisse eingetra-
gen werden, um zukünftige Übergriffe 
auf das Land zu verhindern.

Es wurden Bodenschutzgruppen 
bzw. Nutzergruppen aus Kleinbauern 
organisiert und geschult. Diese bekamen 
das Recht, Produkte der geschützten Flä-
chen (z.B. Honig, Wurzeln, Futtergräser, 
Gummi, Seifennüsse) zu sammeln und 
zu verwerten. So können auch Dalits 
(Kastenlose) und Adivasi (Urein-
wohner) Nutzungsmöglichkeiten für 
öffentliche Ressourcen erhalten. Durch 
die kollektive Organisation der Weide-
wirtschaft soll das Grünland ausgeweitet 
und als Ergebnis wiederum das Vieh-
futter vermehrt werden. Verantwortlich 
für die Sicherung der Landflächen und 
Vegetation als Lebensgrundlage sind die 
Dorfgemeinschaften, die nun das ökolo-
gische Gleichgewicht als nachhaltiges 

Graswurzelarbeit in Südindien
Das Anantapur-Umweltschutzkomitee fördert ökologische Landwirtschaft für Kleinbauern

Überlebensmodell achten.
Besonders Frauen nahmen diese 

Herausforderung engagiert an. Als 
erstes legten sie Regeln fest: Künftig 
dürfen keine Vögel mehr geschossen, 
nur tote Äste als Brennholz gesammelt 
werden, Ziegen nur dort weiden, wo 
sich Landflächen schon etwas erholt 
haben.

Als sehr schwierig erwiesen sich 
Einigungen über die Nutzung instand 
gesetzter oder neuer Brunnen. Hier 
war die Vermittlung durch das APPS 
eine große Hilfe.

In Abhängigkeit vom Grundwas-
serspiegel legen die Nutzergruppen 
saisonal fest, was angebaut wird und 
wer dafür wie viel Wasser nutzen darf. 
Gemeinsam haben sie beschlossen, dass 
viel Wasser verbrauchende Pflanzen wie 
Reis oder Baumwolle nicht angebaut 
werden dürfen. Auch der Nährwert der 
Produkte ist wichtig. Bevorzugt werden 
nun Hirse, Linsen und Erdnüsse. Der 
Anbau ist nachhaltig – ohne chemische 
Dünger oder Pestizide. Zwischen den 
Mischkulturen pflanzen die Gruppen 

schädlingsvertreibende Nutzbäume 
wie Neem. 

Etwa die Hälfte der angebauten Pro-
dukte vermarkten sie, die andere Hälfte 
dient der eigenen Ernährung.

Zehn Jahre nach Beginn des Zusam-
menschlusses sind die Erfolge sichtbar. 
Der Grundwasserspiegel in den Schutz-
gebieten hat sich erholt. In der Bevöl-
kerung ist ein verstärktes Bewusstsein 
für den Erhalt des ökologischen Gleich-
gewichts entstanden. Sie hat hierin ihre 
Lebensgrundlage erkannt. Inzwischen 
sind 28.000 Familien aus 165 Dörfern 
involviert und »bewirtschaften« fast 
300 Quadratkilometer Boden. Der 
bemerkenswerteste Erfolg ist, dass 
alle Familien nach der ökologischen 
Erneuerung in den Dörfern bleiben 
können und nicht mehr massenweise in 
die Städte abwandern müssen. Alle Kin-
der der betroffenen Dörfer gehen jetzt 
zur Schule. Heute nehmen auch arme 
Familien und besonders viele Frauen 
aktiv an Ausbildungsmaßnahmen, 
Versammlungen und demokratischen 
Prozessen teil.  Detlef Stüber, ASW

Gemessen an den Ozeanen ist die 
Ostsee eine Pfütze und eine ziem-

lich schmutzige dazu. Neun Staaten 
grenzen an das kleine, flache Meer, 
dessen Oberfläche einem Tausendstel 
der Weltmeere entspricht, und sorgen 
mit 70 bis 85 Millionen Einwohnern in 
den Küstenregionen und den Einzugsge-
bieten der Flüsse für Verschmutzungen 
jeder denkbaren Art. 

Tote Zonen

Industriebetriebe an den Flüssen 
oder direkt an der Küste belasten das 
Meer mit Schwermetallen,  wie Blei, 
Cadmium und Quecksilber, sowie 
anderen ökotoxischen Substanzen, wie 
PCBs. Besonders viele Schadstoffe 
transportiert die Weichsel aus den 
südpolnischen Industrieregionen in die 
Danziger Bucht. TBT (Tributylzinn) 
stammt aus den inzwischen verbotenen 
Antifoulinganstrichen der Sportboote. 

Aus den kommunalen Abwässern, 
die zum Teil aus unzulänglichen Kläran-
lagen oder ganz ungereinigt in die Flüsse 
gelangen, aus den Toiletten der vielen 
Fähren und Kreuzfahrtschiffe und vor 
allem aus der Landwirtschaft stammt die 
Überdüngung, die zu den regelmäßigen 
Algenblüten führt. Die absterbenden 
Algen sinken auf den Grund und bei  
ihrem Abbau wird der Sauerstoff des 
Wassers verbraucht.

In diesen Bereichen bilden Bakte-
rien giftigen Schwefelwasserstoff. Das 

Ergebnis sind  etwa 20 000 Quadratki-
lometer „tote Zonen“ am Meeresgrund, 
in denen außer den Mikroben nichts 
Lebendiges existiert.  Solche Gebiete 
gibt es in der Rigaer Bucht und dem 
Bottnischem Meerbusen ebenso wie  im 
westlichen Teil, im Großen und Kleinen 
Belt, der Kieler und Mecklenburger 
Bucht. Die Böden sind zum Teil mit 
dichten Schlammschichten bedeckt, 
während das Oberflächenwasser noch 
relativ sauerstoffreich und sauber ist. 

Wenig Hilfe 
aus der Nordsee

Die Selbstreinigung wird erschwert 
durch den geringen Wasseraustausch 
mit der Nordsee durch die engen 
Belte und den Öresund. Jeder 
Tropfen Wasser bleibt 
durchschnittlich 35 Jahre 
in der Ostsee, mit all 
seinen Schmutz- und 
Giftfrachten. 

Obendrein gibt es 
umheimliche Altlas-
ten. In der Tiefe des 
Gewässers liegt Muniti-
on aus zwei Weltkriegen, 
darunter auch Chemiewaf-
fen, die 1947 von Usedom aus 
im Meer versenkt wurden und langsam 
vor sich hin rosten und von denen nie-
mand weiß, wo genau sie liegen und 
wie gefährlich sie eines Tages werden 
könnten.

Fische gibt es noch in der Ostsee, 
Hering, Dorsch und Scholle, aber wie 
in allen Meeren auch hier durch Schad-
stoffe und Überfischung bedroht. Damit 
könnte auch für die wenigen überle-
benden Robben und Schweinswale die 
Nahrung knapp werden.

Und jetzt auch noch das...

Im September 2005 vereinbarten 
Präsident Putin und Bundeskanzler 
Schröder – beide nicht gerade als 
lupenreine Umweltschützer bekannt 
– den Bau einer Gaspipeline zwischen 
Wyborg in Russland und Lubmin bei 
Greifswald. Vielleicht wurde hier eine 
Rechnung ohne den Wirt gemacht, das 
heißt, ohne die Länder zu fragen, durch 

deren Wirtschaftszonen die Trasse 
führen sollte. Proteste von 

Umweltverbänden folgten 
schnell und ihre Argumen-
te wurden von einigen 
Ländern gern aufge-
griffen. So sorgen sich 
Schweden und Finnland 
um unerforschte Meeres-

biotope vor ihren Küsten. 
Die Rohre sollen dicht an 

der beliebten schwedischen 
Ferieninsel Gotland vorbeiführen. 

Finnland fürchtet, dass auf dem unebe-
nen Boden des Finnischen Meerbusens 
die Leitung stellenweise 70 Meter 
durchhängen würde, und verlangt, die 
Trasse weiter südlich zu verlegen. Damit 

ist wiederum Estland nicht einverstan-
den und hat alle Untersuchungen in 
seiner Wirtschaftszone verboten. Für 
Deutschland fürchtet der WWF vor 
allem Schäden im Naturschutzgebiet 
Greifswalder Bodden, dem Laichgebiet 
vieler Fischarten. Die 15 Meter breiten 
und vier Meter tiefen Rinnen würden 
Seegraswiesen und andere wertvolle 
Biotope zerstören. Der WWF verlangt 
einen Umwelt-TÜV für die Trasse.

Schon 1974 wurde die Helsinki-
Kommission (Helcom) zum Schutz 
der Ostsee gegründet. In der Helsin-
ki-Konvention verpflichteten sich die 
Mitgliedsstaaten, die Verschmutzung 
der Ostsee zu bekämpfen. 1992 und 
2007 wurde jeweils ein neuer „Baltic 
Sea Action Plan“ entwickelt, an dem alle 
neun Anrainerstaaten beteiligt waren. 
Tatsächlich hat sich der Zustand des 
Meeres in den letzten dreißig Jahren 
verbessert, ist aber von einem akzep-
tablen Zustand noch weit entfernt. Der 
soll bis 2021 erreicht werden – mit 
erholten Fischbeständen, ohne Über-
düngung und tote Zonen. Aber natürlich 
wehren sich alle irgendwie Betroffenen: 
Fischer, Landwirte, Schifffahrt und 
die Betreibergesellschaft der Pipeline. 
So wird es wohl weiter beim kleinsten 
gemeinsamen Nenner bleiben. Ob die 
Ostsee am Ende gewinnt oder endgültig 
zum toten Meer wird – die Frage muss 
offen bleiben.  Marianne Weno

 www.stiftung-naturschutz.de
(Aktuelles/Kolumne)

Ist die Ostsee noch zu retten?
Überfischung und Verschmutzung - neuer „Baltic Sea Action Plan“ soll helfen
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Der hessische Umweltaktivist 
und Buchautor Jörg Bergstedt 
ist in der Vergangenheit schon 

oft angeeckt. Die NABU-Jugendorga-
nisation verließ er im Streit. Mit dem 
Gesetz kam er in Konflikt, etwa durch 
Aktionen gegen Gen-Felder oder weil 
seiner anarchistischen „Projektwerk-
statt“ kriminelle Umtriebe unterstellt 
wurden. Nicht zuletzt machte er sich 
auch mit Publikationen unbeliebt, in 
denen er Nichtregierungsorganisationen 
wie Attac, Legitimation und Erfolg 
absprach.

Auch mit seiner Studie „Demokra-
tie. Die Herrschaft des Volkes. Eine 
Abrechnung“ geht Bergstedt nicht auf 
Schmusekurs. Erschienen ist das Buch 
im hauseigenen SeitenHieb-Verlag. 
Auf 206 Seiten geht der Autor hart mit 
dem Demokratie-Verständnis, wie es in 
Deutschland von Politik und Medien 
geprägt wird, ins Gericht. Anspruch 
des Buches ist es, die Demokratie 
kritisch zu analysieren und sie als per-
fide Macht-Ideologie zu entlarven, die 
auf dogmatischem Gut-Böse-Denken 
basiert. Der Fetisch „Volksherrschaft“ 
würde lediglich unpopulär gewordene 
Leitbilder wie Religion, Nation oder 
Rasse ersetzen und so weiter zur Unter-
drückung des Individuums beitragen.

Was sich möglicherweise zunächst 
nach paranoider Verschwörungstheorie 
anhört, ist jedoch eine durchdachte In-
terpretation. Dabei gelingt Bergstedt der 

Spagat, eine fundierte Studie zu schrei-
ben, welche gleichzeitig gut lesbar ist. Er 
beschreibt die sich wandelnden Bilder 
der Demokratie vom antiken Athen über 
die Römische Republik und romantische 
Vorstellungen des 19. Jahrhunderts bis 
heute. Dabei will der Autor dem Leser 
begreiflich machen, dass sich die vielen 
verschiedenen Demokratie-Formen 
fundamental unterscheiden 
und es keineswegs eine un-
gebrochene Traditionslinie 
von Wirken Perikles zum 
deutschen Bundestag und 
damit „hin zur Freiheit“ 
gibt. Wichtig ist ihm da-
bei, zu zeigen, dass Ideen 
wie „Demokratie“ oder 
„Volk“ keine geschicht-
lichen Wahrheiten sind, 
sondern immer gedankliche 
Konstrukte – das postmo-
derne Zauberwort „Dis-
kurs“ ist demnach einer 
seiner zentralen Begriffe. 
Konkrete Beispiele etwa zur politischen 
Arbeit in Parlamenten oder der schwer 
durchschaubaren Logik des Verhält-
niswahlrechts machen seine beißende 
Kritik anschaulich. Die Volksherrschaft 
selbst ist für Bergstedt das Problem, 
welches es zu überwinden gilt. Denn die 
Demokratie hierzulande ist für ihn eine 
Art Oligarchie, in der die Machteliten 
dem Einzelnen nur vorgaukeln, seine 
Meinung zu vertreten. 

Nach dieser vernichtenden Abrechnung 
mit den bestehenden Verhältnissen fällt 
das Kapitel zu Alternativen nur kurz aus. 
Die Lösung ist für Bergstedt die Eman-
zipation von traditionellen Kollektiv-
Werten. Als konkrete Positiv-Beispiele 
führt Bergstedt lediglich sehr kurz die 
Internet-Enzyklopädie Wikipedia und 
Sozialforen als offene ungebundene 

Versammlungen auf. Diese 
seien prinzipiell gute Ideen, 
würden aber zu oft von 
lobbystarken Machteliten 
missbraucht.

Zwar erhebt der Au-
tor ausdrücklich nicht den 
Anspruch, Alternativen 
zum bestehenden System 
auszuleuchten. Dennoch 
bleibt beim Rezensenten 
der Eindruck zurück, dass 
Bergstedt frei nach dem 
Motto des Slime-Songs 
„Brüllen, zertrümmern und 
weg“ schreibt – Kommunen 

und Projektwerkstätten lassen sich nicht 
ohne weiteres in allen Lebenssituationen 
aufbauen.

Ein weiterer Kritikpunkt ist der 
leichtfertige Umgang mit Begriffen 
wie „Diskurs“. Solche beliebten Wor-
thülsen sind ein verlockend einfaches 
Erklärungsmuster. Doch erläutert 
Bergstedt nie, was genau er darunter 
versteht. Wenn der Autor aber meint, 
er könne quasi als „Außenstehender“ 

Anarchistische Abrechnung
Kritische Studie „Demokratie“ will die Volksherrschaft als Macht-Ideologie entlarven

einen gesellschaftlichen Diskurs kri-
tisieren, dann erliegt er der Illusion, er 
hätte eine Art „privilegierten Zugang 
zur Wahrheit“. Doch letztendlich steht 
Bergstedt selbst in einer Denktradition, 
die er ausführlicher reflektieren sollte. 
Auch würdigt der Autor mit keinem 
Wort die relative Freiheit hierzulande, 
die es ihm überhaupt ermöglicht, ein 
solches Buch zu publizieren.

Bei dem Buch handelt es sich 
dennoch um eine lesenswerte Studie 
– nicht nur für Bergstedts besondere 
„Freunde“ vom Bundesverfassungs-
schutz. Darum wird es vom Rezensenten 
auch ausdrücklich empfohlen. Gerade 
für Leser, denen solche Sichtweisen 
bisher eher fremd waren, kann es eine 
spannende Aufforderung sein, eigene 
Standpunkte zu hinterfragen. Denn 
eins stellt Bergstedt klar: Es sind kei-
neswegs nur „bösartige Machteliten“, 
welche das Individuum in gesichtslose 
Gruppenschemen pressen wollen. Die 
„Selbstdisziplinierung“ des Einzelnen 
als unauffälliges Schaf in der Herde 
spielt dabei mindestens eine gleichbe-
deutende Rolle. Oliver Nowak

Jörg Bergstedt:
Demokratie. Die Herrschaft des 
Volkes. Eine Abrechnung
SeitenHieb-Verlag,
Reiskirchen 2006
206 Seiten, 14 Euro
ISBN 978-3-86747-004-9

Die Negritos zählen zu den ältesten 
Völkern der Erde und gleichzeitig 

zu den bei uns am wenigsten bekann-
ten. Dabei waren die kleinen, dunkel-
häutigen und kraushaarigen 
Ureinwohner einst zahlreich 
in ganz Südostasien als Jäger 
und Sammler unterwegs. Ihre 
friedliche und mit der Natur 
im Einklang stehende Lebens-
weise könnte uns gerade in 
heutiger Zeit ein Vorbild sein. 
Nach Ansicht des verstorbenen 
Ethnologen Hugo A. Bernatzik 
bilden die Negritos sogar „die 
Brücke zu den Anfängen der Kulturent-
wicklung der Menschheit überhaupt.“

Dennoch ist ihr Dasein seit mehre-
ren Jahrhunderten hauptsächlich von 
Diskriminierung, Vertreibung, Verskla-
vung und Ermordung gekennzeichnet. 
Die Autoren des Buches „Schwarzasi-
en“, Steffen Keulig und Bernd Wegener, 
Vorsitzende der Nichtregierungsorga-
nisation „Freunde der Naturvölker“ 
(FdN), beschreiben eindringlich und 
anklagend den Ethnozid (Kulturver-
nichtung) und Genozid (Völkermord) an 
den verschiedenen Negrito-Stämmen, 

die im Wesentlichen dasselbe Schick-
sal erleiden müssen. War es früher die 
Konfrontation mit den Kolonialmäch-
ten und anderen Einwanderern wie 

Indern, Malaien, Chinesen 
oder Filipinos, ist es heute 
die Assimilierungspolitik 
des Staates und verschiede-
ner Entwicklungsprojekte, 
Missionierung, Umsiedlung 
- und vor allem Geldgier. 
Das größte Problem ist dabei 
die Regenwaldvernichtung. 
Aus rein wirtschaftlichen 
Interessen wird der Lebens-

raum der Negritos durch die mächtige 
Holzindustrie rücksichtslos zerstört. 
Mit ihm verschwinden die artenreiche 
Vielfalt der südostasiatischen Flora und 
Fauna und eine ganze Kultur.

Obwohl das Buch speziell auf die 
verschiedenen Negrito-Stämme, ihre 
Kultur und ihre Probleme eingeht, 
werden bei der Lektüre doch größere 
Zusammenhänge deutlich: Wirtschaftli-
che Interessen sowohl der westlichen als 
auch der asiatischen Staaten, versuchte 
Assimilierung zum Beispiel durch 
westliche Entwicklungsprogramme, 

christliche Missionsvorhaben sowie 
militärische Konflikte spielen bei der 
Kulturvernichtung eine bedeutende 
Rolle. Somit macht das Buch nicht nur 
betroffen, sondern der Leser fragt sich 
am Ende, ob der so genannte industrielle 
Fortschritt nicht vielmehr ein enormer 
Rückschritt war, nämlich in Bezug auf 
Menschlichkeit und Nachhaltigkeit.

Anhänger einer konventionellen 
Entwicklungspolitik und Gegner der Re-
servation von Stammesvölkern kommen 
hier nicht zu Wort, da nach Überzeugung 
der Autoren eine Anpassung der Neg-
ritos an die Konsumgesellschaft sie an 
den gesellschaftlichen Rand drängt und 
meist in Abhängigkeit, Krankheit und 
Alkoholismus endet. Stattdessen steht 
die so genannte „Bewahrungshilfe“ 
von FdN im Vordergrund. Erfolge wie 
Misserfolge der Organisation werden 
beschrieben. Auch wenn es das Anliegen 
der Autoren ist, Leser zu erreichen, die 
sich persönlich für den Schutz der alten 
Naturvölker einsetzen wollen, werden 
leider keine konkreten Vorschläge 
gemacht, wie das geschehen soll. Als 
einzige Möglichkeit sehen Keulig und 
Wegener die Gründung einer starken 

Lobby, die sich für die Interessen der 
Ureinwohner einsetzt. 

Insgesamt handelt es sich dennoch 
um ein sehr lesenswertes Buch, wenn 
man sich für die Probleme der noch 
existierenden Naturvölker interessiert. 
Es ist ein Alarmsignal und ein Ver-
such, das Verschwinden einer Kultur 
zu verhindern, die als Beispiel für alle 
anderen steht und ohne die die Welt 
ärmer wäre. Außerdem ist es ein Aufruf, 
etwas zu tun. Selbst wenn es schon zu 
spät erscheint. 

 „Schwarzasien“ wurde zur Erinne-
rung an das Lebenswerk von Hartmut 
Heller, dem verstorbenen Vorsitzenden 
von FdN, veröffentlicht. Heller setzte 
sich mehr als 30 Jahre lang für das Über-
leben der letzten Stammesvölker ein, 
unter anderem auch für die Negritos.

Arabella Walter

Bernd Wegener/Steffen Keulig:
Schwarzasien - Ureinwohner zwi-
schen Kulturvernichtung und 
Ausrottung
Centaurus Verlag, Herbolzheim 
2007, 144 Seiten, 20,- €
ISBN: 978-3-8255-0684-1

Das leise Sterben
„Schwarzasien“ schildert die fortschreitende Ausrottung der Ureinwohner in Südostasien
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Einst wurde die Pflanze hoch 
geschätzt dank ihrer Heil- und 
Zauberwirkungen. Eine etwas 

sagenumwobene Pfl anze, der nachge-
sagt wurde, sie verleihe den Frauen 
noch mehr Schönheit, den 
Männern eine Zunahme der 
Manneskraft. Man glaubte 
fest daran, ein Wurzelstück 
in der Geldtasche lasse diese 
nie leer werden, in der Hosen-
tasche vertreibe es angriffi ge 
Hunde oder als Amulett um 
den Hals fi ebriger Kinder 
getragen deren Krankheit. Erst nach dem 
Mittelalter wurde auch ihr kulinarischer 
Wert entdeckt; seither wird sie in einigen 
Gebieten Deutschlands angebaut, so in 
Süddeutschland, wo das Kraut liebevoll 
auch „Bayerische Zitrone“ genannt 
wird, es ist der

Meerrettich
(Armoracia rusticana)

 ein Kreuzblütengewächs, volkstümlich 
unter anderem auch Kren, Bauernsenf, 
Fleischkraut,  Pfefferwurzel, Wald-
Rettich genannt.

Botanische Merkmale: Aus der 30 
– 60 Zentimeter langen, oft mehrköp-
fi gen Wurzel, die bis sechs Zentimeter 
dick werden kann und am Ende Sei-
tentriebe ausbildet, wachsen erst 
die grundständigen Blätter. 
Sie sind langgestielt, lan-
zettartig mit gekerbtem 
Rand und können 
die stattliche Länge 
von einem Meter 
erreichen. Der ab 
April sprießende 
Blütenschaft  mit 
kleineren, unge-
stielten Blättern 
ist verzweigt. Er 
entwickelt vie-
le kleine, weiße 
Blüten, die in Ris-
pen bzw. Trauben 
angeordnet sind, ab 
Mai bis Juli blühen 
und die Grundblätter über-
ragen. Die Früchtchen sind 
schotenförmig. Die ganze Pfl anze 
wird bis zu 1,20 Meter groß.

Vorkommen: in Gärten und verwil-
dert auf tiefgründigen, nährstoffreichen 
Böden, auf Äckern, Gräben, Ödland, 
Feldrainen, an Waldrändern bis circa 
1000 Meter Höhe

Ernte und Erntezeit: Blätter/Blü-
ten bis Juli, Wurzel ab September bis 
März  

Hauptinhaltsstoffe:  die Vitamine 
C (doppelt soviel wie in Zitrone), B1, 
B2, B6, die Mineralstoffe Kalium, Cal-
cium, Magnesium, Eisen und Phosphor, 
Senfölglykoside   

Geschmack: sehr scharf, retti-
chartig

Verwendung in der Küche: Blätter, 
Blüten, Wurzeln als scharfe Würze an-

stelle von Senf, Pfeffer, Rettich oder 
als kleiner Gemüseanteil an Salate, 
Soßen, Suppen und kräftige Eintöpfe, 
zu Fleisch- und Fischgerichten, Eier -, 
Käse- und Quarkspeisen sowie zu Brot-

aufstrichen und eingeleg-
ten Speisen. Er schmeckt 
auch zu Schinken, Würst-
chen, Senf, rote Bete, 
Tomate, Gewürzgurken, 
Vogelmiere und Feldsalat. 
Auch zu Preiselbeeren, 
Sahne und Äpfeln, die 
seine Schärfe mildern. 

Das Einreiben der Schnittstellen mit Zi-
tronensaft verhindert ein Braunwerden 
des Anschnittes. Die Blätter können als 
Vorrat getrocknet werden. Die Wurzel 
hält sich in feuchtem Sand oder feuch-
ten Tüchern bei niederen Temperaturen 
wochen- bis monatelang. Geschält, 
in Stücke geschnitten oder geraspelt 
kann sie – mit etwas Aromaverlust 
– eingefroren werden. 

Gesundheitlicher Wert: Meer-
rettich aktiviert unsere Widerstands-
kräfte, stärkt das Immunsystem, wirkt 
verdauungsfördernd, harntreibend, 
schleim- und hustenlösend, bakteri-
enhemmend und kreislaufanregend. 
Äußerlich hilft er als Breiumschlag (nur 
kurz einwirken lassen) bei Rheuma, 

Gicht, Insektenstichen, Ischias, 
Nervenschmerzen sowie bei 

Erkältungen, Kopf- und 
Zahnweh und leich-

ten Verspannungen. 
Gegessen (bis 
20 Gramm pro 
Mahlzeit) bzw. 
beim Reiben 
tief eingeatmet 
wirken seine 
Inhaltsstoffe 
positiv bei allen 
Katarrhen der 
Luftwege, bei 

Asthma, Grippe 
und Nebenhöh-

lenentzündungen. 
Auch unterstützt er die 

Heilung von Infekten der 
ableitenden Harnwege, von 

Magen-Darm-Störungen, wirkt 
günstig auf die Fettverdauung und regt 
die Menstruation an. Er enthält zudem 
krebsvorbeugende Stoffe. 

Achtung: Meerrettich, im Über-
maß genossen, kann zu Koliken führen. 
Bei Blasen- und Nierenleiden, Schild-
drüsenfehlfunktionen, Magen-und 
Darmentzündungen und -geschwüren  
sowie in der Schwangerschaft und für 
Kinder unter vier Jahren ist er tabu. 

Elisabeth Westphal

Die Autorin ist Ernährungsberaterin 
der GRÜNEN LIGA und Marktleite-
rin auf dem Ökomarkt der GRÜNEN 

LIGA (Do. 12 – 19 Uhr, Kollwitz-
platz, Prenzlauer Berg), telefonisch 

erreichbar unter 44 33 91 - 48

 Wildpfl anzen
Gesundheit kostenlos

100g Sauerrahmbutter
ca. 2- 3  El Meerrettich, frisch 
gerieben
1 Msp körnigen Senf
1 Knoblauchzehe
Kräutersalz
1Tl Mandelöl

Meerrettichbutter

150g Feldsalat (Rapunzel)
2 El Zuckermaiskörner, tief-
gefroren 
4-6 Tomaten
½ Kohlrabi
1 kleine Karotte
ca. 20 g Meerrettich
Dill, Basilikum, Petersilie
Vogelmiere
Kräutersalz
2 El Olivenöl, kaltgepresst

Feldsalat
pikant

Den Feldsalat gründlich waschen 
und mundgerecht schneiden. Die an-
getauten Maiskörner dazugeben. Die 
Tomaten in kleine Stücke schneiden, 
Kohlrabi grob stifteln, die Karotte fein 
raspeln. Alles miteinander vermischen, 
den Meerrettich reiben und sofort 
zugeben. Dabei immer wieder kosten, 
bis die gewünschte Schärfe erreicht ist. 
Mit den Kräutern und dem Meersalz 
abschmecken. Das Olivenöl kurz vor 
dem Servieren zugeben.
Guten Appetit!

Elisabeth Westphal

Die zimmerwarme Butter leicht 
schaumig rühren, die kleingehackte 
Knoblauchzehe unterrühren, dann den 
mit der Schale unmittelbar vor dem 
Anrichten frisch geriebenen Meerrettich 
nach und nach zugeben. Dabei immer 
wieder kosten, ob die Butter schon 
scharf genug schmeckt. Anschließend 
mit Senf und Kräutersalz abschmecken. 
Zum Schluss den Aufstrich mit etwas 
Mandelöl geschmeidiger machen.
Guten Appetit!

Elisabeth Westphal

Foto: www.pixelio.de
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Nähere Informationen: www.schulhofdschungel.de 
Anke Ortmann & Karen Thormeyer, Tel. 030 / 44 33 91 -49 
E-Mail: schulhofdschungel@grueneliga.de 
GRÜNE LIGA Berlin e.V., Prenzlauer Allee 230, 10405 Berlin 
Das Projekt wird durch das Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit 
Mitteln des Bundesumweltministeriums (BMU) gefördert. Mit freund-
licher Unterstützung des Deutschen Kinderhilfswerks.

Vor der Schultür wartet der Dschungel!
Am 8. Februar startet die GRÜNE LIGA Berlin den deutschlandweiten Schulwettbewerb 

„SCHULHOFDSCHUNGEL – Deutschlands artenreichster Schulhof gesucht!“

Es klingelt! Scharen von Kindern rennen die Treppen runter - denn unten wartet der Dschungel. Nach dem vielen Sitzen und Arbeiten tut 
die frische Luft richtig gut. Draußen duftet es einladend nach Lavendel, Johanniskraut und Taglilien. Einige Kinder laufen direkt zum Erd-
beerbeet und schauen nach, ob es reife Beeren gibt, andere genießen die Ruhe auf der Blumenwiese oder beobachten die Schmetterlinge 
im Sommerfl ieder. Es ist eine Oase der Erholung und Vielfalt, lebendig und bunt, in der sich Menschen, Tiere und Pfl anzen gleichermaßen 

wohl fühlen... es ist ein Schulhof!

Die Prämierung und Präsentation 
der besten Wettbewerbsbeiträge 
fi ndet im Sommer 2009 statt. Zu 
gewinnen gibt es tolle Geld- und 

Sachpreise.

Beteiligt euch
 am Wettbewerb!

Phase 1: Bekommt heraus, welche 
Tiere und Pfl anzen auf eurem Schulhof 

leben. Welche Vögel nisten im Baum, wer 
wohnt im Komposthaufen? Schaut in die Ritzen 

und Ränder, durchstöbert euren Schulgarten! Gibt 
es dort sogar seltene Obst- und Gemüsesorten? Do-
kumentiert eure Forschungen und fotografi ert, wen 

oder was ihr gefunden habt. 
Phase 2: Findet dann heraus, wie Ihr neue Lebens-
räume, Nist- und Brutplätze schaff en könnt, und 

steigert so die Vielfalt auf eurem Schulhof. Zeichnet 
einen Plan, fertigt eine Collage oder baut ein Mo-

dell. Überlegt, wie ihr die öde Einheitsbepfl an-
zung am Wegrand in ein buntes Staudenbeet 

umwandeln könnt, das Insekten Unter-
schlupf und Nahrung bietet. Oder 

plant einen Teich, oder eine 
Fassadenbegrünung…

Die Biologische 
Vielfalt umfasst:

1. Die Vielfalt der Arten
Das bedeutet, dass es Millionen 

verschiedener Pfl anzen- und 
Tierarten gibt. Bisher wurden auf 

der Erde rund 1,7 Mio. unter-
schiedliche Arten beschrieben. 

Wahrscheinlich gibt es welt-
weit 13 bis 14 Millionen 

Arten.

Nur ein Märchen? 
Das könnt Ihr selber ent-

scheiden…
Mit dem deutschlandweiten Schul-

wettbewerb SCHULHOFDSCHUNGEL 
will euch die GRÜNE LIGA zeigen, dass 

eine bunte Tier- und Pfl anzenwelt direkt vor 
eurer Nase möglich ist. Auf den ersten Blick 
mag euer Schulhof ziemlich leer erscheinen, 

aber unterschätzt die Tiere und Pfl anzen 
nicht! Seid ihr sicher, dass ihr euren Hof 
nicht mit der Getreidewanze oder dem 

Blutweiderich teilt? Guckt euch um 
und ihr werdet staunen, wer 

und was da so alles unter-
wegs ist. 

Ihr 
könnt et-

was dagegen tun!
Ihr könnt helfen, die 

Vielfalt des Lebens zu schüt-
zen und zu erhalten. Begrünt 
und gestaltet euren Schulhof 
und erlebt, wie sich Tiere und 
Pfl anzen auf eurem Schulhof 

ansiedeln und unsere Welt 
bunter und reicher ma-

chen. 

3. Die gen-
technische

Vielfalt
Jedes Lebewesen unter-
scheidet sich durch noch 

so kleine Unterschiede vom 
anderen, auch innerhalb 

der Arten. So wird z.B. 
Züchtung möglich.

2. Die Vielfalt 
der Lebensräume 

Tiere und Pfl anzen leben in 
ganz unterschiedlichen Lebensräu-

men: Etwa im Meer, in der Wüste, in der 
Erde, im Teich, auf der Wiese oder auch in 

der Luft. 
Viele der Überlebenskünstler sind bedroht, weil 

ihre Lebensräume verschwinden.
Täglich sterben weltweit fast 100 Arten aus! In 

den letzten 100 Jahren hat der Mensch so stark 
in die Natur eingegriff en, dass immer mehr und 
immer schneller Tiere und Pfl anzen aussterben. 
Die Vernichtung der Lebensräume durch den 

Menschen und die Veränderungen durch 
den Klimawandel beschleunigen den 

weltweiten Rückgang der Arten. 
Auch bei uns sind viele Tier- 

und Pfl anzenarten be-
droht.

Was bedeutet 
eigentlich Biologische 

Vielfalt?
Die Biologische Vielfalt Biodi-

versität) bedeutet Reichtum in 
der Natur. Dazu gehören alle Tiere, 
Pfl anzen, Pilze, Mikroorganismen, 

Ökosysteme und Landschaften und 
auch wir Menschen. Jedes Lebewe-

sen ist Teil des Ganzen und trägt 
dazu bei, dass wir leben kön-

nen. Stirbt eins aus, hat 
das Folgen für alle 

anderen. 

Viel Spaß und Erfolg wünscht Euch das 

Schulhofdschungelteam!

F O R  K I D S  O N LY

www.schulhofdschungel.de
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Vergangenes Jahr haben alle über 
das Klima geredet. Bundeskanz-

lerin Angela Merkel hat sich wie 
kein deutscher Regierungschef zuvor 
für die Ökologie ausgesprochen. Sie 
sagte Sätze wie: Der Kampf gegen die 
Erderwärmung sei die „wichtigste Her-
ausforderung für die Menschheit“. Die 
Zukunft dürfe man nicht „verbrauchen“. 
Nachhaltigkeit sei „Chefsache“. Aber 
Kanzlerin Merkel und ihre Minister/ 
-innen handelten nicht entsprechend. 

Das galt auch für Bundesumwelt-
minister Sigmar Gabriel (SPD). Als 
Sachwalter der Umwelt, der Natur und 
des Weltklimas stand er bisher fest wie 
ein Fels und kämpfte für alles, was so 
kreucht und fleucht. Seien es Knuts 
Artgenossen in der Arktis oder die 
Feldhamster im heimischen Gebüsch. 
Dies jedenfalls ist das Bild, dass der 
SPD-Politiker gerne selbst von sich 

Die Klimakonferenz auf Bali 
fand vom 3. bis 15. Dezember 
2007 in der Ortschaft Nusa 

Dua (Indonesien) statt. Dort sollten 
ein Verhandlungszeitplan und Ver-
handlungsinhalte für die nächsten Jahre 
festgelegt werden, damit nach dem Aus-
laufen des Kyoto-Protokolls 2012 ein 
neues Klimaschutzprogramm nahtlos 
in Kraft treten kann. Indonesien war 
Gastgeber der UN-Klimakonferenz. Der 
indonesische Umweltminister Rachmat 
Witoelar leitete die Konferenz mit etwa 
10.000 Umweltpolitikern und -experten 
aus 192 Ländern. Nach langen und 
schwierigen Verhandlungen wurden in 
einer Abschlusserklärung verschiedene 
Eckpunkte vereinbart. 

So sollen etwa die Verhandlungen 
für das nächste Klimaabkommen bis 
2009 abgeschlossen sein. Damit soll 
noch genug Zeit bleiben, das 2012 
auslaufende Kyoto-Protokoll abzulö-
sen. Im nächsten Jahr sind vier größere 
Klimakonferenzen geplant. 

Es wird anerkannt, dass „tiefe 
Einschnitte“ bei den weltweiten Emis-

Kein großer Erfolg auf Bali 
Wenig Ergebnisse der UN-Klimakonferenz – Konkrete Zahlen zur CO2-Reduktion nicht im Abschlussdokument 

sionen notwendig sind. Die Erklärung 
nimmt zudem Bezug auf Ergebnisse 
des UN-Klimarats (IPCC), wonach 
die Treibhausgasemissionen in den 
Industriestaaten bis 2020 um 25 bis 
40 Prozent unter das Niveau von 1990 
sinken sollen. Die konkreten Zahlen 
wurden aber aus dem Text 
entfernt. 

Die Industriestaaten 
sollen den Entwicklungs-
ländern mit dem Transfer 
klimafreundlicher Techno-
logie helfen. Außerdem soll 
den ärmeren Ländern dabei 
geholfen werden, sich auf 
die Auswirkungen des Kli-
mawandels einzustellen, 
beispielsweise beim Bau von Deichen 
gegen den steigenden Meeresspiegel. 

Gegen die zunehmende Abholzung 
der Wälder weltweit sollen „positive 
Anreize“ gesetzt werden. Viele Ent-
wicklungsländer fordern eine interna-
tionale Kompensation dafür, dass ihre 
Wälder CO2 absorbierten. 

Ein entscheidender Beschluss im 

„Bali Action Plan“ ist jedoch in einem 
schwer verständlichen Schachtelsatz 
in einer Fußnote zu finden. Darin ver-
ständigen sich die Staaten auf „mess-
bare, reportierbare, nachprüfbare und 
national angemessene Verringerungs-
zusagen oder -Handlungen, einschließ-

lich quantifizierbarer 
Emissionsgrenzen und 
Reduktionsziele durch 
alle entwickelten Staaten, 
wobei die Vergleichbar-
keit ihrer Anstrengun-
gen sichergestellt ist 
und den Unterschieden 
ihrer nationalen Umstän-
de Rechnung getragen 
wird“. Konkret: Alle 

Unterzeichner stimmen zu, sich auf 
den künftigen Nachfolgekonferenzen 
auf verbindliche und überprüfbare 
Emmissionswerte festzulegen – ohne 
nationale Sonderwege.

Die Ergebnisse der UN-Klima-
konferenz auf Bali können jedoch 
nicht zufrieden stellen. Zwar sind 
sowohl die Schwellen- und Entwick-

lungsländer sowie die USA im Boot 
des Post-Kyoto-Regimes. Außerdem 
enthält das Abschlussdokument mehr 
Nord-Süd-Gerechtigkeit als jedes 
Verhandlungsergebnis zuvor. Aber die 
angesichts des weltweiten Klimawan-
dels unbedingt notwendigen konkreten 
Ziele zur Reduzierung der weltweiten 
CO2-Emissionen wurden leider nicht 
beschlossen. Den Europäern gelang 
es lediglich, einen Verweis auf die 
Erkenntnisse des UN-Klimarates als 
Fußnote in das Abschlussdokument 
einzubringen. 

Insgesamt war die Konferenz von 
Bali nur der Anfang eines langen und 
komplizierten Prozesses. Die „Bali-
Road-Map“ soll eine brauchbare An-
schlussregelung für das Kyotoprotokoll 
ab 2013 schaffen. Alle Beteiligten 
haben jetzt zwei Jahre Zeit, um das 
verspielte Vertrauen durch konstruk-
tive engagierte Beschlüsse wieder zu 
gewinnen. Abgerechnet wird auf der 
großen Weltklimakonferenz, die 2009 
in Kopenhagen stattfindet.

Jochen Mühlbauer

Bilanz der deutschen Klimapolitik 2007
Die Regierung verteidigt zu Lasten des Klimas die Profitinteressen von Autoherstellern und Energiekonzernen 

zeichnet.
Doch plötzlich stand er als Vertreter 

der Wirtschaftslobby da. So opponierte 
Gabriel Mitte Dezember im Namen 
der Autokonzerne gegen zu scharfe 
Klimaschutzgrenzwerte der EU und das 
Bundesumweltministerium unternahm 
nichts gegen fehlerhafte Diesel-Rußfil-
ter. Gabriel hatte die Klimaschutzpläne 
der EU-Kommission mit derart drasti-
schen Worten vom Tisch gewischt, dass 
sich selbst Beamte im eigenen Hause 
fragten, was den Minister eigentlich 
umtreibt. Statt sich weiter als Hüter des 
Klimas und Wegbereiter klimaschonen-
der Autos zu profilieren, witterte Gabriel 
einen Wettbewerbskrieg der EU gegen 
die deutsche Wirtschaft. 

Verschiedene Umweltverbände 
zogen eine vernichtende Bilanz zur 
bundesdeutschen Klimapolitik 2007: 
Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 

meint, die Bundesregierung habe 
„grandios versagt“, als sie „abstrakte 
Klimaschutzziele und konkretes Han-
deln zur Deckung zu bringen“ versuchte. 
Der Deutsche Naturschutzring (DNR) 
beklagt, dass die „Kanzlerin nicht wil-
lens ist, ein gesetzliches Tempolimit zu 
schaffen“. Und der Bund für Umwelt 
und Naturschutz (BUND) urteilt, die 
Regierung gebe „dem massiven Druck 
der Energiekonzerne und der Automo-
bil- und Luftfahrtindustrie nach“. 

Politik nach dem Motto „Wasch 
mich – aber mach mich nicht nass“, so 
bilanziert Greenpeace die Politik der 
Bundesregierung im Klimajahr 2007. 
Bundeskanzlerin Angela Merkel habe 
die Zeichen der Zeit erkannt und auf 
internationalem Parkett ihre Rolle als 
Klimaschützerin souverän gespielt. 
Doch in der Praxis verteidige die 
Regierung zu Lasten des Klimas die 

Profitinteressen von Autoherstellern 
und Energiekonzernen. 

Widersprüchlich ist auch die Hal-
tung der Bundesregierung zum Bau 
weiterer Kohlekraftwerke. Bis zum Jahr 
2012 sind 24 dieser Kraftwerke geplant. 
Kein anderes Land in Europa setzt so 
stark auf Kohlekraft wie Deutschland. 
Die geplanten Anlagen werden für die 
kommenden Jahrzehnte die Atmosphäre 
jährlich mit zusätzlichen 130 Millionen 
Tonnen CO2 belasten.

Da bleibt nur, dass die bundesdeut-
schen Bürger/ -innen 2008 selbst für 
mehr Klimaschutz aktiv werden, um die 
Regierenden unter Druck zu setzen. Die 
Klimaschutz-Demo am 8. Dezember 
war dafür erst der Anfang.

Jochen Mühlbauer

Anzeige
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Schon seit längerem habe ich von 
Genmanipulationen an verschie-

denen Pflanzensorten gelesen, zum 
Beispiel an Soja und Mais, und von 
der Gentech-Kartoffel „Amflora“ des 
BASF-Konzerns. Die wurde wohl als 
„Industriekartoffel“ zugelassen. Ich 
kann mich meiner Furcht vor den Risi-
ken der unkontrollierbaren Verbreitung 
und der gesundheitlichen Folgen der 
Gentechnik nicht mehr erwehren.

Deshalb schicke ich Ihnen ein paar 
Verse zu diesem Problem. „Des Teufels 
Gen“ ist meine Form des Protestes ge-
gen diese Eingriffe in das ökologische 
System. Brigitte Runge, Berlin

Des Teufels Gen

Das werdet ihr noch alle seh’n –
der Teufel sitzt schon in dem Gen.
Er wartet nur und kichert leise:
Bald geh’ ich auf die Weltenreise.
Und bin ich erst in der Natur, 
kriegt mich da keiner mehr retour.
Ich kann den Menschen ganz gelassen
an seiner schwächsten Stelle fassen.
Ich weiß, das ist wohl sein Gehirn.
Da geht’s um Geld – ich kann 
nicht irr’n.

Und alles, was er in Laboren
hat für die Umwelt auserkoren,
hab’ ich mit Teufelsrotz benetzt, 
und in die Lage so versetzt,
dass in den Kreislauf der Natur
mein störend’ Gen nun endlich fuhr,
und alles Leben wird gewandelt,
mit schneller Wirkung schön 
verschandelt.
Denn um der Welt was abzuringen,
muss ich sie durcheinander bringen.

Was nützt denn euer laut Gezeter
um hundert oder tausend Meter –
der Abstand ist bald überwunden,
hab’ ich erst Eingang wo gefunden.
Seht ihr, wie einzig meine Blüten
im Winde mit den Pollen wüten?
Schon fliegen sie zum nächsten 
Acker, verbreiten sich dort rasch 
und wacker.
Wer sollte denn auch widersteh’n
dem teuflisch resistenten Gen?

Vielleicht wird es mir bald gelingen
in die Systeme einzudringen,
so dass den Kreislauf allen Lebens
aufrecht zu halten ist vergebens.
Wenn Krankheit, Siechtum, arge 
Schäden 
erreichen eines Tages jeden,
Mensch, Tier und Pflanze gehen ein –
dann ist die Erde endlich mein!
Ich hab’, bei Gott, mir doch bestellt
’ne schöne kalte, tote Welt.

Gen-Technik
Protestgedicht

Anmerkung: Die Redaktion behält 
sich vor, Leserbriefe abzudrucken und 
zu kürzen. Die veröffentlichten Briefe 
geben nicht unbedingt die Meinung der 
Redaktion wieder.

Ich habe gelesen, dass für die Herstel-
lung der Torferde, die es überall zu 

kaufen gibt, wertvolle Moore zerstört 
werden und man deshalb Komposter-
de nehmen soll. Seitdem hat mich die 
Frage beschäftigt, wie ich im Frühjahr 
preiswert und einfach zu guter Blu-
menerde für meine Balkonpflanzen 
komme. Auf dem Umweltfestival letztes 
Jahr habe ich am Stand der Berliner 
Stadtreinigung erfahren, dass diese 
Biogut-Komposterde für 2,50 Euro den 
20-Liter-Sack in ihren Recyclinghöfen 
verkauft. Diese gibt es in vielen Berliner 
Bezirken, sie sind von Montag bis Frei-
tag von 9 bis 19 Uhr und Sonnabend von 
7 bis 14.30 Uhr geöffnet, sodass man 
dort bequem und wohnortnah zu guter 
Komposterde kommt. Weil Kompost 
das Beste für Pflanzen ist, spart man sich 
gleich noch den umweltschädlichen, 
teuren Chemiedünger. Ich will hier keine 
Werbung für die BSR machen, aber weil 
man mit dem Kauf von Komposterde 
ohne großen Aufwand die Umwelt 
schützen kann, will ich diesen Einkauf-
stipp auch anderen Interessierten nicht 
vorenthalten.

Mit freundlichen Grüßen
Astrid Tietze, Berlin

Komposterde von der BSR

Öko-Tipp
RABE-RALF-Kritik

Der RABE RALF hat im neuesten 
Heft auch das Klima zum Thema 

gemacht und auf die Möglichkeiten der 
Energieeinsparung hingewiesen. Leider 
wird allzu oft vergessen, welchen Anteil 
der übertriebene Fleischverzehr und die 
Massentierhaltung am Klimawandel 
haben - obwohl die Medien zum Teil 
fast täglich darüber berichten. Es ist 

Mehr über Massentierhaltung!
eben immer leichter, entsprechende 
Maßnahmen zur Kohlendioxidreduzie-
rung von anonymen Instanzen (Staat, 
Gesellschaft, Wirtschaft) zu verlangen, 
als bei der persönlichen Lebensführung 
anzufangen. Hier dürften Sie ruhig 
etwas deutlicher werden und diesen 
Aspekt nicht unterschlagen.

Dr. Helmut Oehling, Berlin

Letzte Woche habe ich endlich das 
Volksbegehren gegen die Teilpri-

vatisierung der Berliner Wasserbetriebe 
unterschrieben. Eigentlich wollte ich 
das schon viel früher machen, aber 
ausgerechnet die GRÜNE LIGA selbst 
hat mich zweifeln lassen. Zwar steht 
sie beim Volksbegehren in der ersten 
Reihe, aber als ich mich genauer über 
die Privatisierung informieren wollte, 
fand ich auf ihren Internetseiten sehr 
widersprüchliche Dinge.

Einerseits las ich in mehreren 
RABE-RALF-Artikeln, dass die 
Wasserbetriebe zu knapp 25 Prozent 
dem Veolia-Konzern gehören. Das 
Volksbegehren richtet sich gegen die 
dubiosen Geheimverträge von Veolia 
Wasser und RWE mit dem Senat. Wie es 
heißt, geben diese Geheimverträge den 
beiden Konzernen eine ungewöhnlich 
hohe Renditegarantie. Seit der Teil-
privatisierung wurden Investitionen 
zurückgefahren, Stellen gestrichen und 
der Wasserpreis erhöht.

Andererseits weiß die GRÜNE 
LIGA nur Gutes über den Konzern 
zu berichten. Veolia war Förderer des 
Netzwerk21-Kongresses für lokale 
Nachhaltigkeitsinitiativen, den die 
Grüne Liga im vergangenen September 
organisiert hat. Der Chef von Veolia 
Wasser hielt auf dem Kongress ein 
Einführungsreferat. Außerdem wurde 
der Nachhaltigkeitspreis „ZeitzeicheN“ 
verliehen. Neben 5000 Euro Preisgeld 
von Veolia und der Gasag erhalten die 
Preisträger „projektbezogene Beratung 
von Veolia Wasser“ - was immer das 
bedeuten mag. Und der Pressechef von 
Veolia Wasser hielt eine Laudatio.

Das las ich auf der Internetseite 
der GRÜNEN LIGA Berlin und auf 
der ebenfalls von ihr verantworteten 
Webseite des Kongresses. Veolia Wasser 
bezeichnet sich auf seiner eigenen Inter-
netseite sogar als Hauptsponsor.

Nun frage ich mich: Ist die GRÜNE 
LIGA so clever, dass sie ihr Volksbegeh-
ren gegen Veolia auch noch von Veolia 
selbst finanzieren lässt? Oder hilft sie 
mit, das eigene Volksbegehren von einer 
noch clevereren Veolia-Imagewerbung 
kaputtmachen zu lassen?

Von jetzt an soll es übrigens jedes 
Jahr einen Netzwerk21-Folgekongress 

geben. Nächstes Jahr findet er im säch-
sischen Leipzig statt, wo Veolia Wasser 
seinen Sitz hat. Veolia soll auch wieder 
Sponsor sein. Bleibt zu hoffen, dass die 
GRÜNE LIGA dort clever genug ist.

Göran Herbst 
Berlin-Prenzlauer Berg

Kommentar: 
In Berlin war die GRÜNE LIGA die 
zentrale Sammelstelle für die Initiative  
„Wir Berliner wollen unser Wasser zu-
rück“. Sie trägt auch das Volksbegehren, 
das die Offenlegung der Privatisie-
rungsverträge der Berliner Wasserbe-
triebe fordert, inhaltlich voll mit.

Zu den positiven Begleiterschei-
nungen der Privatisierung der Berliner 
Wasserbetriebe gehört die Unterstüt-
zung des Kompetenzzentrums Wasser 
durch private Betreiber und die För-
derung von gemeinnützigen Projekten 
durch die Veolia-Siftung. 

Der Wasserbereich von Veolia 
bemüht sich seit einiger Zeit um ein 
verbessertes Image, hat einen eigenen 
Nachhaltigkeitsbericht vorgelegt und 
diesen auch mit Umweltverbänden 
diskutiert. Ich denke es lohnt heraus-
zufinden, ob dahinter mehr steckt als 
ein blau-grünes Deckmäntelchen. Wir 
kritisieren nicht den Konzern an sich, 
sondern die Geheimhaltung der Verträ-
ge und die hohen Renditegarantien.

Michael Bender 
Leiter der Bundeskontaktstelle Was-

ser der GRÜNEN LIGA. Er gehört 
zu den Trägern des Berliner Wasser-

volksbegehrens

GRÜNE LIGA und Veolia
Wasserbegehren

Die zweite Zufallsbegegnung mit 
dem RABEN RALF hat uns restlos 

überzeugt. Wir sind keine regelmäßigen 
Zeitungsleser, aber Du wirst der Einzige 
sein, der uns alle zwei Monate Dein Blatt 
ins Haus bringen darf. Wir freuen uns 
schon auf Dich!

Übrigens: Hast Du schon von den 
„effektiven Mikroorganismen“ des 
japanischen Agrarwissenschaftlers 
Prof. Teruo Higa gehört? Diese kleinen 
umweltfreundlichen Alleskönner für 
Landwirtschaft, Garten, Haushalt und 
sogar für den menschlichen Organismus 
wären sicher ein interessantes Thema für 
umweltbewusste Mitmenschen.

Wir wünschen Dir und Deinem Re-
daktionsteam beste Gesundheit und viel 
Erfolg im Jahr 2008 und weiterhin.

Helga und Jean Wilde, Berlin

Raben-Lob

4 Etagen mit Dachterrasse und Garten

Ayurveda-Shop • Ayurveda-Wellnesstage 
Ayurveda-Massagen • Dampfbad + Sauna 

Tiefe Gewebemassage • Yoga- u. Qigongkurse 
Geschenkgutscheine!

Anzeige

Neujahrsgrüße
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Auswärts
          

Mi 13.2. 
Demontage – Ein Atomkraft-
werk kommt auf den Schrott

19 Uhr
Gespräch mit Dr. Sebastian Pflug-
beil (Präsident der Gesellschaft für 
Strahlenschutz)
Losers and Winners
Haus der Natur
Lindenstr. 34, 14467 Potsdam

Do 14.2.
9 Uhr

Angebot für Schulen
Anja und Anton- Killera-
meisen
Regenwürmer- Der weltbes-
te Dünger
Gespräch mit Förster 

Adressen: Seite 31

Auf diesen Seiten stehen Berliner 
Umwelt-Termine (im weiteren 
Sinne). GRÜNE-LIGA-Termine 
sind mit dem Logo gekenn-
zeichnet (grau: Mitarbeit). 
Wir möchten besonders auch 
Termine kleinerer Umweltgrup-
pen und BIs veröffentlichen und 
bitten um rechtzeitige Information 
bis zum 15. des Vormonats. 
Aktualisierte Termine:
www.grueneliga-berlin.de   

Die Redaktion

Anzeige

So 10.2.
Das Wasserwerk am Teu-
felssee 
Dr. Wulf Liebau
Führung zu den alten 
Dampfmaschinen und in 
den unterirdischen Rein-
wasserbehälter.

13 – 14.30Uhr
Beitrag inkl. WASSERLEBEN: Er-
wachsener 3 € / Kind 1 € / Familie 
6 € / Ökowerk-Mitglieder frei.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24 . 
14193 Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0
Fax  (030) 30 00 05-15
info@oekowerk.de

Di 12.2.
Treffen des Solarvereins.
Jahresmitgliederversamm-
lung, Nichtmitglieder eben-
falls herzlich eingeladen.
Solarverein Berlin- Bran-
denburg e.V.
Paulsenstr. 55/56, 12163 Berlin
Fon 82097-236, Fax -366
Internet: www.solarverein-berlin.de

So 17.2.
„Auf Sauen kreisen“ 
Antonius Gockel-Böhner
Aktuelles über Wildschwei-
ne und anderes Schalenwild 
im Grunewald.
Eine Wildführung für die 
ganze Familie.

13.30 – 15.30 Uhr
Beitrag: Erwachsener 2 € / Kind 1 
€ / Familie 5 € / Ökowerk-Mitglie-
der frei.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V.
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24, 14193 
Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0
Fax  (030) 30 00 05-15
info@oekowerk.de

Mo 18.2.
 Nachhalten 28: Das Recht 
auf Entwicklung in Zeiten 
der Klimakrise 
Das ‚Greenhouse Develop-
ment Rights Framework‘ 
Mit:
Andrew Pendleton (Christi-
an Aid), 
Dr. Thomas Schaack, Um-
weltbeauftragter der
Nordelbisch Ev.-Luth. Lan-
deskirche, 
Ute Koczy (Bündnis 90/Die 
Grünen)*,
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
(BMZ)* 

19:30 bis 21:30 Uhr
Moderation: Jörg Haas (Heinrich-
Böll-Stiftung) 
In Kooperation mit: 
Evangelischer Entwicklungsdienst 
(EED)
Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin 
Raum: Galerie 
10178 Berlin, Rosenthaler Str. 
40/41, Hackesche Höfe 
Mit der S-Bahn bis Hackescher 
Markt oder mit der U-Bahn-Linie 8 
bis Weinmeisterstraße.

Sa 23.2.u.So 
24.2. 

Den wilden Tieren auf der 
Spur 
Regina Höfele
Was machen Tiere wie Eich-
hörnchen, Igel, Wildschwein 
& Co in der kalten Jahres-
zeit?

Wo stecken Überlebens-
künstler wie Marienkäfer 
und Grashüpfer?
In Kooperation mit Jugend 
im Museum für Kinder ab 8 
Jahren.

11 – 15.30 Uhr
Anmeldung unter 266 36 88.
Beitrag: 18 € + Material.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24 . 
14193 Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0
Fax  (030) 30 00 05-15
info@oekowerk.de

So 24.2.
Wir bauen Nistkästen und 
Insektenhotels 
Eckehardt Kernchen, Jörg 
Müller
In jedem noch so kleinen 
Garten bieten Nisthilfen 
vielen Vögeln und Insekten 
Nistplatz und Unterschlupf.
Aus Holz, Lehm und Stroh 
gestalten wir Nistkästen 
oder Insektenhotels, die auf 
fast jedem sonnigen
Balkon Platz finden können.

12 – 16 Uhr
Beitrag: Erwachsener 2 € / Kind 1 
€ / Familie 5 € / Ökowerk-Mitglie-
der frei,
zzgl. Materialkosten nach Ver-
brauch zwischen 5 und 10 Euro.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24, 14193 
Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0
Fax  (030) 30 00 05-15
info@oekowerk.de

So 24.2.
Der Schlosspark Charlotten-
burg im Winter: Knospen, 
Baumrinde und Wuchsform
Christoph Bayer
Eine Führung zu den Bäu-
men und Sträuchern der 
historischen Parkanlage.

13 – 15 Uhr
Treffpunkt: Reiterstandbild am 
Vorplatz zum Schloss.
Beitrag: Erwachsener 3 € / Kind 1 
€ / Familie 6 € / Ökowerk-Mitglie-
der frei.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24 . 
14193 Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0
Fax  (030) 30 00 05-15
info@oekowerk.de

So 2.3.
Naturerleben am Hermsdor-
fer See
Kleine Fließgewässerkunde
Dr. Hans-Jürgen Stork 
- NABU Berlin

10 Uhr
Treffpunkt: Heimatmuseum Alt-
Hermsdorf, Bus 120 

Mi 5.3.
Problematik der Sortener-
haltung und gesetzliche 
Rahmenbedingungen 
- Österreich 
und Deutschland im 
Vergleich. Am Beispiel der 
Arche Noah (Verein zur 
Erhaltung 
und Verbreitung der Kultur-
pflanzenvielfalt)

 18 Uhr
Änne Günther - Studentin der 
Gartenbauwissenschaften - HU 
Berlin 

Ausstellungen, 
Festivals

 

Mi 16.1.
Eröffnung des Festivals des 
Umwelt- und Naturfilms
„ökofilmtour 2008“ 
40 nominierte Filme aller Genres 
stehen in mehr als 40 Branden-
burger Orten mit Zuschauern und 
Experten, Politikern und Pädago-
gen, Umwelt- und Naturschützern 
zur Diskussion.
Dauer: Bis zum 09.04.2008

Filmmuseum
Breite Straße, 14467 Potsdam
Eröffnung: 16.1., 19:00 Uhr
Internet: www.oekofilmtour.de 

Sa 9.2. bis 
Ostermontag 24.3.

Grober Unfug
Umwelt- und Naturschutzplakate 
aus der DDR
Eine Ausstellung des Instituts für 
Umweltgeschichte und Regional-
entwicklung e.V. in der Waldhalle.
Naturschutzzentrum Ökowerk 
Berlin e.V
Ökologische Bildungs- und Ta-
gungsstätte
Teufelsseechaussee 22-24 . 
14193 Berlin
Tel.  (030) 30 00 05-0 

14.1.-31.3.
Ausstellung „Auf dem 
Weg… Berlin auf dem Weg 
zu einer fußgängerfreundli-
chen Stadt?“
Bis zum 31. März haben Besuche-
rInnen der Bezirkszentralbibliothek 
und alle an nachhaltiger Verkehrs-
politik Interessierten Gelegenheit, 
die Ausstellung montags bis frei-
tags 10:00 – 20:00 und samstags 
12:00 – 16:00 zu sehen.
Die Bibliothek ist mit der S 1, der 
U 9 und dem Bus X 83 (Bahnhof 
Rathaus Steglitz) bequem zu 
erreichen.

Veranstaltung der Naturgarten-
gruppe des NABU
NABU Geschäftsstelle, Wollank-
str. 4

So 9.3.
Winterausklang am Müg-
gelsee
Berhard Schonert - NABU 
Berlin

9 Uhr
Treffpunkt: Schiffsanlegesteg 
Rübezahl am Südufer, Verkehr-
verb. S-Bhf. Köpenick und Bus 
X69 Richtung Müggelheim, Station 
Rübezahl, ca. 3 Std.

Mo 24.3.
Kinderveranstaltung
Bioland- Ostereier- Suche
Eintritt: frei

zw. 11 u. 15 Uhr
Domäne DahlemKönigin- Luise- 
Str. 49, 14195 Berlin
Tel.: 030/ 6663000, Fax: 
030/8316382
U-Bahn: Linie 3, Bhf. Dahlem-
Dorf/ Bus: 110, X11, X83 /Besu-
cherparkplatz

Sa 29.3.
Biotoppflege am 
Köpchensee
Lübarser Weg, Blankenfelde;
wheger@nabu-berlin.de

Große Einsätze finden statt 
am 29.3. sowie zur Vorabin-
formation am 26.4., 30.8. u. 
Apfelernte 19. sowie 20.9.
Straßenbahn M1 (Richtung Schil-
lerstr.) bis Haltestelle Hermann-
Hesse-Str./Waldstr.; Anschluss an 
Bus 107 bis Haltestelle Lübarser 
Weg in Pankow-Blankenfelde; 
Treffpunkt im Gebiet am Grenz-
weg; verantwortlich Fr. Koch vom 
NABU, Tel. 9860837-28

16.2.–16.3.
Filmfestival ueberMorgen 
- Utopien, Träume, Weltent-
würfe
Mit dem Fimfestival »ueber 
morgen« zeigt der Kultur-
bahnhof  in Zusammenar-
beit mit der Lokalen Agenda 
Biesenthal ein vielschichti-
ges Panorama von vergan-
genen und gegenwärtigen 
Utopien und Weltentwürfen.
Programminfo www.biesenthal.
de oder Tourismusbüro 03337/ 
490 718
Ort: Kulturbahnhof Biesenthal 
Bahnhofstr. 89a 16359 Biesenthal
Verkehranbindung: Mit der Bahn 
über Bernau (RE oder S-Bahn), 
von dort 10 min mit der ODEG 
(der ABC Tarif gilt bis Rüdnitz, 
eine Station vor Biesenthal) Info 
www.vbb-fahrinfo.de; 
Eintritt: 2,50 €  / ermäßigt 1,50 € / 
Kinder bis 14 Jahre frei
Freier Eintritt für Asylsuchende 

6.3.-9.3.
Die 5. Medienakademie für 
linke Medienmacher/innen
findet vom 6. bis 9. März 
2008 in Berlin statt
Ab 17. Dezember kann man 
sich im Internet unter www.
linke-medienakademie.de
über die Angebote der Aka-
demie informieren und auch 
anmelden.
Berlin – Donnerstag, 6. März 2008 
18 Uhr bis Sonntag, 9. März 2008 
17 Uhr
Tagungszentrum Franz-Mehring-
Platz 1, 10243 Berlin
Kostenbeiträge: 25 Euro (ermä-
ßigt), 50 Euro (Normalbeitrag) und 
100 Euro (Förderbeitrag)
Internet: www.linke-medienaka-
demie.de

11.3.-16.3.
Das Blaue Wunder
Theaterstück über die auf-
haltsame Privatisierung des 
Wassers

Di – Fr 9- 13 Uhr
Beratung und Buchung (auch 
anderer Stücke) bei:
Karin Fries, BC- Tourneeplanung, 
Schleißheimer Str.89, 80797 
München, 0891298624 

ab 20.3.
Umweltbildungsprojekt 
und Wettbewerb „Erlebter 
Frühling 2008“
Am 20. März 2008 startet 
zum 25. Mal das Umwelt-
bildungsprojekt „Erlebter 
Frühling“.
Die NAJU ruft alle Kinder im Alter 
zwischen 6 und 13 Jahren auf, 
sich auf die Suche nach den Früh-
lingsboten Kuckuck, Wildbiene, 
Apfelbaum und Steinmarder im 
Lebensraum Streuobstwiese zu 
begeben.
Die Begleitmaterialien stehen 
zum Selbstkostenpreis ab Ende 
Februar 2008 zur Verfügung. 
Bestellungen unter: www.erlebter-
Frühling.de
Weitere Informationen: NAJU 
Bundesgeschäftsstelle Charitestr. 
3, 10117 Berlin
Tel: 0302849841901 

Webers aus der Waldschule 
Potsdam

11 Uhr 
Die Grenzen des Erlaubten 
– „Grüne Gentechnik“ in 
Mecklenburg
Gift im Angebot – Gespräch 
mit Dr. Steffi Ober (Gentech-
nikexpertin des NABU)
Haus der Natur
Lindenstr. 34, 14467 Potsdam

Fr 15.2.
Polarjahr
Der Kühlschrank
Kluge Vögel – Die Werk-
zeugmacher
Gespräch mit Wolfgang 
Mädlow (Ornithologe, 
Geschäftsführer des NABU 
Brandenburg)
Bei Anruf Hirntumor

11 Uhr 
Unter weißen Haien
Gespräch mit Udo Rothe (Mitar-
beiter des Naturkundemuseums 
Potsdam)
Haus der Natur
Lindenstr. 34, 14467 Potsdam



Private Kleinanzeigen kosten 
nicht die Welt, sondern 0,55 
Euro pro Zeile (ca. 30 Zeichen), 
bitte Vorkasse (Briefmarken, 
bar). Für 0,50 Euro zusätzlich 
schicken wir ein Belegexem-
plar. Redaktionsadresse siehe 
Impressum.
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Gärtnerin, ökologisch ori-
entiert, sucht  für sich und 
ihren Webstuhl einen Platz 
zum Leben und Arbeiten. Am 
liebsten zwischen Menschen 
und Schafen. barkot11@yhoo.
de                                     

 

Die Veranstaltung mit Percy 
Schmeiser in Bad Freienwalde 
vom 13.1.08 wurde auf Video 
aufgezeichnet. Eine DVD vom 
Mitschnitt ist für 10 € incl. 
Porto zu erwerben bei: all.
install2@gmx.de. Der größte 
Teil des Geldes fließt in den Wi-
derstand gegen  den Gentechni-
kanbau in Brandenburg.

FÖJ-Stelle im Verein für Per-
makultur und Selbstversorgung 
in Verden, ab 9/08, Bewerbung 
ab jetzt. Gleichberechtigtes 
Arbeiten in kleinem Team. 
Seit ´98 wird ein Waldgarten-
gelände zur Selbstversorgung 
und als Modellprojekt auf 5ha 
aufgebaut. 04231 905030 

3er Wohnprojekt,  Bln-
Wedding,sucht ab 1.3. zwei 
Mitbewohner. 280 € Miete 
inkl. Ökostrom, Tel., Inter-
net, lpg, Gemeinschaftsraum, 
2 Schlafräume,NR, 030-
45022961, 0152-02073314

Seminarhaus in der Altmark 
hat noch Termine frei. www.
alternativeninderaltmark.de, 
Bunte vier, Pretzierer Str.25, 
29410 Groß Chüden

Eurotopia  PV überarbeitet
Gemeinschaften & Ökodoörfer 
in Europa. 460S. 18,-Euro, 
info@buecherwinkel.de

Bücher für ein gutes Leben
10% vom Gewinn für den 
Regenwald. www.buecher-
winkel.de

NACH DEM LESEN

WEITERREICHEN!

GRÜNE LIGA Berlin e.V.
Landesgeschäftsstelle: 
GRÜNES HAUS, Prenzlauer Allee 
230, 10405 Berlin-Prenzlauer Berg
Tel. 030 / 44 33 91-0, Fax -33
berlin@grueneliga.de

Projekte (Durchwahl, E-Mail):
Umweltbibliothek: -30
DER RABE RALF: -47
raberalf@grueneliga.de
Ökomarkt/Ernährungsberatung: -48
oekomarkt.kollwitzplatz@...
Presse/Öffentlichkeitsarbeit: -49

NATOUR Reisen: -50, Fax -53
natour@grueneliga.de
Lokale Agenda 21 Berlin: -64
berliner.agenda21@...
Beratung/Hofbegrünung: -49
hofberatung.berlin@...
Artenschutz an Gebäuden: -49
asag@grueneliga.de
Wasser: -44, wasser@...
International: -70, gl.internat@...
Regionalwährung: -57
info@berliner-regional.de

Mittwochs
Aktionsbündnis
gegen den Havel-
ausbau

1. Mi, 19 Uhr
Lindenstr. 34, 14467 Potsdam
Haus der Natur; 
Info-Tel. 44339144

RBB - OZON
14-tägig 21.30 Uhr

Donnerstags
Ökomarkt am 
Kollwitzplatz

12-19 Uhr
Kollwitz-/Wörther Str.; 
12-15 Uhr Ernährungsberatung;
Tel. 443391-48

Stadt - Land - Fluss
1. Do, 19 Uhr

Infotreffen Landgruppe & “Stadt 
sucht Leben”; Kotti e.V., Adalbert-
str. 95a, Kreuzberg; Tel. 6123430, 
www.landprojekt.de

Schachzüge
2. Do, 19 Uhr

VCD-Diskussionsveranstaltung 
Verkehr; Yorckstr. 48, Schöne-
berg, Tel. 4463664;
www.vcd-berlin.de

Sonntags
ZDF.Umwelt

So, 13.15-13.45 Uhr

Radtour zu
verkehrspolitischen
Schwerpunkten

1. So, 14 Uhr
Rotes Rathaus; Tel. 81887615
www.gruene-radler-berlin.de

Naturschutzjugend-Treff
letzter So, 15 Uhr

Naturerlebnisgarten, am S-Bhf. 
Bornholmer Str., Bösebrücke, 
Wedding; Tel. 51067134

Montags
Energieberatung

14-tägig, 13-16.00 Uhr
Umweltbüro am Weißen See/Berli-
ner Allee 125;  
Tel. 90295 8073/4

Ökologische 
Bau-Beratung

15-18 Uhr
GRÜNE LIGA, Prenzlauer Allee
230, Prenzlauer Berg; bitte vorher 
anmelden, Tel. 44049930

Öffentlicher AK
Lokale Agenda 21

2. Mo, alle 2 Monate,
16-18 Uhr

Treffen der Berliner LA21-Initiati-
ven; Haus der Demokratie,
Greifswalder Str. 4, Saal; Info-Tel.
44339164

Wehrpflicht von A-Z - 
Beratung

Mo 15-18 Uhr
Kampagne gegen Wehrpflicht,
Kopenhagener Str. 71, Prenzlauer
Berg; Tel. 44013025

Dienstags
Attac Berlin
Regiongruppentreffen

3. Di, 19 Uhr
Haus d. Demokratie, Greifswal-
der Str. 4, Prenzlauer Berg;
Tel. 6946101

GRÜNE LIGA/ 
NABU-Aktiv

3. Di, 19 Uhr
NABU Berlin,
Wollankstr. 4, Pankow
Tel. 98608370

Verkehrs-
Rechtsberatung

Di 19-20 Uhr
ADFC, Brunnenstr. 28,
Mitte; Tel. 4484724
nur Mitglieder

Grüne Radler
Versammlung

1. Di, 19 Uhr
Crellestr. 43, Baubüro, Schönebg.

Infos und Beratung, zu Frei-
willigenarbeit und Engage-
ment weltweit 

Di+Do 11-18 Uhr
Kreutzigerstr. 19, Friedrichshain 
infobüro fernetzt + SONED, Tel. 
2945401

Regelmäßig

www.de.indymedia.org

Ökologie
Biopolitik

Atom

Unabhängiges Medienzentrum

Öko-Märkte
Dahlem, Domäne

Mi 12-18, Sa 8-13 Uhr
Königin-Luise-Str. 49
Info-Tel. 666 300 13

Kreuzberg, Chamissoplatz
Sa 8-14 Uhr

Info-Tel. 843 00 43

Kreuzberg, Lausitzer Platz
Fr 12-18/18.30 Uhr

Info-Tel. 394 40 73

Kreuzberg, Zickenplatz
Di 12-18/18.30 Uhr

Hohenstaufenplatz/Schönleinstr.
Info-Tel. 394 40 73

Mitte, Zionskirchplatz
Do 12-18.30 Uhr

Kastanienallee/Veteranenstr.
Info-Tel. 394 40 73

Moabit, Thusneldaallee
Mi 12-18 Uhr

gegenüber dem Rathaus
Tiergarten
Info-Tel. 39 03 04 77

Prenzlauer Berg, 
Kollwitzplatz

Do 12-19 Uhr
Kollwitz-/Ecke Wörther Str.
Info-Tel. 44 33 91 48

Wedding, Leopoldplatz
Di, Fr 10-17/18 Uhr

Info-Tel. 39 03 04 77

Zehlendorf, Kastanienhof
Sa 8.30-13 Uhr

Mi 12-17 Uhr (Kl. Markt)
Clayallee/Propst-Süßmilch-Weg
Info-Tel. 394 40 73

Faßverleih und mehr

Mo-Fr 14.00-18.30
Sa 10.00-18.00

Tel. 611 90 09
Köpenicker Straße   8     10997 Berlin-Kreuzberg

Anzeige

Wir trauern um 
Kurt-Dieter 
Kochmann

Am 22.09.2007 ist 
unser Autor Kurt-Die-
ter Kochmann gestorben. 
Viele Jahre hatte er ehren-
amtlich für die GRÜNE 
LIGA gearbeitet, vor allem 
für den RABEN RALF, 
gleichermaßen zuverlässig 
als Autor wie als Verteiler. 
Er brachte den Blick des 
interessierten, engagierten 
Bürgers in den Raben hi-
nein - und uns manchmal 
schon etwas „betriebs-
blinde“ Umweltschützer 
zum Nachdenken. Seine 
beliebte Serie über die 
deutschen Nationalparke 
konnte er nicht mehr be-
enden. Nicht nur deshalb 
fehlt er uns. Danke, Herr 
Kochmann!

Die Redaktion
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Nahe Bremen besitzt der Verein 
Allmende e.V. ein sieben Hektar 

großes Gelände. Dort wird Selbstversor-
gung erforscht, wie sie unter anspruchs-
vollen Bedingungen aussehen könnte 
- zum Beispiel CO2-neutral, vegan und 
nur mit lokal vorhandenen Ressour-
cen. Permakultur spielt dabei immer 
wieder eine Rolle, um ein fruchtbares 

Empört gründeten die Anwoh-
ner am St. Marien/St. Nikolai 
II- Friedhof im April 2007 

die Bürgerinitiative „Friedhof an der 
Heinrich-Roller-Straße“. Grund dafür 
war, dass sie im Frühjahr 2007 zufällig 
erfuhren, dass ein Teil des an ihrer Straße 
gelegenen, verwilderten Friedhofs für 
die Nutzung als Bauland im Gespräch 
sei. Der Friedhof wird von den Anwoh-
nern gerne zum Spazierengehen genutzt. 
Der Pfarrer der Kirchengemeinde, 
Johannes Krug hatte bereits vor etwa 
drei Jahren die Idee, einen Teil des 
Friedhofs in Bauland umzuwandeln. 
Grund für dieses vorhaben sei, so 
Krug damals, dass auf dem Friedhof 
hoher Investitionsbedarf herrsche und 
der Verkauf eines Teils der Fläche als 

Anwohner atmen auf
St. Marien/ St. Nikolai II - Friedhof wird vorerst nicht bebaut

Bauland die Finanzierung unterstützen 
könnte. Im Juni 2006 beschloss dann 
das Abgeordnetenhaus den Friedhofs-
entwicklungsplan. Dieser legte fest, wie 
mit den Flächen umgegangen werden 
soll. Es sollten elf Berliner Friedhöfe 
komplett geschlossen werden, sowie 
Teilflächen von 75 der insgesamt 179 
Friedhöfe anders genutzt werden. Auch 
einen 50 Meter breiten Streifen entlang 
der Heinrich- Roller- Straße, eine Ge-
samtfläche von 6000 Quadratmetern, 
schloss dieser Plan mit ein.

Die Anwohner protestierten heftig, 
hängten große Plakate an ihre Fenster 
und Balkons und sammelten bis No-
vember 2007 etwa 5000 Unterschriften 
gegen die Bebauung. Sie forderten den 
Erhalt der gesamten Friedhofsfläche 

als Grünfläche und Biotop. Verwiesen 
wurde dabei auf den im Vergleich zur 
relativ hohen Bevölkerungsdichte im 
Gebiet Winsstraße herrschenden Man-
gel an Grün- und Spielflächen. Pfarrer 
Krug hingegen argumentierte, dass 
die evangelische Kirche in der Stadt 
sehr große Friedhofsflächen habe, die 
für die Berliner eine wichtige Rolle 
spielten. Mit dem Areal an der Hein-
rich- Roller- Straße ließe sich für eine 
kleine Fläche ein überdurchschnittlicher 
Erlös erzielen, der die nicht vorhandene 
finanzielle Unterstützung vom Land 
Berlin ausgleichen würde.

Im Dezember 2007 gab es für die 
Anwohner an der Heinrich-Roller-
Straße dann Grund zum Aufatmen. 
Die Idee von Wohnhäusern auf dem 

Areal musste vorerst begraben werden. 
In einem Bebauungsplan-Verfahren 
setzte das Bezirksamt Pankow sich 
zum Ziel, die betreffende Friedhofs-
fläche als Grünfläche zu sichern. Die 
Begründung war das große Defizit 
an Grünflächen im Prenzlauer Berg. 
Die Vorhandenen sollten nicht auch 
noch vernichtet werden, und auch eine 
Verdichtung der Bebauung sei nicht 
nötig. Das Bebauungsplan-Verfahren 
könnte bis zu zwei Jahre dauern. In 
dieser Zeit möchte das Bezirksamt die 
Baupläne zurückstellen. Pfarrer Krug 
wurde der Vorschlag gemacht einen 
Antrag zu stellen, das Grundstück an 
das Land Berlin zu verkaufen, allerdings 
nicht als Bauland und auch zu einem 
geringeren Preis.

FÖJ im Waldgarten-Selbstversorgungsprojekt
Freiwilliges Ökologisches Jahr ab September bei Allmende e.V.

Landschaftsbild zu formen. So entsteht 
langsam ein „essbarer Waldgarten“.

Es gibt dort eine oder zwei FÖJ-
Stellen für Leute von 16 bis 26 Jahren. 
Der Verein versucht möglichst gleich-
berechtigt zu arbeiten. Es wird keine 
38-Stunden-Woche erwartet und  poli-
tisches Engagement ist gern gesehen. 
Allerdings gehört auch Verantwortung 

für eventuell weniger schöne Aufgaben 
wie Vereinsverwaltung, Finanzierung 
und Buchhaltung zu den Aufgaben der 
FÖJler. Es gibt Betreuung und Raum 
für eine gründliche Einarbeitung. Auf 
die Dauer ist dann Eigeninitiative bei 
der Arbeit gefragt. mb
Kontakt: Telefon 04231 - 905030 oder 

E-Mail: allmendepermaweb.de

Zucker!
Süßer Stoff gegen Armut?

KR
ITI
SCH
E

ZEITSCHRIFT FÜR UMWELT UND ENTWICKLUNG

Ökologie
Kleines Abo (2 Hefte in Folge): 
10 EURO
Konto: ifak/kritische ökologie, 
Konto-Nr. 505 607 47 
BLZ 260 500 01
Sparkasse Göttingen
Spezialausgaben sind für 
AbonnentInnen kostenfrei; 
außerhalb des Abos ist das 
Zuckerheft gegen Versandkosten 
erhältlich (2 Euro pro Exemplar)

ifak/kritische ökologie
Wilhelmsplatz 3
37073 Göttingen
ph. 05 51-48 71 41/fax: -43
Email: ifak@comlink.org

Spezialausgabe

Der Welthandel mit Zucker • Wie wirken die 
EU-Zuckermarktordnung und ihre Reform auf 
Entwicklungsländer? • Liegt die Zukunft im Bio-
ethanol? • Das Geschäft mit dem weißen Gold 
– kann es zur Armutsminderung beitragen?

Karikatur: Freimut Wössner
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Fehler gefunden?  
Bitte melden!

Tel. 44 33 91-47, -0, Fax 
-33

raberalf@grueneliga.de

Aus Platzgründen kann hier nur eine 
Auswahl von Umwelt-Adressen in Berlin 
und Umgebung veröffentlicht werden. 
Die grau unterlegten Adressen sind Mit-
glieder der GRÜNEN LIGA.

ADFC - Allgemeiner Deutscher Fahr-
rad-Club, Brunnen- 28, 10119 (Mitte), 
T 4484724, F 44340520,  
www.adfc-berlin.de 

Arge Autofrei Wohnen in Berlin c/o 
Markus Heller, T/F 2807940, www.
autofrei-wohnen.de

AG Kleinstlandwirtschaft und Gärten 
in Stadt und Land c/o FU, Inst. für 
Soziologie, Babelsberger - 14-16, 
10715 (Wilmersdf.) T 85002110,   
http://userpage.fu-berlin.de/~garten

Agenda-Agentur Berlin Runge- 22-24, 
10179 (Mitte) T 6128087-1/-2/-3, F -4, 
www.agenda-agentur.de

Aktionsgemeinschaft Gleisdreieck c/o 
Büro Rheinlaender, Crelle- 43, 10827 
(Schönebg.) T 7883396, F 7811059, 
Matthias Bauer, T 2151135, www.
berlin-gleisdreieck.de

A-Laden Brunnen- 7, 10119 (Mitte), T      
0176-20459418, www.a-laden.org

Anti-Atom-Plenum c/o Papiertiger, Cu-
vry- 25, 10997 (Kreuzbg.),  
www.squat.net/aap-berlin

Arbeitskreis Amalgam c/o KIK, Chris-
tina Asse, Fehrbelliner - 92, 10119 
(Mitte), T 4439884

Arbeitskreis Igelschutz Berliner - 79a, 
13467 (Hermsdorf),

 www.igelschutzberlin.de
Arbeitskreis Nordkaukasus c/o Vitali 

Kovaljov, Str. d. Pariser Kommune 11, 
10243 (Friedrichsh.), T 4286925, F 
42851659, vitalij.kovalev@nabu.de

Arbeitskreis Verkehr und Umwelt 
(UMKEHR) e.V. Exerzier- 20, 13357 
(Wedding), T 4927-473, F -972, www.
umkehr.de

Arche Plesser- 3, 12435 (Treptow), T 
5337104, www.bekenntniskirche.de

Attac Gneisenau- 2a, 10969 (Kreuzbg.) 
T 69517791, F 6926590, www.attac-
berlin.de

autofrei leben! e.V. Koppenplatz 12,  
10115 (Mitte), T 27594244, F 
2834021, www.autofrei.de

BANA mobil Projektbüro im Kotti e.V., 
Karin Paproth, Kamminer - 4, 10589 
(Charlottenbg.), T/F 4429603,  
bana-mobil@web.de

Barnimer Aktionsbündnis gegen gen- 
technische Freilandversuche c/o 
DOSTO, Breitscheid- 43a, 16321 
Bernau, T/F 03338/5590, www.dosto.
de/gengruppe

B.A.U.C.H. e.V. Verein für Umweltche-
mie, Wilsnacker - 15, 10559 (Moabit), 
T 394-4908, F -7379,  
bauch@alab-berlin.de

BauFachFrau e.V. Ökolaube, Kompost-
toilettenausstellung Meyerbeer- 36/40, 
13088 (Weißensee), T 925-2483, F 
-1964, www.baufachfrau-berlin.de

B-Laden Lehrter - 27-30, 10557 (Moa-
bit), T/F 3975238

Baumschutzgemeinschaft Potsdamer 
- 68, 10785 (Tiergtn.), T 25794353,  
F 26551263

Berliner Entwicklungspolitischer 
Ratschlag Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Bg.) T 4285-1587,  
www.ber-landesnetzwerk.de

Berliner Tierrechtsaktion  
www.tr-berlin.tk

B.F.S.S. Büro für stadtteilnahe Sozial-
planung GmbH Müller- 155, 13353 
(Wedding), T 4617771,  
www.bfss-berlin.de

BI Berliner Luft + Fahrgastbeirat Ho-
henschönhausen Ahrenshooper - 5/ 
Zi. 1, 13051, T/F 9621033

BI FREIe HEIDe c/o Benedikt Schirge, 
Dorf- 27, 16831 Zühlen, T/F 033931-
2338, www.freie-heide.de

BI Müggelsee c/o Thomas Kasper, 
Löcknitz- 18, 12587 (Friedrichshgn.), 
T 6457673, bimueggelsee@yahoo.de

BIP - Biomasse in Pankow Gundolf 
Plischke, Duncker- 46, 10439 (Prenzl. 
Berg) T 747682-36, F -37, www.bio-
masse-in-pankow.de

BI Rettet die Marienfelder Feldmark  
J. Müller, Illig- 82a, 12307, T 7463527

BI Stadtring Süd (BISS) Harald Moritz, 
Bouché- 22, 12435 (Treptow),  
www.keineautobahntreptow.de

BI Westtangente (BIW) Crelle- 43, 
10827 (Schönebg.), T 7883396, F 
7811059, www.bi-westtangente.de

BLN - Berliner Landesarbeitsgemein-
schaft Naturschutz Potsdamer - 68, 
10785 (Tiergtn.), T 2655-0864, -0865, 
F -1263, www.bln-berlin.de

BLUE 21 - Berliner Landesarbeits-
gemeinschaft Umwelt und Ent-
wicklung c/o FDCL, Gneisenau- 2a, 
10961 (Kreuzbg.), T 6946101,  
F 6926590, www.blue21.de

Botanischer Verein Königin-Luise- 6, 
14195 (Dahlem), T 7748437, www. 
botanischer-verein-brandenburg.de

Britzer Umweltforum Fulhamer Allee 
53, 12359, T 6079338

BUND - Bund für Umwelt und Natur-
schutz LandesGSt Crelle- 35, 10827 
(Schönebg.), T 787900-0, F -18  
BundesGSt Am Köllnischen Park 1, 

10179 (Mitte), T 275864-0,  
F -40, www.bund-berlin.de

BUNDjugend LandesGSt Erich-Wei-
nert- 82, 10439 (Prenzl. Berg), T 392-
8280, F -7997 
BundesGst Am Köllnischen Park 1, 
10179 (Mitte), T 275865-0, F -55, 
www.bundjugend-berlin.de 

Bundesumweltministerium Alexander-
pl. 6, 11055 (Mitte), T 28550-0,  
F -4375, www.bmu.de 

Bündnis 90/Die Grünen 
 Landesverb., Bereich Umwelt Linden- 

20-25, 10969 (Kreuzbg.), T 615005-0, 
F -99, Grüne Jugend -43, www.grue-
ne-berlin.de

 Abgeordnetenhaus Niederkirchner- 5, 
10111 (Mitte), T 232524-00, F -09, 
Umwelt -06/-62, Verkehr -12

 Bundestag, Bereich Umwelt, Luisen- 
32-34, 10117 (Mitte), T 2275-8939, F 
-6911,ak2@gruenefraktion.de

Bürgerberatung Umwelt und Energie 
Kaiserdamm 80, 14057 (Charlotten-
bg.), T 301-6090, F -9016, 

 www.gfl-online.de
Bürgerverein Brandenburg-Berlin 

(BVBB) Flughafenausbau Schönefeld 
Heinrich-Heine-- 3-5, 15831 Mahlow, 
T/F 03379/201434, www.bvbb-ev.de

Cöllnische Heide e.V. c/o Dr. Erxleben, 
Steinbach- 11, 12489 (Adlershof),  
T 67198381

Deutsche Friedensgesellschaft - Ver-
einigte KriegsdienstgegnerInnen 
(DFG-VK) Görlitzer - 63, 10997 
(Kreuzbg.), T 61074411,  
www.dfg-vk.de

Deutsche Umwelthilfe (DUH)  
Hackescher Markt 4, 10178 (Mitte),  
T 258986-0, F -19, www.duh.de

Deutscher Bahnkundenverband 
(DBV) Kurfürstendamm 11, 10719 
(Charlottenbg.), 634970-76, F -99, 
www.bahnkunden.de

Deutscher Naturschutzring (DNR)  
Marien-19/20, 10117 (Mitte), 

   T 2408828-0, F -80, www.dnr.de
Diözesanrat der Katholiken, Sachaus-

schuss Eine Welt und Bewahrung 
der Schöpfung, Niederwall- 8/9, 
10117 (Mitte), T 32684-206, F -203, 
www.dioezesanrat-berlin.de

ecovillage e.V. c/o H.-R. Brinkmann, 
Diepholzer - 2, 49088 Osnabrück, T/F 
0541/445941, www.ecovillage.de

Fachverband Biogas c/o Roland 
Schnell, Graefe- 14, 10967 (Kreuzbg.) 
T 707198-60, F -62, www.graskraft.de

FIAN - Food First Information and 
Action Network Greifswalder - 4, 
10405 (Prenzl. Berg), T 42809107, 
www.fian.de

Fördergemeinschaft Ökologischer 
Landbau (FÖL) Marien- 19-20, 10117 
(Mitte), T 28482440, F -48, www.
foel.de

Förderverein Naturpark Südgelände 
c/o Hans Göhler, Sophie-Charlotten- 
59, 14057 (Charlottenbg.), T 3217731

Förderverein Landschaftspark Nord-
ost Dorf- 4a (Dorfkate Falkenberg), 
13057, T/F 9244003,  
www.dorfkate-falkenberg-berlin.de

FUSS e.V. - Fußgängerschutzverein, 
Exerzier- 20, 13357 (Wedding), T 
4927-473, F -972, www.fuss-ev.de

Future-on-Wings e.V. c/o Afrikahaus, 
Bochumer - 25, 10555 (Moabit), T 
3928567, www.future-on-wings.net

Gen-ethisches Netzwerk (GeN) Brun-
nen- 4, 10119 (Mitte), T 6857073, F 
6841183,  
www.gen-ethisches-netzwerk.de

Germanwatch Voß- 1, 10117 (Mitte), 
T 288835-60, F -61, www.german-
watch.org

Gesellschaft für Ausbildung, innova-
tiven Landbau und Arbeit (GAIA) 
e.V., Plauener - 160, 13053 (Hohen-
schönh.), T 981992-0, F -37, www.
gaia.de

Gesellschaft Naturforschender 
Freunde c/o Inst. f. Zoologie der FU, 
Königin-Luise- 1-3, 14195 (Dahlem),  
T 8383917, F -16

Gesundheitsladen Zionskirch- 49,  
10119 (Prenzl.Bg.), T 6932090, www.
gesundheitsladen-berlin.de

Graswurzelrevolution c/o BAOBAB,  
Christburger - 38, 10405 (Prenzl. 
Bg.), T 4426174, F 44359066, 
gwrbln@mailandnews.com

Greenhouse Infopool Duncker- 14, 
10437 (Prenzl. Berg),  
www.jpberlin.de/greenhouse

Greenpeace Chaussee- 131, 10115 
(Mitte), T 283915-50, F -51, www.
greenpeace-berlin.de

GRÜNE LIGA e.V. BundesGSt., Red. 
ALLIGATOR Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Bg.), T 2044-745, F -468, 
www.grueneliga.de

GRÜNE LIGA Berlin e.V. LandesGSt. 
GRÜNES HAUS, Prenzlauer Allee 
230, 10405 (Prenzl. Bg.), T 443391-0, 
www.grueneliga-berlin.de

 GRÜNE LIGA Köpenick (§29, Baum-
schutz, Verkehr) Karl- 12, 12557, T/F 
6519117

 GRÜNE LIGA Weißensee/BaUm e.V. 
(Naturwerkstatt, Jugend-AG) c/o Petra 
König, T 9253070, baum@grueneliga.
de

Grüne Radler Crelle- 43, 10827 (Schö-
nebg.), Christian Kurt Schmidt, T 
81887615, Dieter Hertwig, T 6236833, 
www.gruene-radler-berlin.de

Grünes Haus für Hellersdorf Boizen-
burger - 52-54, 12619, T 56298081,  
F 56499950,  
www.gruenes-haus-hellersdorf.de

Habitat-Informationsbüro  
Greifswalder - 33 A, 10405 (Prenzl. 
Bg.), T 428515-85, F -86,  
habitat-infobuero@berlinet.de

Haus der Natur Potsdam/GRÜNE 
LIGA Brandenburg e.V.,  
Linden- 28, 14467 Potsdam, T 
0331/20155-20, F-22,  
www.hausdernatur-brandenburg.de

 Arbeitskreis Naturschutzgeschich-
te T -25, F -27

 Arbeitsgemeinschaft Natur- und 
Umweltbildung (ANU) T -15, F -16

 ARGUS Umweltbildung, T -11, F -12
 Förderverein für Öffentlichkeitsar-

beit im Natur- und Umweltschutz 
(FÖN) e.V. T -35, F -36

 GRÜNE LIGA Brandenburg T -20,  
F -22

 Landesbüro anerkannter Natur-
schutzverbände T -50, F -55

 Naturfreunde Brandenburg T -40,  
F -44

 Naturschutzbund NABU LV Bran-
denburg T -70, F -77

 Naturschutzjugend LV Brandenburg 
T -75, F - 78

 Netzwerk Dezentrale Energienut-
zung (DEN) T -31, F -33

 VCD - Verkehrsclub Deutschland LV 
Brandenburg T -60, F -66

HOLON e.V. Friedrich-Engels- 26, 
15711 Königs Wusterhausen,  
T/F 03375/294636

HU-RefRat Referat Ökologie und 
Umwelt, Unter den Linden 6, 10099 
(Mitte), T 2093-2603, -2614, -1749, F 
-2396, www.refrat.hu-berlin.de/oeko

I.B.I.S. Bürgerberatungsgesellschaft 
für Stadterneuerung Ryke -25, 
10405 (Prenzl. Bg.), T 44358090,  
F 4406003

Infrastrukturelles Netzwerk Umwelt-
schutz (INU) Dorf- 36, 13057 (Fal-
kenbg.), T 934427-10, F -29, www.
inu-ggmbh.de

IGEB e.V. Fahrgastverband S-Bhf. 
Jannowitzbrücke, Stadtbahnbogen 
G9, 10179 (Mitte), T 787055-11,  
F -10, www.igeb.org

IG Wuhletal c/o Angele Schonert, 
Sewan- 181, 10319 (Friedrichsfelde), 
T  5122816

Initiative gegen die Verletzung öko-
logischer Kinderrechte Wundt- 40, 
14057 (Charlottenbg.), T 3257443

Institut für ökologische Wirtschafts-
forschung (IÖW) Potsdamer - 105, 
10785 (Tiergtn.), T 884594-0, F 
8825439, www.ioew.de

Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung (IZT) Scho-
penhauer- 26, 14129 (Nikolassee), T 
803088-43, F -88, www.izt.de

Internationale Weiterbildung und Ent-
wicklung gGmbH (inWent) Abt. Um-
welt, Energie, Wasser Lützow- 6-9, 
10785 (Tiergtn.), T 25482-101,  
F -103, www.inwent.org

IPPNW Ärzte gegen Atom Körte- 10, 
10967 (Kreuzbg.), T 6980740,  
F -8166, www.ippnw.de

IfUR e.V. Studienarchiv Umweltge-
schichte, Brodaer - 2, 17033 Neubran-
denburg, T 0395/5693-224, -255, F 
-299, www.iugr.net 

Jugendfarm Moritzhof Schwedter- 90, 
10437 (Prenzl. Bg.) T 44024220, F 
-22, www.jugendfarm-moritzhof.de

Jugendnaturschutzakademie 
Brückentin, 17237 Dabelow, T/F 
039825/20281, www.brueckentin.de

Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär Kopen-
hagener - 71, 10437 (Prenzl. Bg.), T 
440130-25, F -29, www.kampagne.de

KATE Kontaktstelle für Umwelt und 
Entwicklung Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl. Bg.), T 440531-10, F -09, 
www.kateberlin.de

Kerngehäuse Architektenbüro Öko-
logische Bauberatung Borodin- 20, 
13088 (Weißensee), T 44049930, F 
47374642, www.kerngehaeuse-archi-
tekten.de

Kinderbauernhof „Pinke Panke“ Am 
Bürgerpark 15-18, 13156 (Pankow), 
T 47552593,  
www.kinderbauernhof-pinke-panke.de

KMG Gestaltung nachhaltiger Entwick-
lung Reichenberger - 150, 10999 
(Kreuzbg.), T 293679-40, F -49, www.
kmgne.de

Lernwerkstatt ÖkoKita Golliner - 10, 
12689 (Marzahn)

Lokale Agenda 21 Informationen bei 
der GRÜNEN LIGA Berlin (siehe dort)

LÖPA - Linksökologische pazifisti-
sche Anarchisten c/o M99, Manteuf-
fel- 99, 10999 (Kreuzbg.),  
www.geocities.com/theloepa

Mahlsdorfer Schulbildungsverein c/o 
Lutz Reineke, Stepenitzer Weg 45, 
12621 (Kaulsdorf), T 5662477

Messzelle e.V. (Umweltanalytik) Müller-
Breslau- 10, 10623 (Charlottenbg.), T 

3142-5806, F -6863,  
www.tu-berlin.de/~messev

Michael Succow Stiftung Grimmer 
-  88, 17489 Greifswald, T 3834-
7754623, F -535743, www.succow-
stiftung.de

Moabiter Ratschlag e.V. Rostocker 
- 32, 10553, T 390812-0, F -29, www.
moabiter-ratschlag.de

NaturFreunde Ring- 76, 12205 (Lichter-
felde), T 8332013, F 83203911, www.
naturfreunde-berlin.de

Naturfreundejugend Gryphius- 23, 
10245 (Friedrichshain), T 325327-70, 
F-71, www.naturfreundejugend.de

Naturschutz- und Grünflächenämter  
siehe Gelbe Seiten: Berlin-Service 
(vorn) oder Telefonbuch: „Landesre-
gierung - Bezirksämter“ (grau) oder  
www.berlin.de/verwaltungsfuehrer

Naturschutzbund NABU LandesGSt 
Wollank- 4, 13187 (Pankow), T 986-
08370, F -7051, www.berlin.nabu.de 
Bezirksgr. Pankow T -083728 
Freilandlabor Flughafensee  4325155 

Bundesvertretung Invaliden- 112, 10115 
(Mitte), T 284984-0, F -84

Naturschutzstation Malchow/Förder-
verein Dorf- 35, 13051, T 927998-30, 
F -31,  
www.naturschutzstation-malchow.de

Naturschutzzentrum Schleipfuhl 
Hermsdorfer - 11a, 12627 (Hellersdf.), 
T 9989184

NETZ für Selbstverwaltung PF 
620553, 10795, T/F 2169105,  
www.netz-berlin-brandenburg.de

Netzwerk SPIEL/KULTUR Kollwitz- 35, 
10405 (Prenzl. Bg.), T 44-28122, F 
-051192, www.netzwerkspielkultur.de

Neue Lebenswelt e.V. Haus Hoher 
Golm, Dorf- 156, 14913 Ließen, T 
033745-50310, T/F -70922, www.
haus-hoher-golm.de

Nichtraucherbund Greifswalder - 4,  
10405 (Prenzl. Bg.), T 2044583, www.
nichtraucher-berlin.de

Ökologisch-Demokratische Partei  
ödp Erich-Weinert-- 134, 10409 
(Prenzl. Bg.), T 49854050, www.
oedp.de

ÖkoLeA Ökol. Lebens- und Arbeits-
gemeinschaft Hohensteiner Weg 3, 
15345 Klosterdorf, T 03341-3593930, 
F -309998, www.oekolea.de

Ökowerk Naturschutzzentrum 
Teufelsseechaussee 22-24, 14193 
(Grunewald), T 300005-0, F -15, www.
oekowerk.de

Pankgräfin e.V./Wagendorf Karow 
Pankgrafen- 12d, 13125 (Buchholz),  
T 475996-24, F -25, www.pankgra-
efin.de

Die Linke Kl. Alexander- 28, 10178 
(Mitte) Ökologische Plattform T 
24009542, F 2411046,  
www.oekologische-plattform.de 

 Abgeordnetenhaus, AG Umwelt c/o 
Marion Platta MdA, Niederkirchner- 5, 
10111 (Mitte), T 232525-50, F -39, 
platta@linksfraktion-berlin.de

per pedes e.V. Koppenpl. 12, 10115 
(Mitte), T 28340-20, F -21, www.per-
pedes-ev.de

pro agora - Gesellschaft für nach-
haltige Stadtkultur Mühlen- 62-65, 
13187 (Pankow), T/F 4257731, www.
proagora.de

Rechtsschutz gegen Lärm und Luft-
schmutz (Verkehr) c/o UfU

Robin Wood T 20687813, berlin@ ro-
binwood.de, www.robinwood.de

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Clayallee 226a, 14195 (Dahlem),  
T 8329-137, F -236

Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung (SenStadt) Am Köllnischen Park 
3, 10179 (Mitte), T 9025-0, F -1073,  
Umwelt-Tel. 9025-1111,  
www.stadtentwicklung.berlin.de

Solarverein Berlin e.V. Paulsen- 55/56, 
12163 (Steglitz), T 82097-236,F -366, 
www.solarverein-berlin.de

Stiftung Naturschutz Berlin Potsda-
mer - 68, 10785 (Tiergtn.),  
T 26394140, F 2615277,  
www.stiftung-naturschutz.de

Studiengesellschaft Brandenburg 
Berlin (SGBB) Regionalentwicklung 
Geschwister-Scholl- 12, 15745 Wil-
dau, T/F 03375/501415

Tauschring Friedrichshain Boxhage-
ner - 89, 10245, T 44359575, www.
tauschringe-berlin.de

Tier&Mensch e.V. Ernst Ulich, Baseler 
- 24, 12205 (Lichterfelde), F 8334638, 
www.tierundmensch-ev.de

Tierschutzverein - Tierheim Berlin 
Hausvaterweg 39, 13057 (Falkenbg.), 
T 76888-0, www.tierschutz-berlin.de

Tierversuchsgegner PF 120220, 
10592, T 3418043, F 8158199, www.
tierrechte.de/berlin-brandenburg

TU-Energieseminar  March- 18, 10587 
(Charlottenb.), T 314-25280, F -73379 
www.tu-berlin.de/fb6/energieseminar

TU-Kooperations- und Beratungsstel-
le für Umweltfragen - kubus Fran-
klin- 28-29, 7.OG, TUB Sekr. FR 7-1, 
10587 (Charlottenbg.), T 31424-378, 
F -276, www.tu-berlin.de/zek/kubus

Ufa-Fabrik/id22 Victoria- 10-18, 12105 
(Tempelhof), T 75503-0, F -110, www.
ufafabrik.de

UMKEHR e.V. siehe ArbeitskreisVerkehr
Umsonstladen/KommuneCafé 

Brunnen- 183, 10119 (Mitte), www.
umsonstladen.info

UfU - Unabhängiges Institut für Um-
weltfragen Greifswalder - 4, 10405 
(Prenzl Bg.), T 428499332, 

 F 42800485, www.ufu.de
Umwelt und Bildung e.V. Storkower 

- 36, 15537 Gosen, T/F 03362/8432, 
www.umbi.de

Umweltämter der Bezirke siehe Gelbe 
Seiten: Berlin-Service (vorn) oder 
Telefonbuch: „Landesregierung -  
Bezirksämter“ (grau) oder  
www.berlin.de/verwaltungsfuehrer

Umweltbeauftragter der ev. Kirche 
Pfr. Reinhard Dalchow, Pufendorf- 11, 
10249 (Friedrichshain), T 417242-28, 
F -29, rdalchow@t-online.de

Umweltberatung Nordost e.V. Greifs-
walder - 4, 10405 (Prenzl. Bg.),  
T/F 2044416, www.ubno.de

Umweltberatungsstelle Berlin e.V. Ni-
kolsburger Pl. 6, 10717 (Wilmersdf.), 
T 8618778, F 8621885

Umweltforum Berlin Auferstehungs-
kirche Pufendorf- 11, 10249 (Fried-
richsh.), T 417242-0, F -10, www.
umweltforum-berlin.de

Umweltforum Karlshorst c/o Warn-
heim, Heiligenberger - 12, 10318,  
T 5083266

Umweltladen Lichtenberg 
Türrschmidt- 21, 10317, T 5578313

Umweltladen Mitte Tor- 216, 10115, T 
280448-41/-42, F -43

Urgewald e.V. Prenzlauer Allee 230, 
10405 (Prenzl. Bg.), T 443391-68/-69, 
F- 33, www.urgewald.de

VCD - Verkehrsclub Deutschland  
LandesGSt Yorck- 48 10965 (Schö-
nebg.), T 4463-664, F -703,  
www.vcd-berlin.de  
BundesGSt Koch- 27, 10969 (Kreuz-
bg.), T 030/280351−0, www.vcd.org

Vegetarische Alternative c/o Ingo 
Seubert, Fritsche- 29, 10585 (Char-
lottenbg.), T 34389159, www.vegeta-
rierbund.de

Verbraucher Initiative Elsen- 106, 
12435 (Treptow), T 536073-3, F -45, 
www.verbraucher.org

Volksbund Naturschutz Königin-Luise-
- 6-8, 14195 (Zehlendf.), T 84107131, 
F 83229321, www.vbnev.de 

WEED Weltwirtschaft, Ökologie, Ent-
wicklung Tor- 154, 10115 (Mitte), T 
275-82163, F -96928,  
www.weed-online.org

Wurzelwerk e.V. Food-Coop Oder- 10, 
10247 (Friedrichsh.), T/F 2941216

WWF Gruppe Berlin-Brandenburg c/o 
Katharina Borcke, T 0163/2313241, 
wwf-gruppe-berlin@wwf.de 

Zukunftsstiftung Landwirtschaft Ma-
rien- 19, 10117 (Mitte), T 24047146, F 
27590312, www.zs-l.de

Aktion Tier - Menschen für Tiere e.V. 
Kaiserdamm 97, 14057(Charlotten-
burg), T 30103831 , F -34

European Network for Mobility and 
Local Agenda 21, Berlin Benda-15, 
12051(Neukölln), info@mobilocal.org



An zei gen

Berliner Compagnie
DAS BLAUE WUNDER

Theaterstück über die aufhaltsame Privatisierung des Wassers

Berliner Compagnie, Kreuzberg, Muskauerstr. 20 A
(Nähe Künstlerhaus Bethanien, U1 Görlitzer Bhf)

www.Berliner-Compagnie.de

Eintritt 12 €, ermäßigt 8 €, Vorbestellung 3136134

Februar 2008
Fr 15. 19:30
Sa 16. 19:30
So 17. 17:00
Mo 18. 19:30

Fr 22. 19:30
Sa 23. 19:30
So 24. 17:00
Mo 25. 19:30
Fr 29. 19:30

März 2000
Sa 1. 19:30
So 2. 17:00
Mo 3. 19:30

Berliner Compagnie
DAS BLAUE WUNDER

Theaterstück über die aufhaltsame Privatisierung des Wassers

Berliner Compagnie, Kreuzberg, Muskauerstr. 20 A
(Nähe Künstlerhaus Bethanien, U1 Görlitzer Bhf)

www.Berliner-Compagnie.de

Eintritt 12 €, ermäßigt 8 €, Vorbestellung 3136134

Februar 2008 Fr 22. 19:30


